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1 Einleitung 
Aufgrund der Zunahme der Suburbanisierung, sind Ausbauten der sozialen und 
technischen Infrastruktur in peripheren Gebieten für eine nachhaltige Stadtentwicklung 
unumgänglich. Bereits Mitte der 90er Jahre stand fest, dass die stark wachsenden 
Regionen nördlich der Donau an ein hochrangiges öffentliches Verkehrsmittel 
angeschlossen werden sollen. Die Bezirke 21 und 22 zählen zu den am schnellsten 
wachsenden Bezirken Wiens.1 Der Trend ein „Haus im Grünen“ zu besitzen, setzt sich 
weiterhin fort. Fehlende Infrastrukturen stellen jedoch in den wachsenden 
Siedlungsgebieten Probleme dar. Steigende Mobilitätsansprüche, fehlende 
Arbeitsplätze und schlechte öffentliche Verkehrsanbindungen führen zu Zersiedelung 
und bringen enorme Pendlerströme mit sich. Oftmals wird dort gebaut, wo die 
Baugründe günstig sind und der zusätzliche Bedarf an Mobilität wird mit dem PKW 
gedeckt. Durch einen steigenden motorisierten Individualverkehr (MIV) kommt es 
neben ökologischen Problemen aber auch zu einer reduzierten Mobilität aufgrund von 
Überlastungen der Straßen. Der Ausbau der U2, als hochrangiges Öffentliches 
Verkehrsmittel, soll das Ausbreiten disperser2 Siedlungen eindämmen und das 
vorherrschende Entwicklungspotential für die Stadtentwicklung im Nordosten Wiens 
fördern. Die Anbindung an das Zentrum Wiens, hat unter anderem das Ziel einen 
Lenkungseffekt zu generieren, indem Pendler sowie Anrainer den Öffentlichen 
Verkehr, anstatt des PKWs nützen. Außerdem soll das Grundnetz und somit vor allem 
die U1 entlastet werden. Gute Raumplanung und Stadtplanung können langfristigen 
Problemen, wie dem steigenden Autoverkehr und der Zersiedelung entgegenwirken. 
1.1 Zielsetzung 
Dass eine U-Bahn die nordöstlichen Stadtteile Wiens erschließen wird, war relativ 
schnell und einstimmig beschlossen, jedoch die generelle Planung und vor allem die 
Trassenfindung wurde zu einem langwierigen Prozess. Im Zuge der vorliegenden 
Arbeit wird der Planungsprozess der U2-Verlängerung Stadlau/Aspern untersucht. Die 
Planung eines solchen Großinfrastrukturprojektes passiert in Kooperation von 
Fachexperten der Verkehrsplanung, der Stadtplanung, der Raumordnung sowie unter 
Einbezug der Verwaltung, Politik und der Öffentlichkeit. Im Allgemeinen analysiert die 
Autorin, wie der Planungsprozess aufgebaut ist und welche Akteure bei einem 
öffentlichen Infrastrukturprojekt mitwirken. Entscheidungshilfen sind dabei ein Muss, 
um relativ objektive Entscheidungen während des gesamten Planungsprozesses, 
vorbereiten zu können. Das Hauptziel der Arbeit stellt die Analyse formalisierter 
Entscheidungshilfen im Zuge der Planung dar. Durch die kritische Auseinandersetzung 
mit dem Planungsprozess und der Trassenentscheidungsfindung können Mängel in 
der realen Infrastrukturplanung aufgezeigt werden. Die letztendlich politisch getroffene 
Entscheidung wird oft nicht aus Nutzen-Kosten-effizienter Sicht legitimiert. Vor allem 
politische Kräfte und Lobbying kommen hier ins Spiel. Die Trassenfindung der U2 kann 
als interessantes Beispiel gesehen werden, wie komplex und konfliktbehaftet sich die 
Entscheidungsfindung für den Verlauf einer U-Bahn gestalten kann. 
                                               
1
 Vgl. MA 18 (2005), S. 34 
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 Zerstreut, weitläufig verteilte Siedlungsstruktur 
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1.2 Aufbau 
In der Einleitung erfolgt neben der Darstellung der Zielsetzung (1.1) und des Aufbaus 
der Arbeit (1.2), eine Beschreibung zentraler Begriffe, wie der Mobilität (1.3) und der 
Suburbanisierung (1.4), um ein besseres Verständnis der darauf folgenden Kapitel zu 
gewährleisten. Das Kapitel 2 beginnt mit den theoretischen Grundlagen der 
Stadtverkehrsplanung. Konkret wird in den einführenden Grundlagen (2.1), ein 
historischer Überblick über die Entwicklung des Stadtverkehrs in Zusammenhang mit 
der Stadtentwicklung gegeben, danach folgen Ausführungen zu den Grundlagen der 
Verkehrspolitik und der Verkehrsplanung. Weiters wird der gesamte Planungsprozess 
(2.2) mit seinen Komponenten und Schritten erörtert. Die Systemabgrenzung (2.3) 
stellt besonders im Hinblick auf das Fallbeispiel U2 eine wichtige Grundlage der 
Planung dar. Da das Projekt U2-Verlängerung in zwei unterschiedliche 
Planungsprojekte aufgespaltet wurde. Die Akteure und Entscheidungsträger (2.4) der 
Stadtverkehrsplanung werden, genauso wie der wichtige Aspekt der Kommunikation 
(2.5), ausführlich in einem eigenen Abschnitt erörtert. Letztendlich soll das Kapitel 2 
durch den Zusammenhang zwischen Verkehrsplanung und Stadtplanung (2.6) 
theoretisch abgerundet werden. Der zweite theoretische Teil, das Kapitel 3, umfasst 
theoretische Grundlagen zu Bewertungsverfahren und Entscheidungshilfen in der 
Infrastrukturplanung. In diesem Zusammenhang erfolgt eine Definition und 
Beschreibung der Zielsetzung (3.1) von formalisierten Bewertungsverfahren. Das 
Hauptaugenmerk fällt allerdings auf die Darstellung der unterschiedlichen Arten und 
der Arbeitsschritte von Nutzen-Kosten-Untersuchungen (3.2). Außerdem beschäftigt 
sich das Kapitel 3.3 mit dem Instrument der Sensitivitätsanalyse. Die Kapitel 2 und 3 
stellen die theoretische Fundierung der Arbeit dar. Das Kapitel 4 beginnt mit einem 
allgemeinen Überblick über die Geschichte des Wiener U-Bahn-Systems (4.1) und mit 
Erörterungen zu den Ausbauphasen (4.2) Nach diesen Ausführungen beginnt die 
Beschreibung des Generellen Planungsprozesses der U-Bahn-Verlängerung. Die 
Vororientierung und Problemanalyse (4.3) beinhalten die ersten Planungsschritte und 
Erörterungen zu Voraussetzungen und zur Vorgeschichte. Sind diese Grundlagen 
geschaffen werden im Kapitel 4.4 die Hauptplanungsschritte im Generellen U-Bahn-
Planungsprozess ausführlich beschrieben. Diese umfassen die 
Variantenuntersuchung, das Generelle U-Bahn-Projekt und die Begleit- und 
Folgemaßnahmen. Hier ist der Schwerpunkt auf die Variantenuntersuchung gelegt, da 
diese ein zentrales Instrument zur Trassenfindung darstellt. Die Autorin hinterfragt und 
analysiert im Kapitel 5 die angewandten Bewertungsverfahren auf kritische Weise. 
Zunächst wird die Methodik des Verfahrens der Variantenuntersuchung (5.1) näher 
betrachtet. Im Zuge der U2-Verlängerung und deren Variantenuntersuchungen wird ein 
spezielles Bewertungsverfahren verwendet, welches eine Art Kosten-Wirksamkeits-
Analyse darstellt. Die Vergleichskriterien Wirkungen und Kosten werden im Kapitel 5.2 
genau unter die Lupe genommen. Zentrale Ergebnisse des durchgeführten 
Bewertungsverfahrens sind im Kapitel 5.3 zu finden. Schließlich erfolgt eine kritische 
Analyse der Rolle formalisierter NKU im Planungsprozess 5.4. Im letzten Kapitel, 
Kapitel 6, werden die Ergebnisse der Arbeit noch einmal zusammengefasst und 
Handlungsempfehlungen abgeleitet. 
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1.3 Mobilität 
Mobilität ist ein umfangreicher Begriff, welcher zu unterschiedlichsten Assoziationen 
führen kann. Zum Beispiel kann Mobilität bedeuten, schnell von einem Ort zum 
anderen zu gelangen, ein Auto oder ein anderes Fahrzeug zu besitzen und es für 
Transportzwecke zu benutzen. Mobilität kann, neben Wohnen, Konsum, Ernährung, 
Arbeiten, Bildung und Freizeit, als eine wichtige Daseinsgrundfunktion der Menschen 
angesehen werden. Als menschliches Grundbedürfnis stellt Mobilität einen 
entscheidenden Faktor für eine hohe Lebensqualität dar. 
 
Um das Bedürfnis nach Mobilität befriedigen zu können, kommt es zu einer 
Ortsveränderung von Personen, Gütern oder Informationen. Das Instrument, welches 
das Mobilitätsbedürfnis vorrangig stillt und als Mittel für die Raumüberwindung 
herangezogen wird, ist ganz allgemein der Verkehr.3 Mobilität kann pauschal als 
„menschliche Beweglichkeit“ erklärt werden, aber der Begriff umfasst noch viel mehr. 
Wichtige Mobilitätskennzahlen sind die Wegehäufigkeit, Mobilitätsaktivitäten oder die 
Wegedauer. Mit Hilfe dieser Kennzahlen kann die Mobilität quantitativ messbar 
gemacht werden. Vor allem für die Verkehrsplanung sind diese Zahlen von 
entscheidender Bedeutung. Sie dienen als Grundlage für die Zustandsanalyse des 
Verkehrs genauso wie für diverse Verkehrsmodellberechnungen. Im Allgemeinen 
werden durchschnittlich drei Wege pro Tag mit der Länge von etwa einer Stunde 
zurückgelegt. Im Laufe der Zeit hat sich dieser Wert kaum verändert, was jedoch 
keinesfalls bedeutet, dass sich die Menschen nicht mehr bewegen. Ganz im Gegenteil 
es wurde die Wegelänge erheblich erhöht und die Art der Verkehrsmittelwahl hat sich 
ebenfalls verändert. Generell kann gesagt werden, dass wir nun weitere Strecken, in 
kürzerer Zeit, also schneller, zurücklegen.4 Großteils können sich die erhöhten 
Entfernungen durch die erhöhten Verkehrsgeschwindigkeiten begründen lassen. Fazit 
ist, dass sich die Menschen nicht mehr als früher bewegen, sondern eben schneller 
und weiter. In diesem Sinne kann nicht von gestiegener Mobilität gesprochen werden, 
sondern nur davon, dass der Verkehrsaufwand gestiegen ist.5  
 
Bei einer Untersuchung der Mobilität in Wien, kann davon ausgegangen werden, dass 
75 Prozent aller Wiener zumindest einen Weg pro Tag unternehmen, der zirka 5 km 
lang ist und etwa eine Stunde Zeit beansprucht. Der Umweltverbund zu dem 
Fußgehen, Radfahren und der Öffentliche Verkehr zählen, spielt eine wesentlich 
bedeutendere Rolle in den dicht bebauten innerstädtischen Bereichen. Es gibt 
Prognosen, die von einer Steigerung der Kfz-Fahrleistung in Wien von 20 Prozent bis 
2020 ausgehen.6 Diese Zukunftsperspektiven sollten die Notwendigkeit der Stärkung 
des Umweltverbundes unterstreichen. 
 
                                               
3
 Vgl. Kanatschnig/Fischbacher (2000), S. 11 
4
 Vgl. Niedler/Wagner (1999), S. 17 
5
 Vgl. Kanatschnig/Fischbacher (2000), S. 9f 
6
 Vgl. MA 18 (2005), S. 66 
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Mobilität kann man in unterschiedliche Mobilitätsaktivitäten einteilen, beziehungsweise 
aufgrund von Mobilitätsgründen unterscheiden:7 
• Arbeitspendlerverkehr 
• Verkehr für Freizeitaktivitäten 
• Versorgungsverkehr 
• Geschäftliche/dienstliche Erledigungen und Bringwege 
• Tourismusverkehr 
 
Abb.1: Aktivitätenverteilung der Wege in Wien 1993 und 20018 
Die Abb.1: zeigt die Verteilung der einzelnen Mobilitätsaktivitäten in Wien in den 
Jahren 1993 und 2001 im Vergleich. Über diese Periode kam es zu minimalen 
Veränderungen in der Verteilung. Den größten Teil nimmt nach wie vor der 
Freizeitverkehr in Anspruch mit rund 30 Prozent, dicht gefolgt vom 
Versorgungsverkehr. Der Arbeitspendlerverkehr macht immerhin ebenfalls fast ein 
Viertel des Verkehrs aus. Auf den Bildungsverkehr entfallen vergleichsweise wenig, mit 
nur 9 Prozent. 
 
Die Verkehrsentwicklung war in den letzen Jahren sehr stark von einem Anstieg des 
MIV geprägt. Innerstädtisch ist die U-Bahn jedoch das beliebteste Verkehrsmittel in 
Wien, bezüglich der Fahrgastentwicklung auch das Erfolgreichste. Mit der dritten 
Ausbauphase, welche voraussichtlich 2010 beendet wird, wird das Wiener U-Bahn-
Netz eine Länge von 74,6 km mit 101 Stationen umfassen. Jene Strecken, die 
ausreichend Potenzial für die weitere Stadtentwicklung haben beziehungsweise 
positive Auswirkungen auf den Modal Split9 generieren, haben Priorität. Das U-Bahn-
Netz alleine reicht natürlich nicht aus, man benötigt ebenfalls eine attraktive 
flächendeckende Kombination mit anderen Verkehrsmitteln.10 Die Entwicklung soll weg 
von einer problemorientierten Verkehrspolitik, welche ex-post handelt, hin zu einer 
integrativen systemorientierten Versorgungsstrategie, welche gesellschaftspolitische 
Zielvorstellungen erreichen und die Zukunftsfähigkeit des Verkehrs sichern kann.11 
                                               
7
 Vgl. MA 18 (2005), S. 67f 
8
 MA 18 (2005), S. 67; Datengrundlage Socialdata 2002 
9
 Verteilung des Transportaufkommens auf verschiedene Transportmittel 
10
 Vgl. MA 18 (2005), S. 75 
11
 Vgl. Kanatschnig/Fischbacher (2000), S. 17 
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1.4 Suburbanisierung 
Suburbanisierung wird jener Prozess genannt, bei dem das Umland von Städten 
verstärkt durch Zuwanderung erschlossen wird. Die Ansiedlung kann einerseits von der 
Kernstadt, andererseits auch von der ländlichen Umgebung der Stadt aus erfolgen. Die 
funktionale Struktur der Kernstadt bleibt erhalten und die neu entstehenden Siedlungs- 
oder Wirtschaftsstandorte verfügen zunächst über eine schlechte infrastrukturelle 
Ausstattung. Es kommt zur so genannten Zersiedelung und Entmischung der 
peripheren Stadtgebiete. Die Siedlungen besitzen nur mehr eine reine Wohnfunktion 
und der Großteil der Anrainer ist gezwungen in die Arbeit, in die Schule und zu den 
Freizeitaktivitäten weite Wege auf sich zu nehmen. Weitere Definitionen des Begriffes 
Suburbanisierung findet der Leser zum Beispiel in Heineberg.12 
 
Disperse Siedlungen führen zu einem starken Anstieg der Infrastrukturkosten für 
Straßen-, Wasser- und Stromnetze und gleichzeitig verschlechtert sich die 
Nahversorgung erheblich. Während der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts hat sich 
der Trend zur Suburbanisierung verstärkt und wurde vor allem durch die individuelle 
Motorisierung und den rigorosen Straßenbau angetrieben.13 Gründe für das Ausufern 
der Städte sind vielseitig. Einerseits tragen die steigenden Geschwindigkeiten der 
Verkehrsmittel und die sinkenden Kosten der Raumüberwindung ihr Wesentliches dazu 
bei. Folglich kommt es zu einem immer stärker wachsenden MIV, welcher 
flächenverbrauchende Agglomerationen fördert. Andererseits steht der Wunsch ein 
Haus im Grünen zu besitzen vermehrt im Zentrum der Wohnplanung vieler Menschen. 
Mittels einer durchdachten Stadt- und Regionalplanung sowie einer integrierten 
Stadtverkehrsplanung kann der Zersiedelung teilweise entgegengewirkt werden.14 Ein 
hochrangiges öffentliches Verkehrsmittel kann entscheidend für die Standortgunst 
eines Stadtgebietes als Siedlungs- und Wirtschaftsraum sein, vor allem durch die 
höhere Erreichbarkeit.  
 
Periphere Lage muss nicht bedeuten, dass es keine Infrastruktur gibt, jedoch kann sie 
oft mangelhaft sein. Eben solche Räume sollen an die Kernstadt und das Umland 
angebunden werden, um die Unabhängigkeit vom PKW zu gewährleisten. 
Suburbanisierung selbst ist nicht das Problem, sondern die unzureichenden 
Maßnahmen, um das bebaute Gebiet infrastrukturell auszustatten und somit eine hohe 
Lebensqualität für die Anrainer zu sichern. Ganz besonders wichtig ist hier eine 
langfristige Planung im Vorhinein, um das Entstehen disperser Siedlungen, welche 
infrastrukturelle Mängel aufweisen, zu vermeiden. Eine U-Bahn als teuerstes 
öffentliches Verkehrsmittel, soll sicher nicht als einzige sinnvolle Lösung betrachtet 
werden, um periphere Stadtgebiete zu erschließen. Oftmals wäre es durchaus 
ausreichend diese Randgebiete mit einem Straßenbahnsystem zu bedienen. Nicht zu 
bestreiten ist, dass eine U-Bahn einen positiven Impuls für die Region und ihrer 
Standortgunst bringt. Ob die U-Bahn in ein bereits bebautes Gebiet allerdings nur 
siedlungstechnische Verbesserungen birgt, sein kritisch zu beurteilen. 
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2 Stadtverkehrsplanung  
Die Stadtverkehrsplanung kann als wesentlicher Teil der gesamten Stadtplanung 
betrachtet werden. Der Verkehr, in all seinen Ausprägungen, wie motorisierter Verkehr, 
Radfahren und auch das Gehen, übernimmt die dynamische Rolle des menschlichen 
Zusammenlebens in einer Stadt.15 
2.1 Einführende Grundlagen 
Eine kurze historische Betrachtung zeigt, dass die Entwicklung der 
Stadtverkehrsplanung sehr eng an die Stadtentwicklung und die aktuelle Stadtstruktur 
gekoppelt ist. Noch vor der Industrialisierung wurden kaum längere Wege in Kauf 
genommen und es wurde versucht Distanzen prinzipiell zu vermeiden. Daher wurden 
die Straßen eher schmal gebaut und die Häuser auf engsten Raum gestellt. Bis zur 
Industriellen Revolution sind städtische Gefüge also sehr stark von der Straße 
dominiert, welche gleichzeitig Lebensraum, Kommunikationsraum aber auch 
Verbindungsraum darstellten. Erst nach der industriellen Revolution ändert sich die 
Struktur der Städte erheblich.16 
2.1.1 Historischer Überblick 
Die Geschichte der Straßenbahnen und U-Bahnen hat mit dem Wandel der 
Stadtstruktur im 19. Jahrhundert begonnen. In dieser Zeit wuchsen die Städte 
sprunghaft an und es erfolgte eine flächenhafte Ausdehnung. Es entstanden eigene 
Wohn- und Arbeitsviertel, was zu einem immer größeren Bedarf an Mobilität innerhalb 
der Stadt führte. In den meisten europäischen Städten wurden deshalb die Straßen 
ausgebaut und der Bau von Öffentlichen Verkehrsmitteln forciert. Da vor allem 
leistungsfähige Transportmittel gefragt waren, entwickelten sich so die ersten Straßen 
und Bahnsysteme. Vor allem durch den Anstieg der Geschwindigkeit erfährt der 
Mensch einen größeren Aktionsraum. Besonders die Eisenbahn trägt in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts zu einer raschen Ausdehnung der Stadt bei. Im Zuge der 
Entwicklung der ersten Bahnen und Straßenbahnen war es nun erheblich einfacher 
Distanzen zu überwinden. Entfernungen spielten eine geringere Rolle und Stadt- und 
Dorfränder wurden besiedelt. Folge daraus war, dass Arbeit, Schule, Einkaufs- oder 
Freizeitmöglichkeiten zum Teil in weiterer Entfernung lagen.17 Das Problem war 
jedoch, dass zu dieser Zeit ohne Maß und Ziel gebaut und geplant wurde. Außerdem 
fehlte es an allgemeinen rechtlichen Grundlagen. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
kam dann das Automobil mit all seinen Vor- und Nachteilen. Die Vorzüge des Autos 
waren vor allem, keine Fahrpläne und keine Einheit von Fahrweg und Fahrzeug, wie es 
bei der Eisenbahn von Nöten ist. Die spätere Entwicklung des Verkehrs ist wie auch 
die Stadtentwicklung von zwei Weltkriegen geprägt. Die Eisenbahn stellte während 
dieser Zeit das dominierende Verkehrsmittel dar, jedoch wurde das Automobil 
währenddessen zu einem Art Prestigeobjekt für die Großen und Wichtigen.18 Während 
und vor allem nach dem 2. Weltkrieg kam es zu einer stark autoorientierten 
                                               
15
 Vgl. Steierwald et al. (2005), S. 3f 
16
 Vgl. Steierwald et al. (2005), S. 3f 
17
 Vgl. Niedler/Wagner (1999), S. 20ff 
18
 Vgl. Steierwald et al. (2005), S. 3f 
7 
Ausweitung des Infrastrukturnetzes und die Öffentlichen Verkehrsmittel wurden stark 
vernachlässigt. In manchen Städten wurden Straßenbahnlinien verkürzt oder sogar 
ganz aufgelassen.19 
„Mit dem Zusammenbruch der nationalsozialistischen Diktatur ist auch die materielle 
Zerstörung der Städte verbunden. Man kann in der Entwicklung seit 1945 eine Reihe 
von Phasen unterscheiden, die die Verkehrsplanung, eingebettet in die Leitbilder der 
Stadtplanung kennzeichnen.“20 Im Folgenden sind diese kurz skizziert. 
Bis Mitte der Sechziger kann von einer autodominierten Zeit gesprochen werden. Es 
kommt zu einem kompletten Strukturwandel in jeder Hinsicht. Verkehrsplaner 
versuchen das in den letzen Jahren Versäumte nachzuholen und setzen ihre 
Prioritäten auf den Straßenausbau und den motorisierten Individualverkehr (MIV). Das 
Auto wird zu einem „Mobilitätsfaktor“ und zum „Wohlstandszeichen“. Eine Reihe von 
Stadtautobahnen und Stadtschnellstraßen fallen in diese Zeit. Die ersten 
Generalverkehrspläne entstehen und man baut auf die alten Strukturen auf. Die 
Suburbanisierung setze vermehrt ein, da der MIV es erlaubt auch weiter draußen zu 
wohnen und trotzdem mobil zu bleiben.21 
Vorläufig wird der Öffentliche Personen Nahverkehr (ÖPNV) völlig vernachlässigt und 
erhält kaum Gewicht. Jedoch wachsen durch den Autoverkehr die negativen Folgen. 
Es kommt zu Umweltschäden, Lärmbelästigung einem enormen Flächenverbrauch und 
unzähligen Verkehrsunfällen. Ab den Sechziger Jahren kommt es vermehrt zu einem 
Nachdenkprozess über die Verkehrslage in den Städten. Nun soll versucht werden, für 
alle Verkehrsbereiche zu planen. Bund und Länder fühlen sich verpflichtet mehr für das 
Gemeinwohl zu tun.22  
In den siebziger Jahren kommt die „Umbruchsphase“, als dritte Phase. Zu dieser Zeit 
folgt die Wiedergeburt des ÖPNVs. „Aufgrund der Kursänderung beginnt in einer 
weiteren Phase mit einem erheblichen Investitionsaufwand im öffentlichen Verkehr der 
Neu- und Ausbau der S-, U- und Stadtbahnnetze, die zum ersten Mal zu einem 
Anwachsen der Beförderungsfälle führen.“23 Also dauerte es bis in die 80er Jahre, bis 
die Verkehrsplanung und Stadtplanung, vor allem aus ökologischer Sicht, wieder den 
Öffentlichen Verkehr forcierten.24 
 
Um den heutigen Mobilitätsansprüchen gerecht zu werden, braucht es eine gut 
durchdachte und nachhaltige Verkehrsplanung. Vor allem Städte sind mit ständigem 
Wachstum des Individualverkehrs konfrontiert und müssen die damit einhergehenden 
negativen Auswirkungen bekämpfen. Der aktuelle Prozess der Suburbanisierung und 
die damit einher gehende Zersiedelung werden sehr stark durch den Ausbau von 
Massenverkehrsmittel getragen. Der richtige Mix an MIV und ÖV kann auf lange Sicht 
die Lebensqualität einer Stadt erheblich verbessern. 
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2.1.2 Verkehrspolitik 
Die Verkehrspolitik stellt einen wesentlichen Bestandteil der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik dar und konzentriert sich dabei auf das Verkehrsgewerbe, den Bau 
und die Unterhaltung der Verkehrswege und die volkswirtschaftlichen Kosten, die sich 
aus dem Transport von Personen, Gütern und Nachrichten ergeben. Der 
Verkehrssektor steht großteils in Konflikt mit der Wirtschaft, der Gesellschaft und vor 
allem mit der Umwelt und deren unterschiedlichen Interessen. Es gibt die 
Möglichkeiten der staatlichen Steuerung ergeben sich einerseits über 
ordnungspolitische und andererseits über strukturpolitische Wege. Die Strukturpolitik 
ist in der Verkehrspolitik eher dem Gemeinwohl verschrieben. Hier stehen die 
Raumordnungspolitik und die Verkehrspolitik in sehr engem Zusammenhang. 
Verkehrplanung hat erheblichen raumwirksamen Einfluss. Wichtige strukturpolitische 
Instrumente sind zum Beispiel Subventionen und staatliche Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur.25 Die Verkehrspolitik gliedert sich in verschiede hierarchische 
Ebenen wie EU, Bund, Land und Gemeinde. Verkehrspolitik stellt ein „offenes System“ 
dar, welches nach außen hin wirkt. Darunter sind Wirkungen auf andere Gebiete, wie 
die Raumordnung und die Landesplanung zu verstehen. Gleichzeitig wird sie aber 
selbst beeinflusst von Haushaltsmitteln und Struktur und ordnungspolitischen Eingriffen 
des Staates.26 
 
Verkehr unterscheidet sich in mehreren Hinsichten von anderen Gütern. Erstens kann 
das Wettbewerbsprinzip als solches nicht angewandt werden. Weiters handelt es sich 
um eine Dienstleistung und kann nicht auf Vorrat produziert werden, sowie nicht 
gelagert werden. Verkehr ist mit einem sehr hohen Fixkostenanteil konfrontiert. Und 
man hat mit starken Bedarfsschwankungen zu tun, an die man sich anpassen muss. 
Besonders hohe Kosten entstehen durch Anlagenbau und Erhaltung der Infrastruktur. 
Normalerweise werden diese vom Staat getragen, wobei die Anschaffung und der 
Betrieb der Fahrzeuge typischerweise von den Unternehmen und Privatpersonen 
getragen werden.27 Würde der Staat nicht in die Verkehrsplanung bzw. in die 
Realisierung eingreifen, so würde keine Chancengleichheit entstehen können. 
 
Neue Entwicklungen der Verkehrspolitik sollen für eine nachhaltige Mobilitätssicherung 
sorgen, in dem sie langfristige soziale und ökologische Verträglichkeit sowie 
ökonomisch effiziente Mobilität sichert. Um nachhaltiges Mobilitätsmanagement zu 
gewährleisten müssen gewisse Anforderungen erfüllt werden. Ersten soziale 
Gerechtigkeit, was bedeutet, dass Verkehr für alle, unabhängig von Alter, Lebenslage 
oder eventueller Beeinträchtigung, vorrangig sicher ist und die Lebensqualität erhalten 
bleibt. Weiters soll die Gesundheit der Verkehrsteilnehmer nicht gefährdet werden. 
Ökonomisch heißt, dass die Kosten von jenen getragen werden sollen, die sie auch 
verursachen. Ökologisch im Sinne einer natürlichen Ressourcenschonung, der 
Vermeidung von Klimabeeinflussungen und den Schutz von Ökosystemen.28 
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2.1.3 Verkehrsplanung 
Planung allgemein beschreibt den Prozess und den Ablauf zielstrebigen Handelns 
innerhalb komplexer Vorgänge. Planungsinstrumente, wie zum Beispiel Kosten-
Nutzen-Untersuchungen oder Verkehrsmodelle stellen nur Bausteine innerhalb des 
gesamten Planungsprozesses dar. Das Heranziehen von unterschiedlichsten 
Entscheidungshilfen kann lediglich das Hilfsmittel sein, aber niemals den Denkprozess 
und somit das Nachdenken über den Weg bis zur Umsetzung ersetzen. Bei der 
Verkehrsplanung handelt es sich in den meisten Fällen um einen langfristigen 
Planungsprozess.  
Rosinak benennt drei wichtige allgemeine Elemente der Planung: 29 
• Planungsgegenstand 
• Planungsumfeld 
• Planungsorganisation 
 
Der Planungsgegenstand kann großteils nur schwer abgegrenzt werden, wenn es sich 
um Projekte im Verkehrsbereich handelt. Grund dafür ist, dass man es mit einem 
offenen System zu tun hat. Das Planungsumfeld kann so gut wie gar nicht von der 
planerischen Seite beeinflusst werden und stellt somit die vorgegebenen 
Rahmenbedingungen dar. Planungsorganisationen sind zumeist besonders bei 
öffentlichen Infrastrukturprojekten fix vorgegeben.  
 
Die Mobilität ist die zentrale Größe für die Verkehrsplanung mit ihren Größen wie 
Verkehrsaufkommen (Zahl der Wege, Fahrten oder Tonnen je Zeiteinheit) und 
Verkehrsleistung (Wege-, Fahrten- oder Tonnenkilometer und Nachrichten je 
Zeiteinheit).30 Es sei hier auf die einleitenden Ausführungen zum Thema Mobilität 
verwiesen, welche im Kapital 1.3 behandelt sind. 
 
Der ÖPNV ist ein wichtiger Planungsaspekt in der Stadtverkehrsplanung und muss gut 
mit den stadtentwicklungsrelevanten Anforderungen abgestimmt werden. Neben dem 
ÖV stellen natürlich auch die Straßenplanung sowie die Radfahrwege und Fußwege 
wichtige Handlungsaktivitäten der Stadtverkehrsplanung dar. In dieser Arbeit liegt das 
Hauptaugenmerk speziell auf der U-Bahn-Planung. Die U-Bahn-Planung deckt nur 
einen Teilbereich des Aufgabengebietes der Stadtverkehrsplanung ab. Es ist wichtig, 
sich vor Augen zu führen, dass es nötig ist, alle Aktivitäten im Stadtverkehr auf alle 
Bereiche abzustimmen und in einem System ergänzend zu planen. Die beste U-Bahn-
Erschließung macht keinen Sinn, wenn man nicht das dazugehörige Straßen-, 
Straßenbahn-, Bus-, Fahrradweg- und Gehwegsystem in die Betrachtungen einbezieht.  
 
Wesentliche Probleme des ÖPNV in Städten können nach Monheim (1985) sein: 
„mangelnde Abstimmung der Siedlungsplanung auf den ÖPNV, mangelnder 
Wettbewerb des ÖPNV mit dem privaten Autoverkehr, wachsende Orientierung auf 
Pendler und hohe Geschwindigkeiten, Dominanz betriebswirtschaftlicher Aspekte, und 
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geringe Flexibilität des ÖPNV„.31 Genau diese Probleme werden in der Praxis auch 
sehr häufig beobachtet. Die Siedlungsplanung geschieht meist willkürlich, ohne Blick in 
die Zukunft. Es wird dort gebaut, wo die Grundstücke vorhanden sind und günstige 
Grundstückspreise vorherrschen. Die Immobilien- und Grundbesitzes sitzen dabei am 
längern Ast. Die langfristige Siedlungsplanung kommt da meist zu spät und die 
Erschließung eines bereits zersiedelten Gebietes stellt sich großteils als sehr schwer 
heraus. Der MIV hat auch in Wien einen sehr hohen Anteil am Modal Split und steht 
sehr stark in Konkurrenz mit dem ÖV, vor allem in den peripheren Stadtgebieten. Das 
ÖV-Netz kann meist nicht mit der Bequemlichkeit und der Schnelligkeit eines PKWs 
mithalten.  
2.2 Planungsstufen 
Dieses Kapitel beschreibt die einzelnen Planungsschritte eines Infrastrukturprojektes, 
welche auf den Leitfaden für Verkehrsplanung (FGSV32, 2001a) aus Steierwald 
basieren. Natürlich können diese Phasen nicht als abgegrenzte Planungsschritte 
angesehen werden, sondern sollen als Grundgerüst betrachtet werden in dem es 
zahlreiche Rückkoppelungsprozesse gibt. 
 
Natürlich gibt es eine Vielzahl unterschiedlicher Gliederungen des Aufbaus von 
Planungsprozessen. Der Stadtverkehrsplanungsprozess nach Steierwald erscheint hier 
am besten geeignet für die praktische Anwendung. Im Zuge der vorliegenden Arbeit 
erfolgt ein kontinuierlicher Bezug auf diesen Aufbau, wobei die Abgrenzung zwischen 
den Planungsphasen, wie oben bereits beschrieben, teilweise nicht eindeutig gezogen 
werden kann.  
 
Im Allgemeinen besteht der Planungsprozess aus 3 Hauptschritten, welche sich 
wiederum in einzelne Unterschritte zerlegen. Die Abb.2: soll diese Gliederung 
schematisch veranschaulichen. Die Phasen 2 bis 4 stellen dabei die 3 zentralen 
Planungsphasen dar. In den kommenden Abschnitten erfolgt eine Beschreibung der 
einzelnen Planungsphasen mit den jeweiligen Inhaltspunkten. 
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Abb.2: Stadtverkehrsplanung - Planungsschritte33 
Die 1. Phase wird als Vororientierung bezeichnet, welche im Zusammenhang mit 
einem Verkehrsinfrastrukturprojekt sehr häufig eine Strategische 
Umweltverträglichkeitsprüfung enthält. Weiters ist es wichtig bereits ganz zu Beginn 
das Planungssystem abzugrenzen, und damit einen räumlichen, zeitlichen und 
inhaltlichen Rahmen zu setzen. Danach folgt die umfangreiche Problemanalyse. Diese 
2. Phase ist eigentlich der ersten zentrale Planungsschritt und umfasst drei wichtige 
Aktivitäten: die Analyse des Zustandes, die Erstellung eines Zielsystems und das 
Eruieren von Mängel und Chancen. Die Phase 3 beinhaltet die Untersuchung einzelner 
Maßnahmen. Dabei werden einzelne Handlungskonzepte erarbeitet, deren Wirkung 
analysiert und schließlich bewertet. Die letzten zwei Phasen umfassen die Abwägung 
und die Entscheidung sowie letztendlich die reale Umsetzung unter ständiger 
Wirkungskontrolle. Wobei die Phase 5 nicht mehr direkt zum Planungsprozess zählt, 
sondern eher eine Art Kontrollfunktion der geleisteten Planung ist. Während des 
gesamten Planungsprozesses werden immer wieder unterschiedlichste Arten von NKU 
angewandt, egal ob im baulichen, betrieblichen oder in organisatorischen 
Zusammenhang. Da sich Entscheidungshilfen durch den gesamten Planungsprozess 
ziehen, ist es schwierig sie genau zu positionieren. Eine Nutzen-Kosten-Untersuchung 
beginnt prinzipiell mit der Eruierung der Ziele. Das Erarbeiten des Zielkonzeptes steht 
auch im Planungsprozess ganz oben und sollte mit jenen einer NKU übereinstimmen. 
Das Bewertungsverfahren beurteilt letztendlich unterschiedliche Alternativen eines 
geplanten Projektes und stellt eine Entscheidungsgrundlage dar. Ganz vereinfacht 
könnte man sagen, dass die Anwendung von NKU während der Phase 2 und 3 des 
Planungsprozesses stattfindet. Jedoch werden sehr häufig auch im Vorfeld 
Bewertungsverfahren herangezogen um die allgemeine Ausgangslage zu bestimmen. 
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2.2.1 Vororientierung  
Diese erste Phase ist dem Planungsprozess vorangestellt und dient als Quelle der 
Information vor allem für die Verwaltung, die entscheidungsbefugten Gremien und der 
interessierten sowie betroffenen Bevölkerung. Die Vororientierung dient einem 
Grobüberblick über aktuelle Probleme, Möglichkeiten, Notwendigkeiten und somit über 
einen potentiellen Handlungsbedarf. Daten der Stadtforschung werden untersucht und 
Informationen allgemeiner Natur eingeholt. Ganz zu Beginn ist es wichtig, die 
betroffenen Personengruppen zu informieren und zu konsultieren. Ziel soll es vor allem 
sein, Ideen zu generieren und Erkenntnisse zu gewinnen, was die Stadt und deren 
Menschen wollen, wünschen oder nicht unterstützen. Bereits hier können vorzeitig 
Ablehnungen der Bevölkerung oder auch der Verwaltung eruiert werden.34 
 
Da es sich bei öffentlichen Investitionsprojekten wie dem Bau einer U-Bahn um sehr 
langfristig angelegte Vorhaben handelt, werden erste Vorüberlegungen bereits sehr 
früh vorgenommen. Im Rahmen der Stadtplanung und Verkehrsplanung werden 
ständig über zukünftige Möglichkeiten und Potentiale diskutiert. In Wien stellen 
wichtige Leitbilder, wie der Stadtentwicklungsplan oder der Masterplan Verkehr Wien 
entscheidende Grundlagen dar. 
 
„Jeder Euro, der für Verkehrsinfrastruktur ausgegeben wird, kann nicht für andere 
private oder öffentliche Zwecke eingesetzt werden. Aus Sicht der Standortpolitik lautet 
daher die entscheidende Frage: Ab welchem Ausbaustandard bringt ein Euro, der in 
Infrastrukturausbau gesteckt wird, weniger als ein Euro, der zum Beispiel in Forschung, 
in Ausbildung oder in ein stabiles soziales Umfeld investiert wird?„35 
Das obige Zitat nach Rauh verdeutlicht sehr gut, dass besonders Investitionen im 
Verkehrsbereich einer starken Legitimierungspflicht unterworfen sind. Ein öffentliches 
Infrastrukturprojekt verursacht enorm hohe Kosten, in der Planung, beim Bau und auch 
bei der Erhaltung. Die Menschen wollen davon auch dementsprechend profitieren. Die 
Argumentation für ein Verkehrsprojekt, wie zum Beispiel dem Bau einer U-Bahn, muss 
daher gründlich überlegt werden. Deshalb soll bereits jede Idee noch im Vorfeld auf 
alle möglichen Vor- und Nachteile analysiert werden. 
 
Auch die Strategische Umweltverträglichkeitsprüfung steht ganz zu Beginn eines 
großen Infrastrukturprojektes. Hier soll bereits zu Beginn eruiert werden, ob es 
unüberwindbare Probleme bezüglich der ökologischen Verträglichkeit gibt. 
 
Strategische UVP 
Wird von einem zukünftigen Projekt durchgeführt, um allgemeine Machbarkeit eines 
Projektes zu analysieren. Die Strategische Umweltprüfung (SUP) stellt einen wichtigen 
Planungsschritt auf der strategischen Ebene dar. Im Zuge der SUP sollen vor allem die 
Zweckmäßigkeit und die Verträglichkeit eines Projektes mit der Umwelt untersucht 
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werden. Auf der Optimierungsebene liegt hingegen die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder UVP und hier wird die aus Umweltsicht optimale Auswahl getroffen.36 
 
„Die SUP hat das Ziel, auf der Ebene der Politiken, Programme und Konzepte die 
Auswirkungen von Verkehrslösungen auf die Umwelt zu ermitteln und die 
Anforderungen einer nachhaltigen Entwicklung besser zu berücksichtigen. Die 
Anforderungen der Umwelt sollen schon auf Konzeptebene besser berücksichtigt 
werden und nicht erst auf Projektebene, wie es durch die (Projekt) UVP geschieht.“37 
 
Die SUP ist ein Bereich der allgemeinen methodischen Gesamtbewertung. Die SUP 
stellt somit einen integrativen Teil des Planungsprozesses dar.38 Auch im Zuge der 
Planungsvorarbeiten der U2 wurde eine SUP durchgeführt. Im Zuge der U2-
Verlängerung wurde die so genannte SUPerNOW erstellt, jedoch erst für die zukünftige 
Verlängerung weiter bis zum Flugfeld Aspern. Für die in dieser Arbeit untersuchte 
Trassenfindung bis zur Aspernstraße in der 3. Ausbauphase des Wiener U-
Bahnsystems, wurde keine SUP durchgeführt. Näheres dazu findet der Leser im 
Kapitel 4.3.2. 
2.2.2 Problemanalyse  
Nach der allgemeinen Vororientierung kann bereits konkret über aktuelle Möglichkeiten 
und Probleme gesprochen werden. Es ist bereits klar, dass ein Handlungsbedarf 
besteht und somit folgt der nächste Schritt. Die zweite Planungsphase ist die 
Problemanalyse, die prinzipiell folgende Punkte beinhaltet:39 
• Analyse des Zustandes 
• Erarbeitung eines Zielkonzeptes 
• Feststellen von Mängeln und Chancen 
 
Diese drei Arbeitsschritte unterliegen keiner strengen Ordnung oder Abfolge. Sie sind 
über mehrfache Rückkoppelungen eng miteinander verbunden. Alle Teilbereiche 
greifen ineinander und sind als parallele Planungsschritte zu sehen.  
 
Ohne Zustandsanalyse, also der Betrachtung der Ausgangslage ist es wohl kaum 
möglich ein Projekt zu planen. Der Ist-Zustand stellt die Grundlage der Planung dar 
und bedingt einer gründlichen Untersuchung. Nur wenn man weiß, wie das hier und 
jetzt ist, kann man das Soll eruieren. Die Wirkungen von Verkehrsinfrastrukturen haben 
eine weit reichende räumliche Ausdehnung, was dazu führt, dass ein großer Bereich 
um das geplante Projekt mit positiven oder negativen Auswirkungen zu rechnen hat. 
Deshalb ist es wichtig den Planungsraum abzugrenzen und somit das räumliche 
Bezugssystem herzustellen.40 Näheres zur Systemabgrenzung folgt in Kapitel 2.3.  
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Die Zustandsanalyse beinhaltet natürlich vorrangig verkehrsanalytische 
Fragestellungen, wie die der Mobilitätskennzahlen. Es werden Informationen über die 
aktuelle Verkehrsnachfrage und die Verkehrsqualität in Form von Modellrechnungen 
eingeholt. Andererseits fließen aber auch sozial-demographische Kennzahlen wie zum 
Beispiel die Bevölkerungsentwicklung ein. 
 
Hat man sich einen Überblick über die Ist-Situation und der bisherigen Entwicklung 
verschafft, kann man sich überlegen wie der Soll-Zustand beziehungsweise die Zukunft 
aussehen soll. Somit steht weiters die Zielformulierung auf der Tagesordnung. Mit der 
Erfüllung des Zieles kommt es zu einer Reihe von Wirkungen und Folgen. Alternativen 
sollen generiert werden, welche der Zielerreichung dienen und möglichste geringe 
negative Folge aufweisen. Dazu gehört es, möglichst sinnvolle Prognosen zu machen, 
das sich gerade in der öffentlichen Infrastrukturplanung sehr schwierig gestalten kann. 
Eine potentielle Gefahr im Zuge der Erstellung des Zielkataloges stellt die 
„Verwechslung von Zielen einerseits und Mitteln, Strategien und Maßnahmen 
andererseits dar. Es kann dazu kommen, dass bereits das Ziel eine Strategie oder ein 
Mittel zur Zielerreichung ist.“41 Grundsätzlich ist es wichtig, zu Beginn, die 
übergeordneten Ziele zu bestimmen, dazu gehören politische Beschlüsse, Gesetze 
und Rechtsnormen. Ausgehend von dieser Basis können die weiteren Ziele abgeleitet 
werden. Um das Zielsystem quantifizierbar zu machen, benötigt man 
dementsprechende Beurteilungsaspekte und Kriterien. Diese werden wiederum von 
Indikatoren beschrieben und damit ihre Auswirkungen fassbar. Indikatoren können 
einerseits rein quantitativ beschrieben werden, andererseits aber auch mittels 
qualitativen Faktoren. Beurteilungskriterien können in der Verkehrsplanung zum 
Beispiel der Verkehr selbst, der Raum, die Umwelt oder die Kosten und die 
Realisierung sein.42 Diese Indikatoren sind vor allem für die Anwendung von NKU 
relevant, um die Bewertungskriterien messbar zu machen. 
 
Ganz allgemein werden eine Reihe unterschiedlicher Ziele im Zuge eines U-Bahn-
Baus bzw. Erweiterung verfolgt:43 
• Verkehrstechnische Ziele: ausreichende Verkehrskapazität bereitstellen und 
Verkehrsqualität verbessern in Form von Reisezeitverkürzungen, Pünktlichkeit, 
Komfort, Umsteigmöglichkeiten und Verkehrssicherheit. 
• Stadtentwicklungsziele: hier finden vor allem die Stadterneuerung bzw. die 
Stadterweiterung Bedeutung. Städtebauliche Projekte stehen hier im 
Mittelpunkt. Neue Wohnviertel können entstehen bzw. aufgewertet werden.  
• Wirtschaftliche Ziele: Investitionsausgaben für den Bau, die Planung, die 
Betriebskosten und der Ausnutzungsgrad. Diese können aber nicht so stark 
gewichtet werden, angesichts der Tatsache, dass es sich um ein öffentliches 
Investitionsgut handelt. 
• Soziale Ziele: Mobilität gewährleisten, Chancengleichheit für Menschen die 
keinen PKW haben schaffen. Negative Umwelteinflüsse möglichst gering 
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halten. Mit Ausbau des ÖVs Verbesserung der Lebensqualität erreichen. 
Schadstoffreduktion durch MIV-Reduktion. 
• Politische Ziele: Wirtschaft soll gefördert werden. Arbeitsplätze können 
geschaffen werden. 
 
Nach Steierwald ist die Zustandsanalyse die “Ableitung von Zusammenhängen 
zwischen der Verkehrsnachfrage und ihren kausal darstellbaren Determinanten. Diese 
Analyse der Zusammenhänge der Wahl der planungsadäquaten Modellvorstellungen 
gehört zu den notwendigen Voraussetzungen einer an quantitativen Maßstäben 
orientierten Planung.“44 Mittels Prognosen und unterschiedlichen Szenarien sollen 
Modelle auf ihre Anwendbarkeit und Relevanz mit unterschiedlichen Maßnahmen 
überprüft werden. Die Verkehrsnachfrage stellt eine sehr wichtige Komponente für die 
Modellplanung dar. Abgesehen von diesen sollen aber auch die Auswirkungen 
dargestellt werden.45  
 
Mit Hilfe von Verkehrsmodellen können Mängel und Chancen aufgedeckt werden. 
Mängel können vor allem im Zusammenhang mit der Verkehrsqualität, der 
Verkehrssicherheit, der Erreichbarkeit oder der Umweltqualität entstehen. Jedoch 
sollten die Planer darauf Rücksicht nehmen, dass nicht nur Verkehrstechnische 
Mängel und Chancen berücksichtigt werden. In der Zielsetzung wird schon deutlich, 
dass die Planung eines Verkehrssystems eine sehr komplexe Fragestellung darstellt. 
Die Vororientierung und die Problemanalyse sind zusammen die ersten beiden großen 
Planungsschritte und bilden die Grundlage für die folgende Maßnahmenuntersuchung. 
Bereits während dieser Zeit wird eine Art Grobauswahl getroffen. Möglichkeiten und 
Chancen die sich nach der Untersuchung als effizient ergeben, können damit als 
ernsthafte Projektvarianten weiter überlegt werden. Es versteht sich von selbst, dass 
man die einzelnen Schritte im Planungsprozess auf keinen Fall strikt getrennt 
voneinander betrachten kann und es ständig zu Überschneidungen und 
Wechselwirkungen kommt. 
 
Um zur Problemanalyse zu gelangen, muss der Planungsbereich abgegrenzt werden. 
Das gesamte Planungsprojekt wird als ein System betrachtet, dass durch die 
inhaltliche, zeitliche und räumliche Komponente eingegrenzt wird. Aufgrund der 
Wichtigkeit dieser Abgrenzung für den Planungsprozess, wird im Kapitel 2.3 die 
Systemabgrenzung als eigener Punkt erörtert. Nämlich erst ausgehend von der 
Systemabgrenzung gelangt man zu Feststellung von Mängel und Chancen im System 
sowie direkt zu den Zielen, welche konstituiert werden. 
2.2.3 Maßnahmenuntersuchung 
Ist der Ist-Zustand genauestens analysiert und Mängel und Chancen festgestellt bzw. 
die Ziele gesetzt, kann mit dem Versuch begonnen werden, geeignete Maßnahmen für 
die Zielerreichung zu suchen. Die Maßnahmenuntersuchung folgt somit auf die 
Problemanalyse und ist der zweite große Planungsschritt.  
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Diese Phase kann wiederum in drei wichtige Komponenten gegliedert werden:46 
• Entwicklung von Handlungskonzepten 
• Abschätzung der Wirkungen 
• Bewertung 
 
Hier kommen vor allem Fachexperten und die Planer als solche ins Spiel, aber 
interdisziplinär mit der Verwaltung, Politik und Bevölkerung. Die Planung beschränkt 
sich nicht nur auf „bauliche oder betriebliche Funktionen, sondern bei integrierten 
Verkehrsprojekten auf ökonomische, ökologische, städtebauliche und 
ordnungspolitische Einflussbereiche“.47 
 
Vorrangig werden Handlungskonzepte erarbeitet, welche den Zielen entsprechend 
zukünftige Zustände herbeiführen und Mängel im System reduzieren. Ganz allgemein 
werden Maßnahmen in Form von Varianten und in Form von Planfällen entwickelt. 
Diese werden dabei auf einen Bezugsfall bezogen und verglichen. Meistens wird der 
derzeitige Zustand beziehungsweise die momentane Situation als Referenzfall 
herangezogen. Hier spielt die Rückkoppelung zu Phase 2 (Problemanalyse) eine 
wichtige Rolle. Die Entwicklung von Handlungskonzepten kann als objektivierbare 
Phase bezeichnet werden. Die folgenden Schritte hingegen weisen wieder eher 
subjektive Aspekte auf, wie die Gewichtung der einzelnen Wirkungen.48  
Am Ende sollen Maßnahmen entwickelt sein, welche eine Beschreibung einerseits 
quantitativ aber andererseits auch qualitativ der unterschiedlichen Planungsvarianten 
zulassen. Dorfwirth spricht von der „kreativen Phase im Untersuchungsablauf“.49 Von 
entscheidender Bedeutung bei der Erstellung der Varianten ist die Erreichung der 
Zielsetzungen. Ziele setzen indirekt bereits die Bewertungskriterien fest. 
 
Die Abschätzungen der Wirkungen sollen prinzipiell über eine möglichst einfache 
Darstellung der negativen und positiven Auswirkungen erfolgen, um die 
Entscheidungsfindung für die betroffenen Gremien zu erleichtern. Die Systemzustände 
vorher und nachher werden verglichen und somit die Auswirkungen der einzelnen 
Planfälle ermittelt. Wichtige Indikatoren dazu sind zum Beispiel das 
Verkehrsaufkommen, die Verkehrsstärke und die Verkehrsleistungen. Diese 
quantifizierbaren Werte spielen für das Mengengerüst der darauf folgenden KNU eine 
wichtige Rolle.50 Unterschiedlichen Szenarien können herangezogen werden um die 
unsichere zukünftige Entwicklung in verschiedenen Varianten zu simulieren. 
Im Zentrum dieses Planungsschrittes steht also die Ermittlung der Indikatorenwerte 
und kann somit als Ermittlung des Mengengerüstes in Worten einer NKU gesehen 
werden.51 
                                               
46
 Vgl. Steierwald et al. (2005), S. 14 
47
 Steierwald et al. (2005), S. 14 
48
 Vgl. Snizek (2001), S 14ff 
49
 Dorfwirth et al. (1982), S. 17 
50
 Vgl. Snizek (2001), S. 21 
51
 Vgl. Dorfwirth (1982), S. 18 
17 
Zur Bewertung werden unterschiedliche Methoden herangezogen. Im Allgemeinen 
können nicht-formalisierte, teil-formalisierte und formalisierte Verfahren unterschieden 
werden. Zu meist handelt es sich um einen Typ der Nutzen-Kosten-Untersuchungen, 
welche im Kapitel 3 ausführlich erklärt werden. Vor allem die Nutzwertanalyse und die 
Kosten-Wirksamkeits-Analyse werden sehr häufig im Zusammenhang von 
Verkehrsprojekten herangezogen, bei denen das Ergebnis eine Rangordnung der 
unterschiedlichen Alternativen darstellt. Sie bilden einen integrativen Bestandteil des 
gesamten Planungsprozesses wie auch des Entscheidungsprozesses. Das Erstellen 
von Maßnahmen und deren Bewertung baut im Wesentlichen auf ein zu Basis 
liegendes Zielsystem auf. Dieses Zielsystem besteht aus Ziel- und 
Beurteilungsaspekten, Beurteilungskriterien und Indikatoren. 
Die Bewertung ist ein wesentlicher Punkt, der die Entscheidungsfindung stark 
beeinflusst. Die Bewertung im Zuge einer NKU stellt eine wichtige Basis für die 
politische Entscheidung dar. Aufgrund der Ergebnisse kann eine verkehrsplanerisch 
effiziente Lösung eruiert werden. Ob die Entscheidungsträger dieser Empfehlung auch 
folgen ist eine andere Frage. Die Abwägung und Entscheidung ist somit auch schon 
der nächste wichtige Planungsschritt. 
2.2.4 Abwägung und Entscheidung 
Die letztendliche Entscheidung für eine Variante steht nach der sorgfältigen Abwägung 
von Vor- und Nachteilen beziehungsweise von Nutzen-Kosten Gegenüberstellungen. 
Die Entscheidungsfindung hängt vor allem von den vorangegangenen Analysen und 
Auswertungen ab. Die Entscheidung wird jedoch nicht von den Fachexperten in dem 
Sinn getroffen, sondern meist von den politischen Gremien. Sehr häufig spielt auch das 
Lobbying von wichtigen Unternehmen eine entscheidende Rolle. Die Ergebnisse eines 
Bewertungsverfahrens stellen eigentlich nur eine Grundlage für die Entscheidung dar 
und dienen in diesem Sinne als Entscheidungsvorbereitung. Man kann von einer 
Empfehlung seitens der Planer und Fachexperten an die politisch Verantwortlichen 
sprechen. 
 
„Insgesamt ist Planung also ein komplexer, mulitvalenter Arbeits- und 
Entwicklungsprozess mit hohem Anspruch an die Kooperationsbereitschaft der Planer, 
aber auch der anderen Beteiligten.“52 Steierwald betont hier die Wichtigkeit des 
kooperativen Zusammenspiels der einzelnen Planungsakteure. 
 
Bezüglich der Entscheidungsträger und deren wichtige Funktionen im gesamten 
Planungsprozess wird den Akteuren ein eigenes Kapitel gewidmet. Im Kapitel 2.4 
werden die wichtigsten beteiligten Personengruppen näher erläutert. 
2.2.5 Umsetzung und Wirkungskontrolle 
Der Planungsprozess mit seinen einzelnen Schritten endet eigentlich bei der 
Grundsteinlegung beziehungsweise beim realen Baubeginn. Aber auch nach der 
Entscheidungsfindung ist einiges an Kontrollarbeit zu tun. Die Umsetzung als solches 
bedarf einer ständigen Beaufsichtigung und Kontrolle. Ein öffentliches 
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Infrastrukturprojekt zieht weiters eine Vielzahl von Beeinträchtigungen der 
Stadtbewohner während des Baus nach sich. Der bauliche Teil muss deshalb sehr 
gründlich durchdacht werden. Das Projekt ist also zeitlich bei der konkreten Umsetzung 
angelangt, aber noch lange nicht am Ende des Planungsprozesses. Auch die 
Wirkungskontrolle am Ende eines Projektes zählt zu einem wichtigen Teil des 
gesamten Planungsprozesses, stellt aber in dem Sinne keinen zentralen 
Planungsschritt dar. Vielmehr handelt es sich um so eine Art Nachbearbeitung. Man 
versucht einen Soll - Ist Vergleich zu starten und zu beurteilen ob die Umsetzung der 
Ziele auch nach Plan verläuft. 
 
Bei Planungen von Großprojekten, wie zum Beispiel einer U-Bahn, müssen Konzepte 
laufend an den neuesten Stand der Entwicklung angepasst werden. Es handelt sich 
also beim Planungsergebnis keinesfalls um eine starre Ideallösung, sondern um 
flexible Zwischenlösungen, die jederzeit an die neuesten Gegebenheiten angepasst 
werden sollen. Am Beispiel der U2-Verlängerung kann man diesen 
Anpassungsprozess sehr gut beobachten. 
2.3 Systemabgrenzung 
Das Hauptziel einer Systemanalyse ist es, eine komplexe Situation in ihre einzelnen 
Teile zu zerlegen und sie transparenter zu machen. Das Verkehrsprojekt kann in Form 
der Systemanalyse als ein einheitlich abgegrenztes System betrachtet werden.53 Diese 
Abgrenzung kann allerdings zum Teil sehr schwierig sein, da öffentliche 
Verkehrsprojekte meist in einem offenen Verkehrssystem eingebettet sind, trotzdem 
erscheint es für die Planungsarbeit sehr wichtig eine Abgrenzung vorzunehmen. 
 
„Verkehrstechnische Großinfrastrukturen sind durch intensive Flächenbeanspruchung, 
hohe Kapitalintensität und niedrige Kapitalproduktivität, lange Planungszeiträume, 
längere Bauzeiten und lange Lebensdauer, überregionale Raumbedeutsamkeit und 
nicht zuletzt durch, meist irreversible Auswirkungen auf die Umwelt gekennzeichnet.“54 
Dieses Zitat beinhaltet alle drei wichtigen Systemelemente eines Infrastrukturprojektes. 
Erstens umfassen sie die inhaltliche Komponente, und zwar das WAS geplant werden 
und das WARUM geplant werden soll. Zweitens beansprucht so ein Projekt sehr lange 
Planungszeiträume und auch Umsetzungszeiträume, somit kommt die Zeitkomponente 
ins Spiel. Und schließlich haben Infrastrukturprojekte enorme 
Raumwirksamkeitseffekte. Die Verkehrsplanung stellt somit ein System dar in dem die 
Hauptelemente, Planungsgegenstand und Planungsorganisation von dem 
Systemelement Planungsumfeld durch den inhaltlichen, den zeitlichen und den 
räumlichen Aspekt abgegrenzt werden.  
 
Das Umfeld besteht aus einer Reihe von wichtigen Einflussfaktoren, wie rechtliche, 
sozioökonomische, demographische und technische Bedingungen. Diese 
Rahmenbedingungen gemeinsam mit der gesellschaftlichen Einstellung der Menschen 
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prägen die gesamte Planungsstruktur.55 Natürlich kommen noch die unterschiedlichen 
Interessen von Planern, Politikern, Verwaltern und der Bevölkerung ins Kalkül, die oft 
zu Zielkonflikten führen. Die Systemabgrenzung ist nicht nur für den allgemeinen 
Planungsprozess wichtig, sondern wird auch zum Beispiel für die 
Umweltverträglichkeitsprüfung zur Abgrenzung herangezogen. 
2.3.1 Inhaltliche Abgrenzung 
Es geht darum, dass innerhalb vom Planungsprozess als System gesprochen, das zu 
realisierende Projekt abgegrenzt wird von seinem Einflussbereich. Besonders bei 
Infrastrukturplanungen ist das jedoch großteils sehr schwierig. Trotzdem kann bis zu 
einem gewissen Grad festgelegt werden, was geschehen soll und welche Ziele damit 
erreicht werden sollen. Die Zielsetzung bestimmt somit einen großen Teil des Inhalts. 
Was soll mit dem Projekt erreicht werden und wer soll positiv beeinflusst werden, 
beziehungsweise wer oder was darf nicht negativ beeinflusst werden. Das sind 
zentrale Fragestellungen bei der inhaltlichen Planungsabgrenzung. 
 
Im Zuge der inhaltlichen Abgrenzung werden also die Ziele festgelegt, die Maßnahmen 
konzipiert und schließlich die Wirkungsbereiche abgegrenzt.56 Genau hier befindet sich 
ein zentraler Ansatzpunkt für die Kritik im praktischen Planungsprozess. Oft werden die 
Ziele sehr undeutlich formuliert. Wie bereits im Kapitel 2.2.2 erwähnt, werden Ziele 
häufig fehlerhaft definiert und mit Strategien verwechselt. Das nachstehende Zitat aus 
Steierwald soll diesen Umstand noch einmal verdeutlichen. „Ebenso unsinnig wie die 
Zielvorgabe, einen bestimmten Verkehrsweg auszubauen und damit das Ergebnis 
vorwegzunehmen, ist die Zielforderung nach Reduktion des Autoverkehrs, sie kann 
höchstens als Strategie eingesetzt werden, um die im Zielkatalog definierten 
Wertvorstellungen mit einem entsprechenden Konzept zu erreichen.“57 
2.3.2 Zeitliche Abgrenzung 
Aber auch der zeitliche Bezug ist ein wichtiger Aspekt. Er gliedert sich genau 
genommen in zwei wichtige Komponenten, erstens die zeitlichen Zuordnung der 
Mobilität und zweitens der Planungshorizont.58 Zu welchem Zeitpunkt werden die 
Wirkungen vor allem zu Tage treten? Öffentliche Verkehrsprojekte oder 
Verkehrsprojekte generell sind großteils langfristige Planungszeiträume. Prognosen, 
Modelle und Szenarien müssen zum Teil über 10 bis 20 Jahre hinweg in voraus 
berechnet werden. Innerhalb dieses langen Zeitabschnittes können sich viele 
Parameter, die relevant für die Planung sind verändern. Es soll deshalb immer eine 
Anpassung der Planung erfolgen und eine dynamische Komponente berücksichtigt 
werden.  
 
Die Abb.3: zeigt die relevanten Zeitpunkte und Zeiträume für die systematische 
Abgrenzung. Als Analysezeitpunkt gilt der Ist-Zustand, wobei dieser am besten sehr 
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nahe am Untersuchungszeitpunkt liegen sollte. Der Prognosezeitraum ist bei 
Verkehrsprojekten meist relativ lang zwischen 10 und 15 Jahren oder auch länger.59 
Für unser praktisches Beispiel der U2-Verlängerung, ist der Planungszeitraum ein 
interessanter Zeithorizont, da sich dieser bereits verschoben hat. Der 
Planungszeitraum kann unter Umständen aufgrund politischer, administrativer oder 
auch anderer unvorhersehbarer Umständen und Unstimmigkeiten verzögert werden. 
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Abb.3: Schema zeitliche Abgrenzung60 
Die Zeitdimension spielt besonders bei Entscheidungshilfen eine große Rolle. Zum 
Beispiel im Zusammenhang mit der Dringlichkeitsreihung einzelner Maßnahmen. Es 
gilt häufig nicht Varianten auszuschließen, sondern die Entscheidung der Reihenfolge 
zu bestimmen. Auch im Zuge der Stadtverkehrsplanung kommt es zu einer Art 
Prioritätenreihung zwischen unterschiedlichen Verkehrsprojekten. Weiters kann das 
Ausmaß der Wirkungen über einen längeren Zeitraum Schwankungen unterlegen 
sein.61 
2.3.3 Räumliche Abgrenzung 
„Die räumliche Abgrenzung erfolgt so, dass alle wesentlichen Auswirkungen von 
Vorhaben bezüglich der Ziele erfasst werden. Meist kann sie anhand der Ausdehnung 
der zu erwartenden Verkehrsverlagerungen in den betroffenen Verkehrsnetzen 
vorgenommen werden.“62 
 
Prinzipiell kann man ein „Planungsgebiet“ und ein „Untersuchungsgebiet“ 
unterscheiden. Ersteres ist jenes Gebiet, für das die Planung vorgenommen wird und 
letzteres umfasst jenes Gebiet, welches von der Verkehrsplanung beeinflusst ist.63 
 
Weiters stellt man sich die Fragen welche Auswirkungen das Verkehrsprojekt in Folge 
auf den Modal Split, den Arbeitsmarkt und den Wohnungsmarkt hat. Für die 
Stadtverkehrsplaner sehr interessante Aspekte stellen veränderte Pendlerströme und 
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die allgemeine demographische Entwicklung dar. Vor allem auch die Veränderung von 
Arbeitsplätzen spielt eine entscheidende Rolle. 
 
Raumwirksame Einflüsse von Verkehrsinvestitionen lassen sich ganz allgemein wie 
folgt einteilen: 64 
Infrastruktureffekt 
Durch die Errichtung beziehungsweise durch den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
kommt es zum so genannten Infrastruktureffekt. Dieser Begriff kann als Überbegriff 
angesehen werden, für jegliche Auswirkung auf die betroffene Region. Sei es die 
soziale Infrastruktur oder auch die technische Infrastruktur, welche verbessert wird. 
Wirtschaftseffekt 
Von entscheidender Bedeutung sind natürlich die Auswirkungen auf den 
wirtschaftlichen Raum. Es kommt meistens eine Standortaufwertung, welche die 
Wirtschaft als gesamte ankurbelt. Es folgen Unternehmensansiedlungen, sowie neue 
funktionale Gebiete mit Nahversorgung können neu entstehen. Spezifischer kann 
unterschieden werden welche Art von Wirtschafteffekt entsteht. Entweder regional, was 
den Einkommenseffekt, den Kapazitätseffekt, den Standorteffekt, den Mobilitätseffekt, 
den Produktivitätseffekt, den Innovationseffekt, den Arbeitsteilungseffekt und den 
Erwerbseffekt hervorbringt. Oder der sektorale Einfluss, wie der Stabilitätseffekt und 
der Beschäftigungseffekt. Außerdem gibt es noch interregionale wirtschaftliche 
Auswirkungen, wo vor allem der Agglomerations- und Mobilitätseffekt zu Tage treten. 
Siedlungsstruktureffekt 
Auf alle Fälle kann davon ausgegangen werden, dass die Attraktivität eines 
Siedlungsraumes steigt, wenn man an einem höherrangigen Verkehrmittel 
angebunden ist. Das Stadtviertel wird somit infrastrukturell enorm bereichert. Schulen, 
Kindergärten, Nahversorgung und natürlich damit in Verbindung Arbeitsplätze können 
neu entstehen. Die Bevölkerung braucht nicht so weite Wege in Kauf nehmen und 
Pendlerströme können sich verringern. Deshalb kann man auch den 
Wohnbevölkerungseffekt, den Pendlereffekt und den Arbeitsstätteneffekt 
unterscheiden. 
Umweltstruktureffekt 
Räumliche Auswirkung hat ein Verkehrsprojekt natürlich besonders auf seine 
unmittelbare Umwelt. Besonders die Ambitionen den Ausbau des ÖV-Angebots zu 
verstärken, verfolgen ein ökologisches Ziel der Umweltentlastung. Positive 
Auswirkungen auf die Umwelt können zum Beispiel aufgrund von geringer Lärm- und 
Schadstoffbelastungen entstehen. Leider kann andererseits vor allem der Ausbau des 
Straßennetzes sehr häufig zu einem negativen Umwelteffekt führen. 
2.4 Akteure und Entscheidungsträger 
Die Entscheidungsträger im Planungsprozess gehören zu den 
Organisationselementen. Der Planungsprozess wird durch die drei Elemente 
Planungsgegenstand, Planungsumfeld und Planungsorganisation bestimmt (Vgl. 
Kapitel 2.1.3). Letztere setzt sich aus seinen Akteuren zusammen. Als 
Hauptakteursgruppen sind nach Rosinak die Politiker und die Verwaltung, die Planer, 
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und die betroffenen Bürger zu nennen.65 Ergänzt sollte diese Liste jedoch noch um die 
Betreiber der Infrastruktur, die Bauträger und die Nutznießer des Standortes, wie zum 
Beispiel Immobilienbesitzer und Wirtschaftstreibende, werden. Weiters ist wichtig zu 
unterscheiden, ob es sich auch um einen Investor handelt, oder ob die Gruppe nur 
indirekt von der Finanzierungslast betroffen ist, wie zum Beispiel die Bevölkerung. 
 
Es gibt somit eine ganze Reihe unterschiedlicher Personengruppen, welche Interesse 
an einem Um- und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur haben. Unterschiedliche Lobbys, 
Institutionen und natürlich politische Gruppen zählen dazu. Es können einerseits auf 
Seite der Nutznießer und andererseits auf Seiten der Kostenträger einzel- und 
gesamtwirtschaftliche Interessen unterschieden werden. Bei den Nutznießern kann 
folgendermaßen unterschieden werden:66 
• Primäre Nutznießer: darunter versteht man die tatsächlichen 
Verkehrsteilnehmer, welche die Verkehrsinfrastruktur auch wirklich benutzen. 
Der Nutzen für diese Gruppe besteht in der „Reisezeit- oder 
Transportkostenersparnis“. Die Kosten stellt der Fahr- bzw. Frachtpreis dar. 
• Sekundäre Nutznießer: darunter versteht man die Betreiber der 
Verkehrssysteme, wie z.B. die ÖBB oder die Wiener Linien. Für sie ist der 
Nutzen der Gewinn aus den Erträgen für die Benutzung ihrer Verkehrssysteme 
durch die primären Nutznießer, also den Verkehrsteilnehmern selbst. Aufwende 
entstehen hingegen durch den Betrieb. 
• Tertiäre Nutznießer: zu dieser Gruppe zählen die Eigentümer und Nutzer von 
betroffenen Standorten. Diese Standorte werden durch die neue Erreichbarkeit 
aufgewertet. Nutzen bringt es dahingegen, dass neue Wohnungen gebaut 
werden können, Wirtschaftsstandorte erschaffen werden und die 
Nahversorgung gestärkt werden kann. Zu den tertiären kann man auch die 
Bauträger, also alle Baufirmen, die mit dem Projekt beauftragt sind, zählen. Sie  
gehören sicherlich zu jener Gruppe von Akteuren, welche am meisten von dem 
Infrastrukturprojekt profitieren.  
• Quartäre Nutznießer: hier sind die Gebietskörperschaften bzw. die 
Regierungen gemeint. Man bezeichnet sie in diesem Zusammenhang als die 
„direkten Hersteller der Verkehrsinfrastruktur“. Sie entscheiden über die 
„Beschaffenheit (Qualitätsstandard) und über die Netzgestalt der 
Verkehrssysteme im Siedlungsraum“. Somit können sie auch als „Produzenten 
von standörtlicher Erreichbarkeit, die sie mit gezielten 
Verkehrsinfrastrukturinvestitionen beeinflussen können“ angesehen werden. Ihr 
Nutzen wird über den Standort- und Erreichbarkeitseffekt erreicht, welche 
dementsprechend mit Steuern und Abgaben belegt werden. 
 
Neben den Nutznießern sind auch andererseits auch noch die Finanziers zu 
unterscheiden. Analog zu den Nutznießern unterscheiden hier Bökemann und 
Kramar:67 
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• Primäre Kostenträger: hier zählen die Gebietskörperschaften dazu, die die 
Errichtung, den Aus- und Umbau finanzieren. Darunter versteht man z.B. die 
EU, den Bund, das Land und die Gemeinde. Die Zuständigkeit und das 
föderalistische Aufteilungsprinzip sind rechtlich verankert. Im Falle der U2-
Verlängerung werden Baukosten zu 50 Prozent vom Bund und zu 50 Prozent 
von der Stadt Wien getragen. 
• Sekundäre Kostenträger: die Betreibergesellschaften stellen die anderen 
Finanziers dar. Zum Beispiel die ÖBB oder die Wiener Linien selbst, welchen 
die Bestandserhaltung obliegt. 
 
Diese unterschiedlichen Interessensgruppen verfolgen natürlich auch sehr differente 
Zielvorstellungen für die Verkehrsinvestition. Ganz allgemeine kann man zwischen 
einzel- und gesamtwirtschaftlichen Zielsetzungen unterscheiden. Die 
Verkehrsteilnehmer als Nutzer bewerten alles anhand der entstehenden Reisezeit- 
bzw. Kostenersparnissen. Die Eigentümer der Standorte hingegen fragen sich nach 
der Erhöhung der Marktpreise von Grundstücken und Immobilien. Die Standortnutzer 
interessieren sich nur für die Steigerung der Lebensqualität und Erreichbarkeit. Die 
Betreiber andererseits betrachten das Projekt anhand der Effizienz- und 
Ertragssteigerung im Betrieb des Verkehrssystems. „Im Zusammenspiel der 
privatrechtlichen Betreibern der Verkehrssysteme (Wiener Linien) und öffentlich-
rechtlichen Investoren (EU, Bund, Länder, Gemeinden) ist das Nutzen-/Kosten-
Verhältnis bei den einzelnen Maßnahmen zum Aus- und Umbau der Verkehrssysteme 
als Folge institutionell ganz verschieden geregelten Kostenträgerschaft sehr 
unterschiedlich.“68 Neben den einzelwirtschaftlichen Zielen bzw. privaten Interessen 
der Benutzer und Betreiber, bestimmen die gesamtwirtschaftlichen Ziele der Regierung 
die Dringlichkeit von Aus- und Umbaumaßnahmen der Gebietskörperschaften.69 
 
Im Allgemeinen können formelle und informelle Wechselbeziehungen zwischen den 
Planungselementen unterschieden werden. Früher war der 
Hauptentscheidungsprozess auf die formellen Wechselbeziehungen fokussiert. 
Mittlerweile gewinnen die informellen Beziehungen zwischen den Akteuren immer 
mehr an Bedeutung. Vor allem die Öffentlichkeit und somit die betroffenen Bürger 
werden vermehrt in den Planungsprozess miteingebunden.70 „Offene Planung“ ist die 
neue Devise, das heißt, dass versucht wird, alle betroffenen Personengruppen aktiv in 
den Planungsprozess zu integrieren. Wichtig ist hier auch zu betonen, dass die 
Kommunikation zwischen den einzelnen Akteuren so gut wie möglich funktionieren 
sollte, aber zum Teil auch formalisiert ist, um eine gewisse Routine zu erhalten. 
Schnittstellen zwischen den einzelnen Kommunikationspartnern stellen eine große 
Problemquelle bei der Entscheidungsfindung dar.  
 
Neben den oben erwähnten Nutznießern und Kostenträger gehört auch die Gruppe der 
Planer zu einem wichtigen Teil der Akteursgruppe. Sie nehmen eine nahezu neutrale 
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Stellung zwischen den Nutznießern und den Kostenträgern ein. Da sie allerdings keine 
Entscheidungsbefugnis in diesem Sinne besitzen, werden sie nur als Berater 
herangezogen. Sie spielen allerdings eine entscheidende Rolle im Planungsprozess. 
Sie bereiten die Entscheidungsfindung vor und behelfen sich unterschiedlicher 
Analysemethoden. Zu den Planern gehören neben Verkehrsplanern natürlich auch 
Architekten, Bauingenieure und Landschaftsplaner. 
 
Ein Großteil der Planungsarbeiten wird in Form von Arbeitsgruppen und Arbeitskreisen 
vorgenommen. In diesen Arbeitsteams befindet sich ein Strauß unterschiedlicher 
Fachexperten. Je nach Planungsschritt werden unterschiedliche Arbeitskreise gebildet 
mit unterschiedlichen Akteuren, welche eine Mischung aller oben erwähnten 
Nutznießer, Kostenträger und/oder Planer sein kann. Auch bei der U2-Verlängerung 
nach Stadlau/Aspern wurde eine Reihe von Arbeitskreisen gebildet, welche 
unterschiedliche Aufgabenbereiche gemeinsam bearbeitet haben. 
 
Je nach Planungsphase werden andere Akteure stärker und schwächer aktiv. Es 
zeichnet sich recht deutlich im Planungsprozess ab, dass die Entscheidung von einem 
anderen Personenkreis getroffen wird, als der die Planung und Entwicklung der 
Handlungskonzepte durchgeführt hat. Fachexperten für Verkehrsplanung erstellen 
einerseits Verkehrsmodelle und untersuchen unterschiedliche Varianten anhand 
unterschiedlicher Bewertungsverfahren, andererseits bestimmen die Verwaltung und 
die Politik zum Großteil die Zielsetzungen und die Rahmenbedingungen. Im 
Allgemeinen ist die Arbeitsaufteilung sehr sinnvoll, da jeder das macht, wo seine 
Kernkompetenzen liegen, jedoch ist die fehlende Kommunikation bzw. falsche 
Interpretation ein großes Problem. Der Aspekt der Bürgermitbestimmung ist ebenfalls 
ein wichtiger Punkt. Mittels Informationskampagnen und Befragungen können die 
zukünftigen Verkehrsteilnehmer bzw. alle betroffenen Anrainer ihre Statements 
abgeben und sich ausführlich informieren. Im Prinzip werden die Bürger dazu 
aufgefordert Chancen und Mängel aufzuzeigen.  
Anhand des praktischen Fallbeispiels werden später, die einzelnen Planungsschritte 
mit den dazugehörigen Akteuren und Entscheidungsträgern analysiert. 
2.5 Kommunikation 
Während des gesamten Planungsprozesses stellt die Kommunikation einen 
integrativen Bestandteil dar. Die Kommunikation zwischen allen Ebenen der Planung 
und zwischen allen Akteuren kann als Indikator für Erfolg oder Misserfolg des Projektes 
angesehen werden. Von zentraler Bedeutung ist vor allem die Information der Bürger 
über Planungsvorstellungen. Hier spiegelt sich der Trend zur offenen Planung deutlich 
wieder. Besonders die Bürger aktiv einzubinden steht immer mehr im Vordergrund. 
 
Im Allgemeinen unterscheiden Snizek et al. folgende Formen der Kommunikation mit 
den Bürgern in der Verkehrsplanung:71 
• Bürgerinformation 
• Bürgerbeteiligung 
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Erstere stellt nur auf eine reine Information der betroffenen Bürger aus. Während die 
Bürgerbeteiligung eine wesentlich wichtigere Form der Kommunikation ist. Hierbei wird 
eine für die Betroffenen repräsentativ gehaltene Personengruppe in die 
Lösungsfindung eingebunden. Vorrangig werden Informationen gesammelt und vor 
allem Konfliktvermeidung angestrebt. Es ist vielmals bestätigt, dass eine rechtzeitige 
Einbindung der Betroffenen zu den konfliktfreisten Lösungen führt, was wiederum zu 
einer Reduktion der Planungsdauer beiträgt.72 
 
Allgemeine Aktionen der Bürgerinformation oder Bürgerbeteiligung können sein: 
• Bürgerversammlung 
• Ausstellung 
• Pressearbeit 
 
Aus dieser Liste sei die Bürgerversammlung eher als problematisch zu erachten und 
sollte nur in Einzelfällen beansprucht werden. Sehr häufig sind besonders Personen, 
die gegen ein Projekt sind, besonders motiviert dort zu erscheinen. Das Hauptproblem 
ist, dass die anwesenden Menschen nicht einer repräsentativen Meinung der Gruppe 
der Betroffenen entsprechen. Die Ausstellung bietet da bereits eine bessere Variante 
für die Bürger zu informieren. Alle Bürger haben die Chance das Projekt in Ruhe zu 
betrachten und gegebenenfalls Ideen und Vorschläge per Briefkasten oder per 
persönliche Gespräche abzugeben. Jedoch steht die Problematik der aktiven 
Beteiligung im Raum. Ganz wichtig ist die Pressearbeit um mögliche Fehlinformationen 
zu vermeiden.73 Viele Menschen lassen sich nicht mehr einfach von der Verwaltung 
überfahren und akzeptieren einfach ohne Kritik jegliche Planungsentscheidungen der 
Verwaltung. Die Bevölkerung will mitbestimmen können, zumindest teilweise, was in 
ihrem Lebensraum passiert. Deshalb ist die Kommunikation und Beteiligung der Bürger 
von entscheidender Bedeutung und wird im Zuge der offenen Planung bereits seit 
längerem in der Praxis angewandt. 
 
Public Relations, Werbung und Marketing sowie gut durchgeführte Kommunikation 
können die Verkehrsmittelwahl stark beeinflussen. Das Image des Umweltverbundes 
kann stark durch gezielt gesetzte Marketingmaßnahmen verbessert werden. Großteils 
kann die Erfahrung gemacht werden, dass solche Kommunikationsmaßnahmen mehr 
bewirken können, als zusätzliche Infrastruktur. Dialogbereitschaft mit dem Kunden ist 
sehr wichtig. In diesem Fall mit den tatsächlichen Verkehrsteilnehmern. Jede 
Kundenbeschwerde ist eine kostenlose Marktforschung.74 
Kommunikation gegenüber den zukünftigen Nutzern im Sinne einer Imagestärkung und 
andererseits Information der betroffenen Bevölkerungsgruppen. „So muss eine 
effiziente Kommunikationspolitik von Beginn des Projektes an, beide Gruppen 
(unmittelbar betroffene und zukünftige Nutzer) durch entsprechende Maßnahmen 
berücksichtigen.“75 
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2.6 Zusammenhang zwischen Verkehrsplanung und 
Stadtplanung  
Da Verkehrsprojekte in der Stadt einen sehr wichtigen Einflussfaktor für die gesamte 
Stadtstruktur darstellen, soll der Aspekt der räumlichen Abgrenzung nochmals 
hervorgehoben werden. Die räumlichen Einflüsse auf die gesamte Stadtstruktur 
überschreiten sehr oft die direkte räumliche Abgrenzung eines Verkehrsprojektes. 
Durch die Erweiterung des ÖV-Netzes kommt es zu weit reichenden Folgewirkungen 
auf den Siedlungs- und Wirtschaftsraum der betroffenen Stadtregion. Interessant sind 
besonders die zukünftigen Entwicklungen der Einwohnerzahl und der Arbeitsplatzzahl 
in der betroffenen Region. 
 
Kommt es zu einem Neu- oder Ausbau von Verkehrsinfrastruktur so hat das eine 
Erweiterung der Nutzungsmöglichkeiten zur Folge. Menschen können auf realisierte 
Infrastrukturplanungen folgendermaßen durch Änderung oder Wahl reagieren:76 
• der für seine Mobilität günstigeren Wohnung 
• des Verkehrsmittels (Modal-Split-Änderungen) 
• seines Zieles (fahrzweckspezifische Zielorientierung z.B. durch Änderung 
seines Arbeitsplatzes oder Einkaufsorte) 
• des Fahrzeugs (z.B. beim motorisierten Individualverkehr durch höhere 
Motorleistung bei geringen Kraftstoffpreisen) 
• der Fahrweise (z.B. durch eine verbrauchsarme Fahrweise bei hohen 
Kraftstoffpreisen). 
 
Hier wird sehr gut sichtbar, dass die Menschen sehr sensibel und unterschiedlich auf 
Infrastrukturänderungen reagieren können. Folglich erschwert dieser Umstand die 
Prognostizierbarkeit solcher Projekte und erhöht die Komplexität der Planung. 
Besonders am Beginn eines Planungsprozesses werden diese Punkte anhand von 
Modellrechungen und Datenrecherche analysiert. Mobilitätskennzahlen stellen somit 
ein wichtiges Hilfsmittel für die Planung dar, besonders in der Zustandsanalyse und 
Problemanalyse. 
 
Der Verkehr steht mit der Raumentwicklung in einer dynamischen Wechselwirkung. 
Beide beeinflussen einander einmal eher positiv, dann wieder negativ. Neue 
Verkehrsanlagen können somit eine positive Raumentwicklung verursachen, sie 
allerdings umgekehrt aber auch einschränken. Weiters sind Verkehr und Raum sehr 
eng und entscheidend über die regionale Wirtschaftsentwicklung verknüpft.77 
 
„Verbesserte Raumordnung und Förderung der Bahn sind inhaltlich gekoppelte 
Handlungsfelder. Eine Siedlungsstruktur, die auf die Erreichbarkeit der Bahn 
ausgerichtet ist, ist dicht, Verkehr sparend und schafft effiziente 
Erschließungskorridore.“78 Hier wird klar postuliert, dass eine Erschließung mittels U-
Bahn bzw. Bahn eine verkehrsberuhigende Wirkung hat und eine positive Auswirkung 
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auf die Siedlungsstruktur mit sich bringt, in dem sie nicht so flächenintensiv, sondern 
entlang gestimmter Entwicklungslinien entstehen. Die positiven Auswirkungen lassen 
sich jedoch eher erst auf lange Zeiten sehen. Kurzfristig ist jedoch nur sehr schwer 
eine Verbesserung zu erzielen. Also muss man schon im Vorhinein planen um in 
Zukunft effiziente Siedlungsstrukturen vorzufinden. Ziel ist es eine flächen- und 
infrastruktursparende Siedlungsstruktur mit Wohnbau und Betriebsstandorte zu planen.  
 
Mobilitätspolitik statt Verkehrspolitik soll in Zukunft die Devise sein. Die Mobilität wird 
vor allem durch die räumliche Anordnung von Wohnsiedlungen und Arbeitsplätzen, 
aber auch durch Arbeits- und Öffnungszeiten bestimmt. Eine nachhaltige Stadt- und 
Raumplanung, kann hier durch kompakte und nutzungsgemischte Baustrukturen und 
der Erschließung der peripheren Gebiete durch ÖV, die Siedlungsstrukturen 
verkehrreduzierter und mobilitätsoptimierter gestalten.79 Verkehrssparende 
Raumordnung kann die öffentliche Hand enorm entlasten. Damit geht eine flächen- 
und infrastruktursparende Siedlungstätigkeit beim Wohnbau und bei der Errichtung 
neuer Betriebsstandorte einher. Mit solchen Maßnahmen kann der öffentliche Haushalt 
langfristig sehr viel sparen.80 
 
Als Instrumente der Stadtplanung und somit auch der Stadtverkehrsplanung sind 
diverse Pläne, Konzepte und Datenbanken zu verstehen, welche gewissermaßen 
einen Rahmen für die Entwicklungsprozesse für die Akteure bieten. Sie dienen als 
Grundlage für weiterführende Studien, Gutachten und Projekten. Zu den wichtigsten 
Instrumenten gehören dabei ganz allgemein Daten aus der Stadtforschung. Darunter 
fallen Informationen über Arbeit, Bevölkerung, Bildung, Verkehr und Wohnen. 
Andererseits zählt auch der Wiener Strategieplan als übergeordnetes Ziel zu den 
relevanten Instrumenten. Er dient als attraktive Vision für das zukünftige Wien. Weiters 
ist der Stadtentwicklungsplan ein wichtiges Element der gesamten Stadtplanung. Er 
dient einer generellen, vorausschauenden Stadtplanung und Stadtentwicklung und gibt 
somit in groben Zügen den weiteren geordneten Ausbau der Stadt vor. Letztendlich sei 
der Masterplan Verkehr für Wien erwähnt, welcher vor allem auf die 
verkehrsspezifischen Entwicklungsgebiete eingeht.81 Aber es sind auch die Daten der 
Stadtforschung sehr wichtig. Alle 10 Jahre wird in Wien ein neues Verkehrskonzept 
erstellt. 
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3 Bewertungsverfahren und Entscheidungshilfen bei 
Infrastrukturprojekten 
Entscheidungshilfen werden als wesentlicher Bestandteil eines 
Verkehrsplanungsprozesses angesehen. Auch im Zuge des U-Bahn-
Planungsprozesses sowie in vielen anderen Infrastrukturprojekten werden Arten 
unterschiedlicher Entscheidungshilfen angewandt. Vor allem weil es sich großteils um 
öffentliche Investitionen handelt und das Problem der knappe Güter zu Tage tritt, 
versuchte man die effizienteste Alternative zu finden, indem man sachlich Vor- und 
Nachteile abwägt. Mit Hilfe von NKU können die Entscheidungskriterien formalisiert 
werden und eine objektivere rationalere Entscheidungsvorbereitung unterstützt 
werden. Teilweise ist die Anwendung von NKU sogar rechtlich verankert. 
3.1 Definition und Zielsetzung 
Es gibt eine Fülle von Definitionen für Entscheidungshilfen in der Literatur zu finden. 
Dorfwirth beschreibt sie folgendermaßen: „Entscheidungshilfen sind Analysemethoden, 
die durch eine systematische Gegenüberstellung von positiven und negativen 
Wirkungen (Nutzen und Kosten, Nutzen und Schaden oder Vorteile und Nachteile) von 
Planungsmaßnahmen eine rational begründete Entscheidungsaufbereitung 
ermöglichen. Diese Entscheidungsaufbereitung setzt das Vorhandensein eines für die 
Planung legitimierten Wertesynthese voraus, welches monetär (z.B. Preissystem) oder 
nichtmonetär (z.B.: Zielgewichtung) sein kann.“ 82  
Weiters beschreibt Dorfwirth, dass Entscheidungen über Verkehrsinvestitionen in einer 
Demokratie über die Politik getroffen werden. Jedoch benötigen diese Entscheidungen 
eine „rationale Legitimierung“. Besonders deshalb, weil es sich bei 
Verkehrsinvestitionen um sehr hohe Kostenträger für die Volkswirtschaft handelt, 
welche großteils über steuerliche Mittel, also von der Allgemeinheit, finanziert 
werden.83 
 
Nutzen-Kosten-Untersuchungen (NKU) stellen also ein Instrument dar, welches zu 
einer nachvollziehbaren und logischen Entscheidungsfindung führen soll. Wichtig ist, 
dass Entscheidungshilfen jedoch nur als Entscheidungsvorbereitung dienen, wie auch 
bei Dorfwirth klar definiert. Die Entscheidung selbst ist großteils eine politische. Sie 
dienen in diesem Sinne als „Rechtfertigung und Absicherung des Lösungsweges“. Hier 
spiegelt sich der vorig erwähnte Bedarf an Legitimierung der politischen Entscheidung 
nach Dorfwirth wieder.  Ein weiterer wichtiger Aspekt formalisierter 
Bewertungsverfahren, ist die Effektivität, da NKU das Ziel verfolgen eine optimale 
Ressourcenauslastung zu erreichen.84 Es gilt bei öffentlichen Verkehrsprojekten 
vorrangig, einen effizienten Mitteleinsatz zu gewährleisten. Genau diese Prämisse 
kann mit Hilfe von Bewertungsverfahren leichter erfüllt werden. Entscheidungshilfen 
versuchen eine formalisierte Beschreibung der Realität, um die komplexen Strukturen 
eines Entscheidungsprozesses zu vereinfachen. 
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Spricht man im Allgemeinen von Entscheidungshilfen und Bewertungsverfahren, so 
werden diese Termini oft mit dem Begriff Nutzen-Kosten-Untersuchung gleichgesetzt. 
Der Ausdruck Entscheidungshilfe kann also nicht als ein Terminus technicus 
angesehen werden, sondern wird vielmehr im allgemeinen Sprachgebrauch als 
Überbegriff für Nutzen-Kosten-Untersuchungen verwendet.85 Der Einfachheit halber 
werden im Folgenden Entscheidungshilfen und Nutzen-Kosten-Untersuchungen sowie 
Bewertungsverfahren synonym verwendet. Alle drei sollen als Überbegriff für die 
unterschiedlichen Arten dienen. 
 
In den USA wurden die ersten theoretischen und praktischen Anwendungen von NKU 
bereits in den 30er Jahren des 20 Jahrhunderts gemacht. In Europa dauerte es etwas 
länger bis sich die ersten zaghaften Anwendungen in die 70er verbreiteten. Zu den 
Pionieren zählt hier in den 70er Jahren Recktenwald, der eines der ersten 
deutschsprachigen Werke zum Thema Kosten-Nutzen-Analyse verfasst. Ab diesem 
Zeitpunkt steigt die Bedeutung dieser Verfahren besonders in der Nationalökonomie 
und in den Wirtschaftswissenschaften.86 Es folgen Publikationen von Zangemeister 
und von Bechmann. Wie bereits erwähnt, liegt das Hauptziel der Verfahren darin, den 
Entscheidungsweg in seine einzelnen Teile aufzugliedern und somit das komplexe 
System in einzelne Schritte zu vereinfachen. Im Vordergrund steht die Transparenz 
des Konzeptes, das mittels dem „objektiven“ Mengengerüst und dem „subjektiven“ 
Wertegerüst ermöglicht wird. Dem ganzen liegt ein idealisierter Planungsprozess zu 
Grunde. Es wird versucht jene Maßnahmen herauszufiltern, welche den höchsten 
Nutzen für die Zielerreichung erlangen.87  
 
Bereits in Recktenwald kann man die ursprünglichen Ziele einer traditionellen Nutzen-
Kosten-Untersuchung nachlesen, wobei sie ein Dreifaches bewirken will:88 „Sie soll 
mithelfen, wenn man  
(a) über die Wirtschaftlichkeit eines öffentlichen Projektes entscheidet,  
(b) aus einer Reihe sich ausschließender Projekte einzelne auswählen soll und 
schließlich 
(c) den geeigneten Zeitpunkt einer Maßnahme (etwa bei Unterbeschäftigung) 
bestimmt.“ 
Diese drei Hauptzielsetzungen sind bis heute aktuell. Formalisierte 
Bewertungsverfahren werden auch heute noch aus diesen drei Gründen durchgeführt. 
Erstens soll versucht werden Nutzen und Kosten abzuwägen und diese so weit als 
möglich auch monetär (nur bei KNA) zu gewichten, zweitens dienen sie als 
Entscheidungshilfe zwischen unterschiedlichen Alternativen. Und drittens können mit 
ihrer Hilfe die Dringlichkeit unterschiedlicher Projekt eruiert werden. 
 
Aus diesen Hauptzielsetzungen entwickelten sich nach Cerwenka im Verkehrsbereich 
vor allem zwei Anwendungsgebiete von Entscheidungshilfen:89 
                                               
85
 Vgl. Dorfwirth (1982), S. 11 
86
 Vgl. Pöcheim (2003), S. 13 
87
 Vgl. Snizek et al. (2001), S. 62 
88
 Recktenwald (1971), S. 4 
30 
• Variantenvergleich: mittels Entscheidungshilfe wird am Ende eine Empfehlung 
ausgesprochen welche Alternative am effizientesten ist. 
• Dringlichkeitsreihung: ein großes Projekt wird zum Teil in Einzelprojekte zerlegt, 
wobei die Entscheidungshilfe nun zeigen soll, wann welche Teile realisiert 
werden. Die Einzelmaßnahmen schließen einander hier nicht aus. 
 
NKU müssen um legitim zu sein, eine Reihe von Ansprüchen erfüllen, wie: objektiv, 
nachvollziehbar, manipulationssicher, zuverlässig, wissenschaftlich abgesichert und 
bürgernah.90 Diese Anforderungen werden in der Realität nur selten alle im Zuge eines 
formalisierten Bewertungsverfahrens erfüllt. 
3.2 Arten und Arbeitsschritte von Nutzen-Kosten-
Untersuchungen 
3.2.1 Typen von Nutzen-Kosten-Untersuchungen 
Prinzipiell kann man zwischen formalisierten und nicht formalisierten 
Bewertungsverfahren unterscheiden. Dazwischen gibt es natürlich einige Mischformen 
beider Verfahrensvarianten. Die folgende Tabelle soll einen kurzen Überblick über die 
wichtigsten Methoden geben: 
 
Nicht-formalisierte Verfahren Intuitive Bewertung 
Expertenurteile/-empfehlungen 
Öffentliche Diskussionen 
Teil-formalisierte Verfahren Einfache Vorteil-Nachteil-Darstellungen 
Einfache Rangordnungsverfahren 
Multikriterielle Wirkungsdarstellungen 
Multikriterielle Verträglichkeitsprüfung 
Formalisierte Verfahren Nutzwert-Analyse 
Kosten-Wirksamkeits-Analyse 
Kosten-Nutzen-Analyse 
Wirkungsanalyse 
Abb.4: Auswahl Übersicht Typen von Entscheidungsverfahren91 
Aufgrund der Relevanz in der Praxis und im konkreten Beispiel der U2-Verlängerung 
Stadlau/Aspern konzentrieren sich die nächsten Ausführungen rein auf formalisierte 
Entscheidungsverfahren. In der Realität kommt es sehr oft zu Vermischungen und 
modifizierten Anwendungen der theoretischen Konstrukte. Im Folgenden sollen aber 
die wichtigsten traditionellen Ansatzpunkte der NKU erörtert werden. 
 
In traditioneller Hinsicht werden 4 Hauptverfahren unterschieden: 
• Kosten-Nutzen-Analyse KNA 
• Nutzwertanalyse NWA 
• Kosten-Wirksamkeitsanalyse KWA 
• Wirkungsanalyse WA 
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Diese lassen sich wiederum in drei unterschiedliche Arten von Verfahren einteilen:92 
Verfahren mit monetärer Bewertung: Dazu zählt die Kosten-Nutzen-Analyse (KNA): 
Das Modell basiert auf quantifizierbaren Kosten und Nutzen, welche monetär 
dargestellt werden. Die Zielkriterien lassen sich ganz allgemein in Geldeswert 
ausdrücken, daher das Adjektiv monetär. 
Verfahren mit nichtmonetärer Bewertung: Darunter fallen die Nutzwertanalyse 
(NWA) und die Kostenwirksamkeitsanalyse (KWA). Hier hat man es mit 
dimensionslosen Indizes bzw. Punktewertung zu tun. Im Allgemeinen sind diese 
Methoden weniger anschaulich, jedoch kann jedes beliebige Zielkriterium, welches mit 
Hilfe eines quantifizierbaren Indikators ausdrückbar ist, berücksichtigt werden. 
Verfahren ohne formalisierte Wertsynthese: Zu dieser Kategorie gehört die 
Wirkungsanalyse (WA). Im Zuge dieses Verfahrens kommt es zu einer einfachen 
Auflistung der Zielerträge durch verbale Interpretation, mit der die 
Entscheidungsfindung erleichtert wird. Wirkungsanalysen haben den Vorteil eines 
geringeren Aufwandes und werden deshalb vor allem für kleine 
Planungsentscheidungen herangezogen. 
 
Die beiden ersten Kategorien können weiters zu Bewertungsverfahren mit 
formalisierter Wertsynthese zusammengefasst werden. Bei der Wirkungsanalyse fehlt 
diese. 
3.2.2 Arbeitsschritte von Nutzen-Kosten-Untersuchungen 
Das allgemeine Ablaufschema von formalisierten Entscheidungshilfen wird in der 
nächsten Abbildung (Abb.5:) skizziert. Die Teilschritte basieren auf der Methode der 
KWA und der NWA. Für die KNA und die WA erfolgen leichte Adaptionen. Im Grunde 
kann jedoch nachstehendes Schema als einfache Übersicht über den Ablauf von NKU 
dienen. 
 
Transformation von Zielerträgen zu Zielerreichungsgraden
Zielgewichtung
Wertsynthese und Entscheidungskriterien
Varianten- bzw. Dringlichkeitsreihung
Sensitivitätsanalyse
 
Abb.5: Ablaufschema Entscheidungshilfen93 
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Um kurz einen Abriss über den Aufbau von Nutzen-Kosten-Untersuchungen zu geben 
wird in Folge jeder Schritt kurz erklärt:94 
Transformation von Zielerträgen zu Zielerreichungsgraden: Nutzenfunktionen 
bestimmen die Beziehung zwischen den Zielerträgen und den Zielerreichungsgraden, 
wobei die Festlegung der Nutzenfunktionen eine normative Bewertung darstellt. Bei der 
KNA wird anhand von Preisen bewertet. 
Zielgewichtung: Hier ist die Wichtigkeit der Ziele das ausschlaggebende 
Bewertungskriterium. Die Marktpreise werden auch hier für die Gewichtung bei der 
KNA herangezogen, beziehungsweise die Zinssätze bei der Finanzierung. 
Wertsynthese und Entscheidungskriterien: Diese Phase ist bei allen Varianten der 
Entscheidungsverfahren unterschiedlich. Im Allgemeinen werden die Einzelnutzen 
aufsummiert. Nur bei der Wirkungsanalyse fehlt dieser Arbeitsschritt, da die Zielerträge 
bzw. die Zielerreichungsgrade hier nur gegenübergestellt werden und der 
Entscheidungsträger bewertet. 
Varianten- bzw. Dringlichkeitsreihung: Mit den Entscheidungskriterien wird nun eine 
Reihenfolge der Varianten festgelegt. Hier spielen vor allem die Rahmenbedingungen 
eine wichtige Rolle. Prämissen wie zum Beispiel Budgetbeschränkungen oder 
Lärmpegelbeschränkungen sind hier ausschlaggebend für die Rangfolge der 
Maßnahmen. Wichtig ist außerdem zu betonen, dass diese Reihung keinesfalls als 
einzig richtige Alternative gesehen werden darf, sondern lediglich eine Empfehlung 
sein kann. 
Sensitivitätsanalyse: Wird ganz allgemein als Stabilitätsanalyse der Ergebnisse 
angesehen. Näheres zur Sensitivitätsanalyse unter 3.3. 
 
Die Hauptkostenarten bei Nutzen-Kosten-Untersuchungen sind in der Regel die 
Investitions- und die Erhaltungskosten bzw. die Betriebskosten.  
Investitionskosten, sind Kosten, welche durch den Bau also der Herstellung 
beziehungsweise durch den Ausbau der Infrastruktur erwachsen.  
Je nach Nutzungsdauer werden die Kosten abgezinst. Neben den Investitionskosten 
fallen aber auch erhebliche Erhaltungskosten im Infrastrukturbereich an. Das ganze 
muss natürlich zu einem Bezugspunkt betrachtet werden.95 Die Preisbasis stellt 
ebenfalls einen wichtigen Aspekt dar. Je nachdem wann geplant wird und wie lange 
der Planungsprozess dauert kann es dazu kommen, dass unterschiedlichen 
Preisbasen herangezogen werden. 
3.2.3 Kosten-Nutzen-Analyse 
Der Grundgedanke einer KNA ist eigentlich ganz einfach und logisch. Man will die 
Kosten und den Nutzen eines Projektes ermitteln und diese monetär vergleichbar  
machen. Die Bewertungskriterien sollen das vordefinierten Zielsystem widerspiegeln, 
und zu einer bestmöglichen Zielerreichung führen. Sinnvoll ist das natürlich vor allem, 
wenn man unterschiedliche Projekte und deren monetären Vor- und Nachteile 
vergleicht. Kosten und Nutzen werden letztendlich saldiert und das Verhältnis von 
Nutzen und Kosten wird dann als Entscheidungskriterium herangezogen. Das 
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Hauptziel ist somit den gegenwärtigen Wert der aufsummierten Nutzen, welcher 
wiederum um die angefallenen Kosten reduziert wurde, zu maximieren.96  
Im Gegensatz zu anderen Verfahren steht bei der Kosten-Nutzen-Analyse eine 
monetäre Bewertung im Vordergrund. Weiters zählt sie zu jenen Verfahren, die eine 
formalisierte Wertsynthese durchführen.  
Die einzelnen Arbeitsschritte der Kosten-Nutzen-Analyse können schematisch in der 
Abb.6: betrachtet werden. 
 
Ziele festlegen
Auswahl der Beurteilungskriterien die relevant sind für KNA
Sensitivitätsanalyse
Auswahl der verwendeten Indikatoren
Indikatoren werden zu monetarisierbaren
Nutzen-Kostenkomponenten zerlegt
Für jeden Planfall werden die Nutzen- und Kostenkomponenten
Berechnet (Mengengerüst)
Diskontierung der NK-Komponenten
Wertsynthese (Verknüpfung der Nutzen und Kosten mit Hilfe 
von Entscheidungskriterien) 
Monetarisierung der Nutzen- Kostenkomponenten
 
Abb.6: Arbeitsschritte Kosten-Nutzen-Analyse97 
Als interessant erscheint die Wertsynthese, welche sich von den anderen Verfahren 
grundsätzlich unterscheidet, da es sich um ein rein monetäres Konstrukt handelt. Die 
Wertsynthese stellt das Aufstellen des Entscheidungskriteriums dar. Bei der NKA wird 
traditioneller Weise das Verhältnis Summe der Nutzenkomponenten mit Summe der 
Kostenkomponenten gebildet. Der Quotient stellt somit ein relatives Wertkriterium dar, 
welches ein objektives Maß für Investitionen darstellt, ganz egal wie hoch die 
absoluten Investitionskosten sind bzw. wie hoch die Nutzen sind. Das Ergebnis ist 
somit eine dimensionslose Größe und gibt eine gute Vorstellung über die Effizienz 
eines Projektes.98 
 
Die Kosten-Nutzen-Analyse gibt als einzige Methode eine Empfehlung über die 
„absolute Vorteilhaftigkeit“ einer Variante, da sie die Aussage macht, dass die Nutzen 
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größer als die Kosten sind. NWA und KWA geben beide nur eine Auskunft über die 
Vorteilhaftigkeit gegenüber den unterschiedlichen Alternativen.99 
 
Im Großen und Ganzen stellt die NKA wohl das bekannteste 
wirtschaftlichkeitsanalytische Verfahren für den öffentlichen Sektor dar. Nach Hanusch 
beruhen sie „einerseits auf den normativen Vorstellungen der Wohlfahrtsökonomie, 
andererseits auf Erkenntnisse privatwirtschaftlich orientierter 
Investitionsrechnungen“.100 Öffentliche Investitionen haben die unterschiedlichsten 
Eigenschaften, aber im Allgemeinen sind öffentliche Projekte jene, welche auf staatlich 
gesetzte und unterstütze Maßnahmen zur Verbesserung des wirtschaftlichen, sozialen 
sowie des kulturellen Lebens fokussiert sind. 
Die Kosten-Nutzen-Analyse ist das einzige Verfahren, welches ihren Schwerpunkt auf 
den Ressourceneinsatz im Staatssektor in Verbindung mit der Maximierung der 
gesellschaftlichen Wohlfahrt gerichtet hat. Kosten im Sinne der Wohlfahrtsverluste 
stellen dabei auch Opportunitätskosten (entgangener Nutzen) dar.101 
 
Kosten-Nutzen-Analysen sind vor allem dann durchzuführen, wenn es sich um eine 
monetäre Entscheidungsfindung handelt bzw. wenn die Wirtschaftlichkeit als 
Hauptkriterium der Entscheidungsfindung herangezogen wird.102 Problematisch zu 
betrachten ist jedoch genau dieser Aspekt, dass im Zuge dieses Verfahrens versucht 
wird schwer vergleichbare Kriterien monetär vergleichbar zu machen. 
3.2.4 Nutzwertanalyse 
Die Nutzwertanalyse wird vor allem im Verkehrssektor angewandt und zählt in diesem 
Bereich zu den am häufigsten benutzen Bewertungsverfahren. Wahrscheinlich liegt 
das an der relativ einfachen Handhabung.103  Die Nutzwertanalyse (NWA) versucht, 
das grundlegende Problem der KNA – die Monetarisierung nicht-monetärer 
Bewertungsgrößen – zu vermeiden, indem sie auf die Monetarisierung generell 
verzichtet. Stattdessen erfolgt die Zusammenführung der Einzelwirkungen mittels eines 
Punktesystems. Die Analyse der Kosten in dem Sinn ist nicht Bestandteil und 
Gegenstand einer Nutzwertanalyse und werden deshalb nicht berücksichtigt. Die 
monetäre Bewertung ist hier im Vergleich zur KNA nicht von entscheidender 
Bedeutung für die Entscheidungsfindung. 
 
Besonders interessant bei der NWA ist, dass „nicht nur sachbezogene Informationen, 
sonder auch subjektive Präferenzen der Entscheidungsträger in die Bewertung mit 
eingehen können“.104 Dieser Aspekt der Subjektivität birgt einerseits Gefahren, da eine 
starke Beeinflussung seitens der Entscheidungsträger die Objektivität verringert, 
andererseits kann genau diese Subjektivität ein Pluspunkt im Vergleich zu einer streng 
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monetären Methode wie der KNA sein. Wichtig ist allerdings, dass man sich bewusst 
macht, dass es diese Beeinflussung durch subjektive Präferenzen gibt. 
Die Abb.7: zeigt die Arbeitsschritte einer NWA, welche folgende Schritte umfasst:  
 
Ziele festlegen
Untersuchungsrelevante Beurteilungskriterien auswählen
Sensitivitätsanalyse
Verknüpfung der Teilnutzwerte zum Nutzwert als
Entscheidungsgröße entspricht der Wertsynthese
Indikatoren für Beurteilungskriterien
Zielerträge ermitteln für jeden Planfall
Zielerträge werden zu Zielerreichungsgraden mittels 
Nutzfunktion umgewandelt - Normierung
Diskontierung der NK-Komponenten
Verknüpfung der Zielerreichungsgrade mit den 
Zielgewichten zu den Teilnutzwerten
Zielgewichtung
 
Abb.7: Arbeitsschritte Nutzwertanalyse105 
Das Entscheidungskriterium bei der Nutzwertanalyse ist der Nutzwert. Dieser lässt sich 
aus der Summe der einzelnen Teilwirksamkeiten zu einem Ausdruck zusammenfügen. 
Wie bei der KNA besteht das wesentliche Ergebnis der NWA in einer 
Gesamtbewertungsgröße, aus der weder die bewerteten Problembereiche noch die 
Wirkungen auf einzelne Problembereiche ersichtlich sind. So besitzt auch die NWA 
eine Tendenz zur Intransparenz. Die direkte Verknüpfung der unterschiedlichen 
Wirkungen, welche dabei impliziert wird, lässt sich nur unter gewissen 
Einschränkungen durchführen. Von entscheidender Bedeutung ist bei der 
Verschmelzung der Teilwirksamkeiten, dass alle Teilnutzen gleich skaliert sind.106 Die 
Skalierung kann hier erhebliche Probleme bereiten. Damit die verschieden skalierten 
Wirksamkeiten auf einen gemeinsamen Nenner gebracht werden können, bedient man 
sich eines geeigneten Bewertungsschlüssels. Normalerweise werden hier in der 
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praktischen Anwendung einfache Punkteskalen herangezogen. Somit können 
physische Größen zu dimensionslosen Werten transformiert werden.107 
Meistens wird die Gewichtung der Zielerreichungsgrade durch Punkte zugewiesen. 
Dabei wird häufig die 100-Punkte-Regel herangezogen, wobei die 100 Punkte so auf 
die verschiedenen Teilziele aufgeteilt sind, dass jedes Zielkriterium den Teilbetrag 
zugeordnet bekommt, der seiner Bedeutung im Vergleich zu den übrigen Teilzielen 
entspricht.108 Die Phase der Normierung dient der Eruierung der Qualitätsurteile. 
Zielerreichungsgrade haben eine Skala von 0 Prozent für den schlechtesten Wert bis 
100 Prozent für den besten Wert.109 
 
Nach der Gewichtung der Zielerfüllungsgrade kann eine Teilnutzmatrix erstellt werden. 
Hier werden die Zielerträge einfach mit den Gewichtungsfaktoren multipliziert. Die 
Nutzwerte einer Alternative bekommt man durch das Aggregieren der Teilnutzwerte. 
Die Entscheidungskraft kann als höher als jener der KWA eingestuft werden, wenn 
man die Kostenseite nicht betrachtet, das ist durch die eindimensionale 
Nutzwerterstellung möglich. Fallen in etwa die gleichen Kosten für alle Varianten an, so 
kann eine sinnvolle Reihung der Alternativen erfolgen. Negativ zu beurteilen ist die 
NWA jedoch gleichfalls wie die KWA, wenn es um die Bewertung von 
gesamtwirtschaftlichen Vorteilen geht.110 
 
Die Nutzwertanalyse wird genauso wie die Kosten-Wirksamkeitsanalyse besonders 
dann angewandt, wenn bei Vorhaben mit komplexen Wirkungen der Einfluss der 
Bedeutung der einzelnen Planungsziele bzw. Beurteilungskriterien auf die 
Entscheidungsfindung deutlich gemacht werden soll.111 Die Nutzwertanalyse ist sehr 
eng mit der Kosten-Wirksamkeits-Analyse verknüpft. Im englischen Sprachgebrauch 
werden beide untern dem Begriff „cost-effectiveness analysis“ zusammengefasst.112 
Die Bewertung erfolgt jedoch nicht anhand einer Wirksamkeitsmatrix sondern durch 
Gesamtwirksamkeiten oder Nutzwerten.113 Sie stellt somit eine Weiterentwicklung der 
KWA dar. „Im Unterschied zur KWA konzentriert sich die NWA allerdings vorrangig auf 
die Outputwirkungen öffentlicher Vorhaben, die Kostenseite hingegen wird von ihr nicht 
explizit berücksichtigt.“ Sie hat sich in letzter Zeit zum beliebtesten Verfahren im 
Verkehrsbereich entwickelt, was vor allem daran liegt, dass es sich um ein recht 
einfaches Bewertungsverfahren handelt.114 
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3.2.5 Kosten-Wirksamkeits-Analyse  
Auch die Kosten-Wirksamkeits-Analyse stellt ein Bewertungsverfahren mit 
formalisierter Wertsynthese dar. Wie bereits erwähnt, ist die KWA sehr eng mit der 
NWA verwandt. 
 
Die KWA versucht nun in Ihrem Aufbau die Schwächen sowohl der KNA, als auch der 
NWA zu vermeiden. Diese Methode verbindet aber auch Elemente aus beiden 
Verfahren. Auf der Kostenseite entspricht sie der KNA, hingegen auf der Wirkungsseite 
baut die KWA, wie die NWA auf ein gewichtetes Punktesystem auf. Das Ziel der 
Kosten-Wirksamkeits-Analyse ist das Aufstellen einer Wirksamkeits- oder 
Zielertragsmatrix. In dieser Matrix werden alle wichtigen Teilwirkungen der einzelnen 
Varianten dargestellt. Die KWA zielt also nur auf die Ermittlung von Teilwirksamkeiten 
ab, welche für bestimmte Ziele ermittelt werden. Das Verfahren versucht nicht die 
einzelnen Teilwirksamkeiten zu einer Gesamtwirksamkeit zu verknüpfen. Diese 
Aufgabe wird zur Gänze von den politischen Entscheidungsträgern übernommen.115 
Die Arbeitsschritte sind weiters ähnlich jener der Nutzwertanalyse und können in der 
Abb.8: nachvollzogen werden. 
 
Ziele festlegen
Beurteilungskriterien auswählen
Sensitivitätsanalyse
Verknüpfung der Teilnutzwerte sowie der Kosten zum
Wirksamkeitsquotienten als Entscheidungsgröße (Wertsynthese)
Indikatoren für Beurteilungskriterien
Zielerträge ermitteln für jeden Planfall
Transformation der Zielerträge mit Ausnahme der Investitions- und
Erhaltungskosten zu Zielerreichungsgraden
Mittels Nutzfunktion - Normierung
Teilnutzen generieren
Diskontierung der Kostenkomponenten
Gewichtung
 
Abb.8: Arbeitsschritte Kosten-Wirksamkeits-Analyse116 
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Ganz allgemein kann die Kosten-Wirksamkeits-Analyse als die zweit bedeutendste 
Entscheidungshilfe im öffentlichen Sektor beschrieben werden. Hauptziel ist auch hier, 
die vorteilhafteste Variante aus einer Reihe von Möglichkeiten ausfindig zu machen. 
Die NWA wird vor allem in den Bereichen des Verkehrswesens aber auch in den 
Bereichen Bildung, Forschung und Gesundheit angewandt. Man spricht von 
„projektspezifischen Zielebenen“ und einer Aufsplittung des Wohlfahrtszieles in einige 
so genannte Subziele und letztendlich hat man mehrere projektspezifische 
Zielkriterien. Anders als bei der Wirksamkeit, werden die Kosten gleich wie bei der 
KNA anhand des Opportunitätskostenprinzips ermittelt. Weiters kommt es bei der 
Outputbewertung nicht zu einer monetären Beurteilung, sondern vielmehr werden die 
Wirkungen mittels physischer Größen einbezogen. Unterschiedliche Kriterien werden 
auch nicht zu einem Gesamtmaß zusammengefasst. Die Verknüpfung der 
unterschiedlichen Wirkungen ist rein für die politischen Entscheidungsträger 
bestimmt.117 
 
„Auf der Grundlage einer Kosten-Wirksamkeits-Matrix lässt sich eine eindeutige 
Empfehlung für ein bestimmtes Projekt nur dann aussprechen, wenn sich herausstellt, 
dass dieses allen anderen Alternativen hinsichtlich seiner Kosten und seiner 
Wirksamkeiten überlegen ist.“118 Insgesamt kann festgestellt werden, dass sich die 
KWA besonders für die paarweise Gegenüberstellung von Alternativen eignet. Damit 
können dominante Projekte erkannt werden. Eine Reihung ist jedoch eher schwierig zu 
machen.119 Eine Rangfolge kann nur dann erstellt  werden, wenn die Teilwirksamkeiten 
zu Gesamtwirksamkeiten zusammengefasst werden würden. Diesen Schritt lässt die 
KWA bewusst aus und überlässt den politischen Entscheidungsträger die Ergebnisse 
in eine Gesamtbewertung zusammenzufügen und eine Rangfolge festzulegen. „Sie ist 
letztlich nur in der Lage, alternative Vorhaben miteinander zu vergleichen, die 
demselben Zielsystem dienen. Mit anderen Worten, die Kosten-Wirksamkeits-Analyse 
kann nur darüber informieren, wie weitgehend verwandte Projekte in ihrer relativen 
Stellung zueinander abschneiden; sie vermag aber nicht, die absolute Vorteilhaftigkeit 
bestimmter öffentlicher Vorhaben zu beurteilen.“120 
 
Auf der Wirkungsseite unterscheidet man weiters zwei unterschiedliche Varianten der 
Bewertung. Einerseits die Quotienten-Variante und andererseits die Matrizenvariante. 
Da bei der U2-Verlängerung eine Art Quotienten-Variante angewandt wurde wird diese 
hier kurz beschrieben. Es werden die Wirkungen – vergleichbar der NWA – zu einem 
Kennwert zusammengefasst. Dieser Wirksamkeitswert kann mit den Kosten zu einem 
Quotienten verarbeitet werden (Kosten-Wirksamkeits-Wert). Der Unterschied zur NWA 
besteht dann nur darin, dass in der KWA auch die Kosten in die Untersuchung 
einbezogen werden. Deshalb wird diese Variante auch Nutzwert-Kosten-Analyse 
genannt.121 Die beiden Werte für Kosten und Wirksamkeit können aber auch getrennt 
                                               
117
 Vgl. Hanusch (1994), S. 159 
118
 Hanusch (1994), S. 168 
119
 Vgl. Hanusch (1994), S. 169 
120
 Hanusch (1994), S. 170 
121
 Vgl. Hanusch/Kuhn (1995), S. 559 
39 
zur Entscheidung herangezogen werden. Damit bietet diese Variante der KWA 
gegenüber der KNA und NWA den Vorteil, dass sie die Unterscheidung von billigen 
Lösungen mit geringem Nutzen gegenüber teuren Lösungen mit hohem Nutzen 
zulässt. Diese Art der KWA ist speziell für das Beispiel der U2-Verlängerung 
interessant, da es sich bei den angewandten Bewertungsverfahren um solche Methode 
handelt. 
3.2.6 Wirkungsanalyse 
Ganz allgemein kann gesagt werden, dass die Wirkungsanalyse, die Basis aller NKU 
darstellt. Es handelt sich um die reine Erstellung des Mengengerüstes. Die 
Wirkungsanalyse verzichtet als einzige Methode auf die Wertsynthese. Das Messen 
der Zielerträge, also das Erstellen des Mengengerüstes ist zwar Teil jeder anderen 
NKU, kann aber als eigenes Bewertungsverfahren herangezogen werden. Betonen 
sollte man jedoch hier, dass die Anwendung nur dann sinnvoll ist, wenn sich eine 
Alternative aufgrund ihrer Vor- und Nachteile erheblich von den anderen hervorhebt. 
 
Die Abb.9: zeigt die einzelnen Arbeitsschritte schematisch aufgelistet. 
 
Festlegen der Ziele
Ableiten und Festlegen der Beurteilungskriterien
Qualitative und quantitative Indikatoren für 
Beurteilungskriterien festlegen
Ermittlung der Zielerträge (Indikatorwerte) für jeden 
Planfall (Mengengerüst)
Beschreibung der Vor- und Nachteile jedes Planfalls mit Hilfe der
Zielerträge und der Beurteilungstabelle
Schlussfolgerungen und Empfehlungen
Sensitivitätsanalyse
 
Abb.9: Arbeitsschritte Wirkungsanalyse122 
Der wichtigste Schritt bei der Wirkungsanalyse ist das Erstellen einer 
Beurteilungstabelle. Diese ist durch die übersichtliche Gegenüberstellung der 
Zielerträge der Kriterien der unterschiedlichen Planfälle gekennzeichnet. Die einzelnen 
Planfälle können einerseits mittels Indikatorenwerten oder andererseits auch mittels 
qualitativen, verbalen Bewertungen beurteilt werden. Je nach Notwendigkeit und Art 
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der Untersuchung kann es durchaus sinnvoll sein, eine Gegenüberstellung von Soll- 
und Ist-Werten der Indikatoren zu der Beurteilungstabelle beizulegen.123 
Im Endeffekt wird durch die verbale Beschreibung der Vor- und Nachteile der einzelnen 
Maßnahmenvarianten auf Basis des Zielsystems die Entscheidung getroffen. 
Letztendlich wird mittels der Beschreibung und des Beurteilungstabelle eine 
Empfehlung abgegeben.124 
 
Problematisch ist vor allem der subjektive Aspekt der Planer, welcher durch individuelle 
Einstellung und Wertvorstellung sehr beeinflussend auf das Ergebnis wirkt. 
Andererseits stellt die Wirkungsanalyse ein sehr einfaches Instrument dar, welche 
wenig Zeit und Kosten verursacht und trotzdem zu sehr guten Ergebnissen führen 
kann. Entscheidend sind hier natürlich vor allem die subjektiven Präferenzen, welche 
so gut wie möglich neutralisiert werden sollten. 
3.3 Sensitivitätsanalyse 
Die Sensitivitätsanalyse ist ein Mittel um die Stabilität eines Verfahrens zu messen. 
Durch Veränderung der Eingangsdaten, zum Beispiel durch Veränderung der 
Zielgewichtung, wird die Stabilität der Ergebnisse untersucht. Man kann von einer 
systematischen Wiederholung sprechen in dem man die Eingangsdaten mehrfach 
ändert. Ziel soll es sein, die Reihung der Maßnahmenvarianten zu prüfen.125 
 
Das Reihungsergebnis einer Entscheidungshilfe ist dann stabil, wenn sich bei 
veränderten Systemelementen das Ergebnis nur kaum oder gar nicht verändert. Die 
Gewichtung der einzelnen Kriterien und auch der Ziele spielt hier eine große Rolle. 
Natürlich haben sich die Zielvorstellungen in sozioökonomischer Betrachtungsweise 
gewandelt. Mittlerweile sind zum Beispiel die umweltpolitischen Kriterien sicherlich 
gewichtiger als noch vor 10 Jahren. 
 
Es ist sinnvoll aus folgen Gründen eine Sensitivitätsanalyse durchzuführen:126 
• die Eingangsdaten sind häufig mit Unsicherheiten, Schätzfehlern, 
Unzuverlässigkeiten belastet 
• die Transformation der Zielerträge zu den Zielerreichungsgraden ist stark durch 
subjektive Vorstellungen mitgeprägt 
• der Prozess der Zielgewichtung ist ausschließlich ein subjektiver, normativer 
Prozess 
 
Die Abb.10: zeigt die unterschiedlichen Arten und Funktionen von 
Sensibilitätsanalysen. Es werden schematisch der Inhalt und der Zweck dargestellt. 
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Sensitivitäts-
analyseart 
Variation von 
(beispielhaft) 
Zweck Ursache für 
Stabilitätsbetrachtung 
Datensensitivitäts-
analyse 
Mengengerüst 
 
Gewichtung 
 
Zinssatz, Lebensdauer 
Auswirkungen von 
Messfehlern 
Einfluss unterschiedlicher  
Gewichte 
Einfluss der 
Kostenparameter 
Messfehler 
 
Streuung des 
Werturteils 
Streuung des 
Werturteils 
Funktionale 
Sensitivitätsanalyse 
Normierungsfunktionen 
 
Preisbildung 
Einfluss der Skalierung 
 
Einfluss der Preisbildung 
Streuung des 
Werturteils 
Untersch. Preisansätze 
Methoden-
Sensitivitätsanalyse 
Verknüpfung der Nutzen 
und Kostenwerte 
Diskontierungsmethoden 
Einfluss der Wertsynthese 
 
Einfluss der Diskontierung 
Untersch. Ansätze der 
Wertsynthese 
Spezifikationsfehler 
Abb.10: Arten und Zweck von Sensibilitätsanalysen127 
Dreht man die Aufgabenstellung einer Sensitivitätsanalyse um, so können ebenfalls 
wichtige Schlüsse gezogen werden. Die gewünschte Veränderung wird vorweg 
festgelegt und man versucht herauszufinden, ab welcher Gewichtung die Bewertung in 
eine andere, die gewünschte Richtung weist. Wird so etwas durchgeführt, muss das im 
Vorfeld gesondert angeführt werden, um den Vorwurf der Manipulation abzuwenden.128 
 
Im Zuge der U2-Verlängerung und deren Variantenuntersuchungen wurden auch 
Sensitivitätsanalysen durchgeführt. Näheres dazu findet der Leser im Kapitel 5.2. 
4 U-Bahn-Planungsprozess  
U2-Verlängerung Stadlau/Aspern 
4.1 Geschichte des Wiener U-Bahn-Systems 
Die Wiener U-Bahn ist das Herz des gesamten Wiener Öffentlichen Verkehrssystems. 
Abgesehen vom vorhandenen U-Bahnnetz verfügt Wien jedoch zusätzlich über ein 
recht dichtes Straßenbahn- und Busnetz. Die U-Bahn alleine würde niemals reichen, 
den Bedarf an Mobilität zu befriedigen. Die Wiener U-Bahn erfreut sich allerdings einer 
sehr regen Beliebtheit. Die Wiener zeigen das anhand einer sehr hohen 
Kundenloyalität. Heute ist das U-Bahn-System in Wien eine Selbstverständlichkeit, 
obwohl es dieses Verkehrssystem noch gar nicht allzu lange.  
 
Es ist schwierig ein genaues Datum festzulegen, das die eigentliche Eröffnung der 
Wiener U-Bahn festlegt. Der Begriff U-Bahn war lange Zeit politisch umstritten. Darum 
gibt es unterschiedliche Ansichten über das offizielle Eröffnungsdatum. Die Autorin 
beruft sich auf das Jahr 1898, in dem Otto Wagners Stadtbahn eröffnet wurde. In der 
einschlägigen Literatur findet man großteils dieses Jahr, in dem die fünfte129 
dampfbetriebene U-Bahn der Welt in Betrieb genommen wurde. Ein großer Teil der 
damals gebauten Stadtbahn dient noch immer als Grundlage für das heutige 
Streckennetz.  
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Bis 1914 herrschte die Periode der Dampfstadtbahn, welche zum Teil eher skeptisch 
von der Bevölkerung betrachtet wurde. Relativ hohe Ticketpreise und eine ungünstige 
Linienführung führte eher zur Ablehnung. Ab 1925 kam dann die elektrische Stadtbahn, 
da nach dem Ersten Weltkrieg Kohlemangel herrschte. In den 50er Jahren kam mit 
dem Wirtschaftsaufschwung das steigende Einkommen und die ersten 
Verkehrsprobleme entstanden. Das Zeitalter des Automobils begann. Dieser Trend 
führte teilweise sogar zu Schließungen von Straßenbahnlinien. Zum Glück wurde 
dieser Entwicklung gestoppt und Wien verfügt somit heute noch über ein sehr gutes 
Straßenbahnsystem. Im Gegensatz dazu gibt es eine ganze Reihe von europäischen 
Städten, welche kaum mehr Straßenbahnen besitzen. Trotzdem herrschte aber noch 
eher schlechte Stimmung einer echten U-Bahn gegenüber. Hingegen gab es bereits 
eine Reihe von USTRABAs.130 Anfang der 60er Jahre trat das hervorragende 
Straßenbahnnetz der Stadt Wien in echte Kollision mit der Motorisierung. Zu dieser 
Zeit kam die Idee auf, Teile davon unter die Erde zu legen. Daraus entstand die 
USTRABA. 
In den 60er Jahren spürte Wien den immer größer werdenden Druck des 
Autoverkehrs. Auch in den benachbarten Ländern wie Deutschland kam es zu einem 
regen Aufschwung der U-Bahn-Systeme. Eine ganze Reihe von Projekten wurde 
zwischen 1964 und 1976 eingereicht. Schließlich einigte man sich auf ein „enges 
Grundnetz“, welches „die Linie U1 vom Reumannplatz zum Praterstern, die Linie U2 
als Einbeziehung das vorhandenen Unterpflasterstraßenbahntunnels auf der 
Lastenstraße und dessen Verlängerung an beiden Enden bis Karlsplatz (U1) und zum 
Ringturm (U4) und die U4 als Totalumbau der Wiental-Donaukanallinie der Stadtbahn 
von Hütteldorf nach Heiligenstadt“ umfasst.131  
1966 kam es nach langwierigen Diskussionen endlich zum Beschluss des Wiener 
Gemeinderates zum Bau einer Voll-U-Bahn.132 Somit kam die U-Bahn als städtisches 
Massenverkehrsmittel nach Wien. Nicht viel später, bereits 1969, begann der Bau am 
Karlsplatz. 
 
Heute zählt die U-Bahn laut Verkehrserhebungen des Institutes Socialdata zu den 
zentralen Fortbewegungsmitteln in Wien. Es ist außerdem zu verzeichnen, dass es 
dem ÖV in Wien gelungen ist, tendenziell an Marktanteilen zu gewinnen. Obwohl der 
MIV stetig wächst, hat der Anteil am ÖV im Vergleich dazu ebenfalls stark 
zugenommen. 1993 wurden nur 29 Prozent aller Wege mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
und 40 Prozent mit dem PKW zurückgelegt. Heute hat der ÖV bereits einen Anteil von 
etwa 34 Prozent und liegt vor vielen vergleichbaren Städten wie z.B. München mit 25 
Prozent oder Stuttgart mit 22 Prozent. (Stand 2005)133 Großen Beitrag zu diesem guten 
Modal Split leistet die U-Bahn. 
Im Folgenden werden die einzelnen Ausbauphasen erläutert. Die U2-Verlängerung 
nach Stadlau/Aspern, welche zentrales Thema in der Arbeit darstellt, wurde im Zuge 
der 3. Ausbauphase geplant. Nach der Fertigstellung der momentan in Bau 
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befindlichen Streckenerweiterungen wird das Wiener U-Bahn-Netz eine Länge von 
74,6 km mit 101 Stationen haben. 
4.2 Ausbauphasen 
4.2.1 1. Ausbauphase (1969 – 1982) 
Nach langwierigen Diskussionen kam es 1966 zum endgültigen Beschluss des Wiener 
Gemeinderates zum Bau eines Wiener U-Bahn-Netzes. Die Bauarbeiten begannen 
bereits im Jahr 1969.134 Während der ersten Bauperiode wurde das Grundnetz, 
welches aus den Linien U1, U2 und U4 besteht, errichtet. Insgesamt umfasste dieses 
erste Netz 30 Kilometer Strecke.135 
Das Streckennetz hat folgende Ausdehnung: 
• Linie U1: Reumannplatz - Stephansplatz – Praterstern (Neubau, 10 km)  
• Linie U2: Karlsplatz - Zweierlinie – Schottenring (Umbau und Verlängerung der 
U-Straßenbahn, 3,5km).  
• Linie U4: Hütteldorf - Wiental - Donaukanal – Heiligenstadt (Umbau der 
Stadtbahnlinie WD, 16,5km).136 
4.2.2 2. Ausbauphase (1982 – 2000) 
In dieser Ausbauphase wurden die Linien U3 und U6 errichtet. Das Grundnetz 
inklusive der Erweiterung der zweiten Ausbauphase umfasste 61 Kilometer.137 Im Zuge 
der 2. Ausbauphase kam es zu folgenden Erweiterungen des U-Bahn-Systems: 
• Linie U6: Heiligenstadt/Friedensbrücke - Gürtel – Philadelphiabrücke 
(Modernisierung und Verlängerung der Stadtbahnlinie G, 10,6km).  
• Linie U3: Erdberg - Landstraße - Stephansplatz - Westbahnhof – Johnstraße 
(Neubau, 8,4km).138 
Die U6 wurde 1989 eröffnet, die U3 in drei Etappen von Osten nach Westen 1991, 
1993 und 1994; allerdings wurden noch während der Arbeiten Verlängerungen der 
beiden Linien geplant und sofort in Angriff genommen:  
• Verlängerung der Linie U6 nach Süden bis Siebenhirten unter teilweiser 
Benutzung der Trasse der Schnellstraßenbahnlinie 64 (5,2km).  
• Verlängerung der Linie U6 von der Station Nußdorfer Straße nach Norden bis 
zum Franz-Jonas-Platz in Floridsdorf (5,1km) - die Strecken nach Heiligenstadt 
und zur Friedensbrücke wurden aufgelassen.  
• Verlängerung der Linie U3 nach Westen bis zum Bahnhof Ottakring und nach 
Osten zur Simmeringer Hauptstraße (5,1km). 139 
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4.2.3 3. Ausbauphase (2000 – 2010) 
Im Zuge der dritten Ausbauphase kommt es zur Erweiterung des Streckenetzes durch 
die Verlängerung U1 von Kagran nach Leopoldau und durch die Verlängerung der U2 
vom Schottenring bis nach Stadlau/Aspern. Die U1 umfasst eine Streckenlänge von 10 
Kilometer und wird um weitere 4,6 Kilometer ausgebaut. Die U2 hingegen wird im 
Vergleich zur Stammstrecke erheblich erweitert. Zu den aktuellen 3,6 Kilometern 
Länge werden weitere 9 Kilometer gebaut.140 Die Trassenführung und Länge der U1 
Verlängerung nach Leopoldau war relativ rasch und unumstritten fixiert. Vor allem ging 
es um die Entlastung der Endstelle Kagran und um die bessere Erschließung der 
großen Wohnsiedlungen Rennbahnweg und Großfeld.141 
Im Rahmen dieser Arbeit wird nur auf die U2 – Verlängerung bis Stadlau/Aspern näher 
eingegangen. 
 
Abb.11: 3. Ausbauphase U- und S-Bahn Wien142 
Die Abb.11: zeigt das Wiener U-Bahnnetz in der dritten Ausbauphase. Die U1 Nord 
sowie die U2 Ost werden in dieser Phase errichtet und sind in doppellinienhafter 
Signatur dargestellt. Die U-Bahnlinie U2 wird nach dem Schottenring über die 
Taborstraße zum Praterstern und weiter über die Ausstellungsstraße und das Ernst-
Happel-Stadion zur Donaustadtbrücke geführt. Im 22. Bezirk führt die Trasse über das 
Donauspital bis zur vorläufigen Endstelle bei der Aspernstraße. 
 
Um die U2 dem Standard der anderen Linien anzupassen müssen vor allem im 
Bereich der Stammstrecke einige Umbauarbeiten getätigt werden. Gegenstand ist hier 
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der Streckenabschnitt von der Station Rathaus bis zur Station Babenbergerstraße. Hier 
werden die Bahnsteige von 75 m auf 115 m verlängert, damit sie auch für Langzüge 
geeignet sind. Gleichzeitig müssen natürlich teilweise auch die Stationszugänge 
verlagert und verändert werden. Die Stationsabstände der bestehenden U2 sind sehr 
kurz, da sie auf das ursprüngliche USTRABA-Netz aufbauen. Weiters werden die 
Bahnsteige verlängert, deshalb kommt es zur Auflassung der Station Lerchenfelder 
Straße. Anders als bei der Station Schottenring, war der Bahnsteig der Station 
Karlsplatz immer für Langzüge ausgebaut, aber nicht für die Wendeanlage. 
Gemeinsam mit der Stammstrecke wird nun auch diese umgebaut.143 
 
In die Verlängerung der U2 fließen 1,2 Milliarden Euro. Die U1 verzeichnet im 
Vergleich 560 Millionen Euro Investitionssumme. Insgesamt werden ungefähr 1,8 
Milliarden Euro in die 3. Ausbauphase investiert.144 Derzeit ist die U2-Verlängerung 
eines der größten Infrastrukturprojekte in Wien. 
 
Eine viel beachtete Neuentwicklung kommt bei einigen Stationen der U2 zur 
Anwendung: die Nutzung der Erdwärme zum Heizen und Kühlen der Stationen. Es 
wird jedoch nicht nur in den Ausbau investiert, sondern es gibt auch Investitionen für 
neue Ausstattung und Einrichtungen, welche gleichzeitig höhere Präzision und 
Sicherheit des Streckennetzes mit besseren Rechnern in der Leitzentrale zulassent.145 
4.2.4 4. Ausbauphase 
Die nächste Ausbauphase soll das U-Bahn-System noch weiter vergrößern. Auf Basis 
der im Masterplan Verkehr 2003 enthaltenen Pläne zum Ausbau des U-Bahn-Netzes 
sollen zunächst folgende Projekte umgesetzt werden (in Klammern das Jahr der 
frühest möglichen Inbetriebnahme): 146 
• U1-Süd: Reumannplatz - Rothneusiedl (>2013)  
• U2-Nord: Aspernstraße - Flugfeld Aspern (>2011)  
• U2-Süd: Karlsplatz - Gudrunstraße (für 2017 geplant) 
 
Diese Pläne gehen noch von einer 50-prozentigen Beteiligung des Bundes an den 
Kosten aus, was aber der Finanzminister im Oktober 2005 abgelehnt hat. Da sich 
schon die 3. Ausbaustufe mehrfach verzögert hat, ist ein fristgerechter Bau all dieser 
Netzerweiterungen höchst unwahrscheinlich.147 Es fehlt noch immer eine 
Finanzierungszusage seitens des Bundes für die Erweiterung der U2 bis zum Flugfeld 
Aspern. Gleiches gilt für U1 Verlängerung nach Rothneusiedl.148 
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4.2.5 Zukünftige Entwicklung 
Zwischen den Jahren 2000 und 2002 wurde das gesamte Streckennetz von den 
Wiener Linien in Kooperation mit der Stadt Wien auf zukunftsträchtige Schritte 
analysiert. Im Zuge dieser Zusammenarbeit konnte ein „zukunftsorientiertes Zielnetz“ 
entwickelt werden, das ungefähr 2020-2025 realisiert werden soll. Im Masterplan 
Verkehr Wien 2003 sind die vorrangigen Projekte dokumentiert. Zum Beispiel soll die 
U2 vom Schottentor in den Süden bis Gutheil-Schoder-Gasse verlängert werden. 
Weiters ist die Realisierung einer U5 geplant, welche die Strecken Rathaus – Hernals, 
Rathaus – Karlsplatz und Karlsplatz – Arsenalstraße bedienen soll. Diese Pläne stellen 
somit die 5. Ausbauphase dar. Mit dem Baubeginn dieser Erweiterungen ist frühestens 
um das Jahr 2020 zu rechnen.  
• Linie U2: Aufgabe des Südastes Rathaus - Gudrunstraße; Bau eines 
neuen Südastes Rathaus - Neubaugasse - Pilgramgasse - 
Matzleinsdorfer Platz - Gutheil-Schoder-Gasse.  
• Linie U5: Neubau eines Astes Hernals - Rathaus; ab dort Übernahme 
des bisherigen Südastes der U2 Rathaus - Gudrunstraße.  
• Linie U6: Verlängerung von Floridsdorf zum Rendezvousberg149 
 
Die berechtigte Frage stellt sich nun, wie viel U-Bahn braucht Wien eigentlich noch? 
Wien ist im Vergleich bestenfalls eine mittlere Großstadt mit relativ geringem 
Wachstumspotential. Weiters ist auch die Siedlungspolitik leider nicht in der Lage 
langfristig auf Nutzungsstrukturen zu setzen, welche sich an einer U-Bahn-Achse 
orientieren. Wie schaut es denn mit dem Haushaltsbudget aus? Bereits die 4. 
Ausbauphase mit der Verlängerung der U2 bis zum Flugfeld sowie die Verlängerung 
der U1 nach Rothneusiedl ist von der finanziellen Seite noch nicht geklärt. Wäre es 
nicht eher sinnvoll die Peripherie mit Straßenbahn zu erschließen? Die Zukunft wird 
uns zeigen, wohin die Planung führt. Die U-Bahn ist außerhalb des Stadtgebietes nur 
dann effizient, wenn die Siedlungs- und Infrastruktur auf sie ausgerichtet ist. Daher 
benötigt man einen integrativen Ansatz von der Raumplanung bzw. Stadtplanung 
gemeinsam mit der Verkehrsplanung. Leider kümmert sich die Siedlungspolitik in der 
Realität nur sehr spärlich um solche Leitbilder. Als Beispiel sei die häufige 
Marktorientierung der Stadtverwaltung zu nennen, in dem sie Investoren Grund und 
Boden verkaufen, ohne zukünftige Siedlungsstruktur einzubeziehen. Es werden oft nur 
gewinnbringende Standorte verkauft. 
 
Selbst die Verantwortlichen der Stadt Wien (MA 18) sehen die 5. Ausbauphase eher 
als nicht realistisch an. Vor allem sei die Finanzierung sehr fraglich, da bereits jetzt die 
4. Phase mit diesem Problem zu kämpfen hat. Bei der Zusage des 30-Milliarden-
Pakets und der Aufteilung der Baukosten 50:50 zwischen Bund und Land waren die 
politischen Verhältnisse anders. Das Geld für eine weitere U-Bahn muss erst seitens 
der Politik genehmigt werden und anderen wichtigen sozialen Aspekten der Stadt, wie 
beispielsweise der Ausbau des Gesundheitswesens, abgegolten werden. Nach Ansicht 
der Autorin ist die 4. Ausbauphase bereits das vorläufige Sättigungsstadium. 
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Andererseits ist es sinnvoll, sich langfristig weiter Gedanken zu machen und die 
Optionen der weiteren Veränderung offen zu halten. 
 
Nach diesem Überblick über die einzelnen Entwicklungsstufen der Wiener U-Bahn 
handeln die weiteren Ausführungen ganz spezifisch vom Planungsprozess der U2-
Verlängerung Stadlau/Aspern im Rahmen der 3. Ausbauphase. Der gesamte 
Planungsprozess der U2-Verlängerung wird aufgerollt mit Fokus auf die 
Trassenfindung, welche mit Hilfe von formalisierten Entscheidungsverfahren unterstützt 
wurde.  
4.3 Vororientierung und Problemanalyse  
4.3.1 Allgemeine Vororientierung 
Beim Ausbau der U2 Richtung Stadlau/Aspern bewegen wir uns in der momentan 
stattfindenden 3. Ausbauphase des Wiener U-Bahn-Systems. Ganz allgemein ist die 
Planung einer Erweiterung oder der Neubau einer U-Bahn in Wien einem relativ 
formalisierten Schema unterworfen. Das Magistrat der Stadt Wien für Stadtentwicklung 
und Stadtplanung – die MA 18 – hat dabei die Federführung der generellen U-Bahn-
Planung über.  
 
Zur allgemeinen Orientierung soll eingangs beschrieben werden, auf welche 
Übereinkommen und Beschlüsse die dritte Ausbauphase basiert:150 
• Generelles Maßnahmenprogramm des Verkehrskonzeptes 1994 
• Übereinkommen Bund/Stadt Wien vom 11. Juni 1996 
• Prioritätenreihung Herbst 1997 (Empfehlung der Stadtentwicklungskommission) 
• Trassenentscheidung Frühjahr 1998 
 
Am 15.4.1994 wurde vom Wiener Gemeinderat das Generelle Maßnahmenprogramm 
zum Wiener Verkehrskonzept beschlossen, welches auf mittlere oder längere Frist 
gesehen – je nach städtebaulicher Entwicklung – eine donauquerende U-Bahn in den 
Raum Stadlau-Aspern-Eßling vorsieht.151  
Die Verlängerung der U2 basiert somit auf dem Verkehrskonzept Wien, welches als 
solches integriert in den Stadtentwicklungsplan 1994 beschlossen wurde. Der 
Planungsprozess der U2-Verlängerung wurde mit diesem Beschluss initiiert. Damit war 
bereits ab diesen Zeitpunkt festgelegt, dass eines Tages die U-Bahn in den Nordosten 
Wien fahren wird. In diesem Maßnahmenpaket wurden neben einer Erschließung des 
Raumes Stadlau-Aspern-Eßling, auch eine Reihe andere Projekte beschlossen. Zur 
Diskussion standen unterschiedliche U-Bahn-Erweiterungsprojekte, jedoch war  zu 
diesem Zeitpunkt noch unklar wann und in welcher Reihenfolge sie umgesetzt werden 
sollen. Das Maßnahmenpaket zum Verkehrskonzept 1994 stellt das Pendant zum 
jetzigen Masterplan Verkehr Wien dar, welcher ein zukünftiges Leitbild der Stadt Wien 
für die verkehrsmäßige Entwicklung der Stadt bietet. Der aktuelle Masterplan Verkehr 
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Wien 2003 beinhaltet bereits die Verlängerung der U2 weiter an den Stadtrand bis zum 
Flugfeld Aspern. Dieser Masterplan ist wiederum in den STEP 05 eingebettet. 
Mit dem „30-Milliarden-Paket“152 dem Übereinkommen der Stadt Wien mit dem Bund 
von 1996 stand die Finanzierung fest. Bei diesem Beschluss einigten sich die Stadt 
Wien und der Bund auf eine Aufteilung der Baukosten zu jeweils 50 Prozent. Allerdings 
musste noch beschlossen werden, welche Projekte mit dem Geld realisiert werden. Die 
Bedingung für die Finanzierungsvereinbarung und Aufteilung der Kosten 50:50 
zwischen Bund und Stadt lagen eine Prioritätenreihung der zu bauenden U-Bahn-
Linien bzw. Verlängerungen zu Grunde. Das weitere Ziel war demnach, eine 
Prioritätenreihung zu erstellen, welche anhand von Variantenuntersuchungen 
erfolgte.153 Zu den Überlegungen gehörten die Verlängerung der U1 in den Süden und 
den Norden, sowie die Erweiterung der U6 bis Stammersdorf. Nach einigen 
Diskussionen wurde danach weiter beschlossen, sich auch eine Erschließung des 22. 
Bezirks anzuschauen. Für alle möglichen Erweiterungen wurden Kosten-Nutzen-
Untersuchungen angestellt, die als Entscheidungsvorbereitung für die politischen 
Gremien dienen. 
Im Dezember 1997 wurde in der Stadtentwicklungskommission die Verlängerung der 
U1 nach Norden und der U2 in den Bereich Stadlau/Aspern endgültig beschlossen. Die 
anderen Alternativen, wie die Verlängerung der U1 nach Süden und die der U6 nach 
Norden, wurden vorerst aufgrund von Auslastungsberechnungen zurückgestellt.154 Die 
Verlängerung der U2 Richtung Osten kam vor allem deshalb eine Vorreihung zu Gute, 
da es Entscheidungen betreffend des Marchegger Asts, städtebaulicher Natur zu 
treffen gab. Weiters führt die Verlängerung der U-Bahn in den Raum Stadlau auch zu 
weiterführenden stadtstrukturellen Auswirkungen auf ein dicht bebautes Gebiet. Nicht 
zu vergessen sind die Diskussionen über die Errichtung der Donaustadtbrücke, welche 
letztendlich ebenfalls einen entscheidenden Impuls für die U2-Verlängerung gab.155 
4.3.2 Problemanalyse 
Zu Beginn steht die Analyse des Ausgangszustandes, bei der die aktuelle Lage des 
Planungsgebietes untersucht wird. In diesem Zusammenhang kam es im Zuge der U2-
Verlängerung zu einer Reihe von Vorarbeiten, welche als Planungsgrundlagen dienten. 
Anhand einer Verkehrsuntersuchung wurde eruiert, ob der Stadtbereich 
Stadlau/Aspern eine U-Bahn-Anbindung benötigt. Die Donaustadtbrücke wurde einer 
Verkehrswirksamkeitsuntersuchung unterzogen. Zusätzlich flossen auch 
demographische Entwicklungen der Region in die Betrachtung ein.  
Die Region Stadlau/Aspern wird als zentrales Entwicklungsgebiet der Wiener 
Stadtplanung angesehen. Einerseits verfügt das Gebiet über sehr viel 
Flächenpotential, andererseits auch über eine gute infrastrukturelle Anbindung. 
Folglich stellt es aus siedlungspolitischer Sicht ein potentielles Stadtentwicklungsareal 
                                               
152
 österreichische Schilling 
153
 Vgl. MA 18 – Generelle Planung Teil 1 (1996), S. 5 
154
 Vgl. Görg (1999), S.1f 
155
 Vgl. MA 18 – Generelle Planung Teil 1 (1996), S. 5 
49 
dar.156 Dieser Teil der Stadt liegt außerdem nicht weit vom Zentrum entfernt und kann 
nun mit der U2-Verlängerung noch besser an dieses angebunden werden.  
 
Ein wichtiger Aspekt der Problemanalyse ist das Erstellen des Zielkonzeptes. Gleich 
zu Beginn der Planungsarbeiten wurde das Zielsystem für die U2-Verlängerung 
festgelegt. Es sollen mehrere Ziele für die Linienführung der U-Bahn in den Raum 
Stadlau-Aspern-Eßling erfüllt werden:157 
• Zum einen eine möglichst verkehrswirksame Anbindung des Raumes Stadlau 
an die Stadt, um einen möglichst großen Anteil des donauquerenden Verkehrs 
auf diese U-Bahn-Linie zu verlagern. Diese Zielsetzung wird am besten durch 
eine kurze Linienführung aus dem Schwerpunkt der Siedlungsgebiete des 
Raumes ins Stadtzentrum erfüllt. 
• Weiters eine möglichst gute, stadtstrukturell wirksame Erschließung des 
Raumes Stadlau selbst. Bei dieser Zielsetzung sind die Verkehrsbeziehungen 
in Stadlau – mit Anbindung eines möglichen Zentrums Stadlau – zu beachten. 
• Auch diesseits der Donau soll eine möglichst hohe Erschließungsfunktion 
erzielt werden. 
• Insgesamt eine möglichst positive Wirkung im Grundnetz generieren (z.B. 
Entlastung der U1). 
 
Die eindeutige Zielfestlegung stellt einen zentralen Punkt am Beginn der Planung dar 
und stellt bereits die Weichen für das gesamte Projekt. Im Falle der U2-Verlängerung 
nach Stadlau/Aspern liegt bereits durch den Beschluss 1994 das Hauptziel verankert, 
nämlich die Erschließung des Nordosten Wiens mit einem hochrangigen 
Verkehrsmittel, respektive einer U-Bahn. Dieses Ziel ist also von vornherein fixiert, 
andere Erschließungsvarianten wurden kaum in Betracht gezogen. 
 
Die vier Hauptzielsetzungen wurden für die Verlängerung in den Raum Stadlau/Aspern 
festgelegt, wobei aber auch zusätzlich folgende Nebenbedingungen berücksichtigt 
werden müssen:158 
• Donaustadtbrücke als Donauquerung vorsehen. 
• Der Stadtentwicklungsplan 1994 - STEP 1994. 
• Die S80 wird für einen Viertelstundentakt ausgebaut, die laufende 
Einreichplanung ist für die U-Bahn zu berücksichtigen. 
• Die Verlängerung der Straßenbahnlinie 25 nach Eßling steht weiter zur 
Diskussion. 
• Hochlagentrassen ist nach Möglichkeit der Vorzug vor Tieflagetrassen zu 
geben. 
 
Die Betrachtung der Zielsetzung zeigt bereits deutlich, dass eigentlich fast 
ausschließlich verkehrspolitische und stadtentwicklungsorientierte Ziele verfolgt 
wurden. Auch bei den Nebenbedingungen fließen vor allem stadtentwicklungspolitische 
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Ziele, wie der STEP 94, ein beziehungsweise wiederum verkehrstechnische, wie 
Sekundärnetzüberlegungen. Im Kapitel 2.2.2 werden im Allgemeinen neben 
verkehrstechnischen auch stadtplanerische, wirtschaftliche, soziale und politische Ziele 
beschrieben, welche im Zusammenhang mit einem öffentlichen Verkehrsprojekt 
verfolgt werden. Die vier Hauptziele der generellen U2-Verlängerung in den Raum 
Stadlau/Aspern sind fast rein verkehrstechnische Ziele sowie Stadtentwicklungsziele, 
wobei auch diese nicht eindeutig, sondern sehr allgemein formuliert sind. Eigentlich 
verfolgen die vier Zielsetzungen nur grundsätzlich eine stadtstrukturelle Erschließung 
der betroffenen Stadtregionen und eine verkehrswirksame Trassenführung. Dass 
städtebauliche Projekte im Nordoste Wiens einen großen Einfluss auf die Verlängerung 
bzw. vice versa haben ist nicht im Zielkatalog integriert. Die wirtschaftlichen Ziele sind 
allgemein über das „30-Milliarden-Paket“ gesetzt. Soziale und politische Ziele werden 
nicht direkt in den Zielkatalog aufgenommen. Vor allem die politischen Ziele scheinen 
nicht explizit festgehalten worden zu sein - zum Beispiel der politische Aspekt, dass 
eine Vielzahl wichtiger Arbeitsplätze geschaffen wird. Medien verlauten, dass alleine 
die U2-Verlängerung bis zur Fertigstellung 2010 etwa 24.000 Arbeitsplätze bei Bau- 
und Lieferfirmen sichert. Vom U2-Ausbau profitieren viele, vor allem aber viele 
Unternehmen, von Kleinbetrieben über Baufirmen bis hin zu großen 
Industriekonzernen.159 Ob nun dieses politische Ziel eine Menge Arbeitsplätze zu 
schaffen, den Bau der U2 nach Stadlau legitimiert, ist zweifellos fraglich. Dieser 
Arbeitsplatzeffekt kann keinesfalls als Argument gelten. Somit sind die politischen Ziele 
wirtschaftliche Impulse zu generieren, sicherlich ein ganz entscheidender Aspekt für 
die letztendlich politische Entscheidung. 
 
Nach Rücksprache mit der MA 18 wurde der Autorin erläutert, dass für die 
Zielsetzungen für die U-Bahn-Verlängerung vor allem zukünftige Entwicklung der 
Arbeitsplätze und der Einwohner die zentralen Themen darstellen. Auf diese zwei 
Faktoren baut das Zielsystem großteils auf. Ob diese zwei Dimensionen reichen, um 
gute Planungsleistung erbringen zu können sei an dieser Stelle sehr in Frage zu 
stellen. 
 
Im Vorfeld wurden eine Reihe Untersuchungen durchgeführt um potenzielle Chancen 
und Mängel zu eruieren. Bereits 1994 wurde die erste Arbeitsgemeinschaft beauftragt 
um erste Variantenuntersuchungen zu erstellen. Weiters wurde eine 
Verkehrswirksamkeitsuntersuchung beauftragt, welche jedoch direkt in das 
Bewertungsverfahren der Variantenuntersuchung als ein zentrales Kriterium 
einbezogen wurde. Die Variantenuntersuchungen und die Analyse zu den zukünftigen 
Netzentwicklungen dienten als Grundsteine für die Prioritätenreihung 1997. 
Grundsätzlich mussten für alle im Maßnahmenpaket vorgeschlagenen Linien 
Variantenuntersuchungen durchgeführt werden. Durch die Analyse des Ist-Zustandes 
und die möglichen Entwicklungschancen wurden im Zuge der Vororientierung wichtige 
Daten gesammelt.  
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Wichtige Planungsarbeiten, um Chancen und Mängel für die U2-Verlängerung 
festzustellen, liegen in Form von folgenden Arbeitsdokumentationen vor.160 
• U-Bahn-Erschließung des Raumes Stadlau/Aspern vom Bestandsnetz in den 
Raum Stadlau (Donauspital) Variantengrobauswahl 1995 von ISP, KU-PA und 
Kuzmich/Weber 
• Variantenuntersuchung möglicher U-Bahn-Verlängerungen in den Raum 
Stadlau, 2. Planungsabschnitt in den Raum Hausfeld/Aspern/Eßling 
(Trassengrobauswahl 1995 von Ingenieurbüro Pauser und Kohlbauer/Nigst) 
• Verkehrswirksamkeit der Donaustadtbrücke für die ÖV-Erschließung des 
Raumes Stadlau/Aspern (Studie 1994 Endbericht vom ÖIR und ISP 1995) 
• Untersuchung von Varianten der U-Bahn-Erschließung im Raum 
Stadlau/Aspern (Analyse der Verkehrswirksamkeit Endbericht vom ÖIR 1996) 
 
Die ersten drei Unterlagen stellen die Basis für die Trassengrobauswahl 1995 dar, 
welche der eigentlichen Variantenuntersuchung voraus geht. Im Zuge dessen wurden 
ganz allgemein anhand von Machbarkeitsstudien mögliche Varianten der 
Trassenführung analysiert um eine erste Grobselektion potentieller Trassenführungen 
zu erhalten. 
 
Da die Systemabgrenzung einen wichtigen Aspekt im Zuge der U2-Verlängerung 
darstellt, soll im Folgenden kurz auf die einzelnen Abgrenzungsaspekte inhaltlich, 
zeitlich sowie räumlich eingegangen werden. Vor allem, da es sich um ein recht 
heterogenes Planungs- und Untersuchungsgebiet handelt, helfen die folgenden 
Ausführungen den Planungsprozess für den Leser transparenter zu machen. Vor allem 
die räumliche Abgrenzung enthält wichtige Eckpunkte für die U2-Verlängerung und 
deren Planungsprozess. 
 
Inhaltlich 
Das Projekt U2-Verlängerung hat inhaltlich ihre Zielsetzungen und Auswirkungen zu 
definieren. Die primär verfolgten Ziele der U2-Verlängerung in den Raum 
Stadlau/Aspern wurden bereits in diesem Kapitel (4.3.2) weiter oben ausführlich 
dargestellt. Wobei hier noch einmal darauf hinzuweisen ist, dass das Zielsystem 
mangelhaft erscheint. Auch der Wirkungsbereich ist inhaltlich mit den Zielen definiert. 
Beispiel dafür wäre die Veränderung des Modal Splits zu Gunsten des ÖV und eine 
Entlastung der U1 in ihrem kritischen Bereich des Pratersterns. Man versucht mittels 
des Infrastrukturprojektes Chancen der Region zu nutzen und Mängel auszugleichen. 
Um dieses zu gewährleisten muss jedoch das Zielsystem klar und eindeutig formuliert 
sein, damit die Varianten auch objektiv vergleichbar gemacht werden können. Die 
Erfüllung der einzelnen Zielsetzungen wird anhand der Bewertungskriterien im Zuge 
einer Nutzen-Kosten-Untersuchung formalisiert und bewertet. 
 
Es stellt sich die Frage, ob es sich entlang der U2-Achsenverlängerung Richtung 
Stadlau/Aspern wirklich um eine ÖV-mäßig schlecht angebundene Region Wiens 
handelt oder nicht. Werden nicht eher stadtplanerische und stadtentwicklungspolitische 
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Ziele verfolgt, damit ein neues Stadtviertel aufgebaut werden kann? Beziehungsweise 
steckt nicht auch politisches Lobbying im 2. Bezirk, um eine strategische Aufbesserung 
des Bezirkes zu erreichen, hinter der beschlossenen Trasse? Passiert die 
Erschließung möglicherweise bereits zu spät, da es sich um ein bereits disperses 
Siedlungsgebiet im stadlauseitigen Teil des Planungsgebietes handelt? 
 
Zeitlich 
Eigentlich war die Verlängerung ursprünglich erst viel später vorgesehen. Nach den 
ersten Überlegungen sollte zuvor die U1 Südverlängerung, sowie die U6 
Nordverlängerung entstehen. Letztendlich hat man aber aus stadtplanerischer Sicht 
bereits früher mit der Planung begonnen. Im Zuge der Prioritätenreihung wurde der 
Ausbau der U2 Nord 1997 beschlossen. Anhand von Modellrechungen wurde die 
zukünftige Entwicklung der Region Stadlau/Aspern untersucht. Der Analysezeitpunkt 
entspricht dabei dem Ist-Zustand. Man muss jedoch die Prognosen weit in die Zukunft 
machen, in Form von Verkehrswirksamkeitsuntersuchungen und Studien zur 
demographischen Entwicklung der nächsten 20 Jahre. Der Planungszeitraum umfasst 
beim Beispiel der U2-Verlängerung jenen Zeitraum von 1994 bis zur Fertigstellung der 
Bauarbeiten, geplant 2010 (bis Aspernstraße). Der Realisierungszeitpunkt des 
Projektes ist bereits eingetreten, da der Bau mittlerweile begonnen hat. Die 
allgemeinen Planungsarbeiten sind beendet, aber der Planungsprozess befindet sich 
momentan in der Kontrollphase. 
 
Die Abb.12: gibt einen guten Überblick über den tatsächlichen Planungsablauf in 
chronologischer Reihenfolge. Anhand dieser Zeittabelle können der Planungsprozess 
und alle Beschlussfassungen gut nachvollzogen werden. Begonnen hat der gesamte 
Ablauf, wie bereits erwähnt im Jahr 1994. Momentan befinden wir uns in der 
Bauphase, wobei diese voraussichtlich mit dem Jahr 2008 bis zur Station Stadion und 
bis 2010 bis zur vorläufigen Endstelle Aspernstraße beendet ist. 
 
Zeithorizont  
1994 • Beschluss des Wiener Gemeinderates: Generelles Maßnahmenprogramm 
zum Verkehrskonzept 1994 
• Herbst: 1. Variantenuntersuchung beauftragt 
• Verkehrswirksamkeitsuntersuchung beauftragt 
1995 • Durcharbeitung Grobauswahl 
• Erstellung des Kriterienkataloges & Methodik der Variantenuntersuchung 
1996 • Herbst: Abschluss 1. Variantenuntersuchung Empfehlung 
• Übereinkommen Bund/Wien „30-Milliarden-Paket“ zur 50:50 Finanzierung -  
Bedingung Prioritätenreihung erforderlich 
1997 • Ergebnis der Prioritätenreihung: U1 Nord und U2 Stadlau/Aspern 
beschlossen (U1 Süd und U6 Nord zurückgestellt) 
• Herbst: Vertiefte Variantenuntersuchung beauftragt 
1998 • Ergebnis vertiefte Variantenuntersuchung 
• Politische Entscheidung für Variante Schottenring-Tabortstraße 
• ZT-Gruppe U2 mit Teil 2 und Teil 3 der generellen U-Bahn-Planung 
beauftragt 
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1999 • Trassenoptimierung unter Einbezug der Bevölkerung 
• Herbst: Präsentation der optimierten Trasse in der Öffentlichkeit 
2000 • Anfang: Fertigstellung des 2. Teiles, dem Generellen Projekt und Übergabe 
an die Wiener Linien zur Realisierung des Projektes 
• Mitte Fertigstellung des 3. Teiles der Oberflächenlösungen, Begleit- und 
Folgemaßnahmen 
2000 - 2001 • Behördliches Verfahren für Neubaustrecken 
• Einreichung um Konzession nach Eisenbahngesetz beim BM für 
Wissenschaft und Verkehr 
• Einleitung Prüfungsverfahren nach UVPG 
• Beginn Umbauarbeiten Karlsplatz und U2 Stammstrecke 
2002 Anfang: nach Erteilung der Konzession und der positiven Erledigung des Verfahrens 
nach UVPG: 
• Eisenahnrechtliches Baugenehmigungsverfahren 
• Ausführungsplanung 
• Ausschreibung Bauleistungen 
2003 Nach Verzögerungen Baubeginn 1. Teilabschnitt Schottentor - Stadion 
2004 Ende: Baubeginn Außenast Stadion - Aspern 
2008 Geplante Eröffnung bis Stadion 
2010 Geplante Eröffnung Aspernstraße 
Abb.12: Zeitlicher Projektablauf & Beschlüsse161 
Ob die U2-Verlängerung bis zum Praterstadion wirklich bis 2008, rechtzeitig zur 
Fußball Europameisterschaft 2008, fertig wird, steht noch nicht sicher fest. Die 
zuständigen Behörden sind jedoch äußerst zuversichtlich. Verzögerungen werden vor 
allem durch die lange Zeit ungeklärten Enteignungsverfahren entlang der Trasse in der 
Leopoldstadt verursacht. Einige Hauseigentümer wehrten sich gegen die 
Untertunnelung ihrer Wohnhäuser. Die Enteignungsverfahren als solche sind bereits 
lange abgeschlossen, Streitpunkt dabei war die Höhe der Entschädigungssummen.162 
Nach langwierigen Gerichtsverhandlungen ist der Streit mittlerweile geschlichtet und 
die Enteignungsentschädigung neu festgelegt. Der Rechtsstreit über das Servitutsrecht 
– bedeutet die Duldung, dass die U-Bahn unter dem Haus durchfahren darf – hat den 
Zeitplan natürlich negativ beeinflusst. Die Arbeiten müssen nun noch komprimierter 
gemacht werden, was zu einem Anstieg der Baukosten führen kann. Trotzdem ist 
vorerst der Zeitplan mit Mai 2008 bis Stadion noch aktuell und soll verwirklicht 
werden.163 
 
Räumlich 
Im Kapitel 2.3.3 werden die zwei Begriffe Planungsgebiet und Untersuchungsgebiet im 
Zusammenhang mit der räumlichen Systemabgrenzung unterschieden. Das 
Planungsgebiet ergibt sich aus der unmittelbaren Umgebung der neuen Stationen und 
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den betroffenen Bauarbeiten entlang der Trasse. Das Untersuchungsgebiet hingegen 
umfasst eine viel größere Ausdehnung und somit den gesamten Einzugsbereich der 
neuen U2-Trasse, was einen großen Teil der Leopoldstadt und der Donaustadt betrifft. 
 
Die U2-Verlängerung ab Schottenring über die Taborstraße bis zum Stadion und 
danach über die Donau Richtung Aspern unterteilt sich in zwei sehr unterschiedliche 
Untersuchungsgebiete. Deshalb wurde auch die Planung in zwei Teile aufgesplittert: 
Einerseits südlich und andererseits nördlich der Donau. Ganz allgemein spricht man in 
den Planungsunterlagen von der 1. und der 2. Bearbeitungsstufe. Die Teilung in zwei 
Bereiche ist durchaus sinnvoll, da es sich um zwei sehr unterschiedliche Stadtteile 
handelt und diese als zwei Projekte behandelt werden können. Neben der Teilung an 
der Donau unterscheidet man weiters in den Planungsunterlagen zwischen einer 1. 
und einer 2. Betriebsstufe. Die 1. umfasst dabei die gesamte Verlängerung der 3. 
Ausbauphase bis zur vorläufigen Endstation Aspernstraße. Die 2. Stufe beginnt dann 
von dieser und verläuft weiter bis zum Flugfeld Aspern. Diese Verlängerung weiter an 
den Stadtrand wurde bereits in der Planungsarbeit der U2 Stadlau/Aspern 
berücksichtigt, um zukünftige Entwicklungspotentiale zu eruieren. 
 
Der Ausbau der Linie U2 hat weit reichende Auswirkungen auf die Bezirke 
Leopoldstadt, 2. Wiener Gemeindebezirk, und Donaustadt, 22. Wiener 
Gemeindebezirk. Insgesamt sind hier mehr als 200.000 Einwohner durch ein neues 
hochrangiges öffentliches Verkehrsnetz erschlossen. Elf zusätzliche Stationen 
entstehen entlang einer zirka 9 Kilometer langen Strecke.164 Der 2. Bezirk stellt rund 
um die Station Schottenring und Taborstraße ein sehr dicht bebautes Stadtgebiet dar, 
welches sich mit einer relativ hohen Dichte an Arbeitsplätzen und Wohnungen 
auszeichnet. Vor allem entlang des Donaukanals gibt es eine breite Ansammlung von 
Unternehmen.165 Die Taborstraße kann möglicherweise aber durch die Erschließung 
des Gebietes mit einer U-Bahn mit Problemen konfrontiert werden. Die Erschließung 
beispielsweise mit einer Straßenbahn (zurzeit die Linie 21) bietet hingegen eher 
Vorteile, da sie als „Schaufenster“ dient und die Menschen die Oberfläche sehen. 
Außerdem hat die Straßenbahn kürzere Stationsabstände und bietet lokal bessere 
Verbindungsmöglichkeiten. Die Taborstraße als wichtige Geschäftsstraße des 2. 
Bezirks kann somit möglicherweise an Kaufkraft verlieren, da die Menschen lieber 
gleich direkt ins Zentrum fahren.  
 
Der Bereich Prater–Messe–Krieau–Stadion weist laut der Wienerstadtentwicklungs-
Verantwortlichen ein sehr hohes Entwicklungspotential auf. Allein der Bereich zwischen 
Praterstern und Handelskai/Donaustadtbrücke verzeichnet so viele EinwohnerInnen 
wie vergleichsweise Eisenstadt. Die Erschließung dieses Stadtteiles mit einem 
hochrangigen Öffentlichen Verkehrsmittel birgt für den Raum Praterstern und 
Donauquerung viele neue Möglichkeiten besonders für neue Büros, Wohnungen und 
Hotels, Entertainment, Technologie sowie für Service, Gastronomie und Geschäfte. Ein 
wichtiger ökonomischer Aspekt versteckt sich auch hinter der Schaffung neuer 
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Arbeitsplätze und der Stärkung der Nahversorgung. Wichtige Projekte in diesem 
Bereich sind vor allem der Bahnhof Wien Nord-Praterstern, weiters die Messe Wien 
Neu inklusive neuem Messehotel. Das Einkaufszentrum Stadion wird zwischen der U2 
und dem Radstadion gebaut, außerdem das Schlüsselprojekt Bürohaus „Hoch Zwei“. 
Eine Vielzahl neuer Bürogebäude in diesem Bereich ist in Planung.166 Die Frage drängt 
sich nun auf warum gerade erst jetzt diese Region „entdeckt“ wird. Die Anbindung an 
eine U-Bahn muss keinesfalls immer nur positive Impulse für eine Region bringen. Vor 
allem das Problem Zentrum – Peripherie tritt hier zu Tage. Durch eine schnellere 
Anbindung ins Zentrum kann es dazu führen, dass die lokale Nahversorgung 
schlechter wird. Viele Geschäfte wurden unter geringeren Umsätzen leiden, da die 
Menschen es vorziehen in das Zentrum fahren bzw. auf große Einkaufszentren 
ausweichen.  
 
Der äußere Bearbeitungsabschnitt stellt hingegen ein peripheres, ausgedehntes 
Stadtgebiet dar, welches ein ca. 20 km² großes Gebiet ebener Topographie umfasst. 
Bereits weite Teile der Fläche sind landwirtschaftlich genutzte Flächen. Jedoch stehen 
diesen Zonen freier Landschaft neueren, großteils auch in der Höhenentwicklung 
maßvollen Siedlungsstrukturen gegenüber. Dazwischen gibt es die historisch 
gewachsenen Strukturen der alten Ortskerne. Wichtige Punkte einer städtisch 
zentralen Struktur stellen das Donauspital sowie das GM-Werk dar. Vor allem die hier 
vorhandenen Flächereserven machen diesen Teil nördlich der Donau zu einem 
zentralen Thema für Stadterweiterungskonzepte.167 
 
Die ÖV-Situation wird von den verantwortlichen Planern respektive der Stadtplaner als 
keinesfalls befriedigend, sondern als unattraktiv bezeichnet. Durch eine schlechte 
Anbindung fehlt jeglicher Anreiz um Änderungen am Modal Split zu unterstützen. 
Gemeinsam mit einem guten Sekundärnetz soll zusätzlich mit einem hochrangigen 
Verkehrsmittel des öffentlichen Verkehrs eine Verbesserung stattfinden. Es sollen 
einerseits die Zentrumsanbindung, aber andererseits auch die tangentialen Linien nach 
Stadlau, Kagran und Floridsdorf verbessert werden. Außerdem kommt es in den 
Bereichen Stadlau, Aspern, Hausfeld und Eßling zu einem starken Imagegewinn 
aufgrund der U-Bahn.168 Aber ist die Anbindung bislang wirklich so schlecht? Kann 
nicht die Straßenbahn den notwendigen Mobilitätsbedarf decken? In der Realität wurde 
die Erschließung der U-Bahn sicherlich teils aus Prestigegründen der Stadtentwicklung 
beschlossen. Betrachtet man die Kostenseite, so erscheint eine Erschließung mit der 
Straßenbahn um ein vielfaches günstiger, trotzdem wird an den Ausbau der U2 sehr 
viel wirtschaftliches Potential geknüpft. Vor allem Nutznießer, wie Immobilienbesitzer 
und Grundstückbesitzer, zählen zu den Gewinnern des Ausbaus. 
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Abb.13: 3. Ausbauphase der Wiener U-Bahn im topographischen Umfeld169 
Die Abb.13: zeigt den Verlauf der neuen U2-Trasse in den Nordosten Wiens, im 
topographischen Umfeld Wiens. Gut ersichtlich ist hier die periphere Lage der 
vorläufigen Endstelle Aspernstraße. Weiters kann man die landwirtschaftlich geprägten 
Teile dieses Stadtgebietes erkennen. Sehr gut erkennbar ist weiters die 
Erschließungsfunktion der U2-Verlängerung einiger wichtiger Freizeitbereiche der 
Wiener, darunter der Prater und die Donauinsel. 
 
Abb.14: Trassenverlauf U2-Verlängerung170 
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In Abb.14: erkennt man sehr gut das relativ dicht bebaute Stadtgebiet des 2. Bezirkes 
rund um die Stationen Schottenring, Taborstraße bis Praterstern. Betrachtet man die 
anderen verbauten Stadtteile entlang der U2-Trasse, erkennt man die unterschiedliche 
Stadtstruktur, welche entlang der Strecke erschlossen wird. Daher erscheint die 
Aufteilung der Planung in zwei Bearbeitungsgebiete sehr sinnvoll.  
 
Die Verlängerung der U2 bringt für die Stadtteile entlang des gesamten 
Streckenverlaufs eine Reihe von unterschiedlichen Infrastruktureffekten. Im Kapitel 
2.3.3 wurden die verschiedenen räumlichen Auswirkungen von Infrastrukturprojekten 
aufgezählt. Dazu zählt unter anderem der Wirtschaftseffekt, welcher durch die U2 
sicherlich gegeben ist. Es kommt zu einer strategischen Aufwertung der gesamten 
Standorte entlang der Strecke. Damit sind natürlich vor allem Ziele der 
Stadtentwicklung verbunden. Anreize für neue Unternehmensansiedlungen und 
Bürogebäude können entstehen. Der Beschäftigungseffekt als wichtiger wirtschaftlicher 
Aspekt wird ebenfalls vorhergesagt. Aber die Verbesserungen liegen nicht nur auf der 
ökonomischen Seite, sondern auch auf der Siedlungseffektseite. Durch die Anbindung 
an eine U-Bahn wird der Siedlungsraum attraktiver, und in den periphereren Bereichen 
versucht die Stadtentwicklung sogar ein neues Stadtviertel zu kreieren. Besonders 
interessant wird dieser Aspekt erst mit der weiteren Verlängerung bis zum Flugfeld 
Aspern. Der Siedlungseffekt impliziert auch eine Verbesserung der sozialen 
Infrastruktur, wie Schulen, Kindergärten und Nahversorgung. Weiters verspricht man 
sich eine Verminderung der Pendlerströme aufgrund neu geschaffener Arbeitsplätze, 
was dem so genannten Arbeitsplatzeffekt entspricht. Letztendlich verfolgt man auch 
ökologische Ziele der Umweltentlastung im Bereich der Lärm- und 
Schadstoffentlastung. All diese Effekte können rein theoretisch durch die Errichtung 
neuer Infrastruktur entstehen. Ein Großteil dieser Ereignisse wird auch von den 
zuständigen Planern erwartet. Ob dieses Wunschszenario jedoch in Erfüllung geht ist 
eher skeptisch zu sehen. In vielen Bereichen kann die Errichtung der U-Bahn sicherlich 
positive Effekte generieren, aber man darf nicht die gesamte Planung auf solche 
wirtschaftlichen und politischen Zielsetzungen legitimieren. Außerdem stehen mit dem 
Bau der U-Bahn vor allem für den 2. Bezirk sicherlich auch Probleme ins Haus. 
Besonders die zentrumsnahen Stadtteile können eher verlieren. Die bessere und 
schnellere Anbindung direkt ins Zentrum kann zum Beispiel Kaufkraft auch wieder von 
lokalen Stellen wegtransportieren Richtung Zentrum.  
4.3.3 Entscheidungsträger und Akteure 
Das Magistrat der Stadt Wien für Stadtentwicklung und Stadtplanung, kurz MA 18, 
befasst sich im Zuge der generellen U-Bahn-Planung mit der Netzentwicklung, der 
Variantenuntersuchungen und den generellen Projekten (hier wird die exakte 
Trassenführung und Stationsaufteilung fixiert). Die gesamten Planungen sind geprägt 
von einer interdisziplinären Zusammenarbeit der Bereiche Verkehrsplanung, 
Raumentwicklung, Städtebau, Architektur und Umwelt.171 
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Das Magistrat der Stadt Wien übernimmt im Planungsprozess die Federführung und 
stellt die Vermittlerposition zwischen allen anderen Akteuren dar. Im Kapitel 2.4 sind 
die wichtigsten Handlungsträger und Entscheidungsträger im Planungsprozess näher 
erläutert. Die Planungsorganisation mit ihren Akteuren soll nun im Zentrum der 
Betrachtung stehen. Der Großteil der Planungsarbeiten wurde in so genannten 
Arbeitskreisen und Arbeitsgemeinschaften unterschiedlicher Akteure getragen. Die 
Leitung und Federführung unterliegt dabei stets der MA 18. Im konkreten Fall der U2-
Verlängerung können nun folgende Akteure aufgelistet werden: 
 
Primäre 
Nutznießer 
tatsächliche 
Verkehrsteilnehmer 
Bevölkerung Informationsveranstaltungen 
Kommunikation und PR 
Möglichkeit der Ideeneinbringung 
und Beschwerden  
erst für Generelles Projekt! 
Sekundäre 
Nutznießer 
Betreiber Wiener Linien In den Arbeitskreisen vertreten; 
nach der Fertigstellung des 
Generellen Projektes Übergabe der 
Federführung an WL 
Tertiäre 
Nutznießer 
Eigentümer und Nutzer 
von Standorten, große 
Unternehmen, 
Immobilienbesitzer, 
Bauträger 
 Keine direkte Entscheidungsgewalt, 
nur über Lobbying auf politischer 
Ebene Einfluss auf Planung 
Quartäre 
Nutznießer 
Gebietskörperschaften 
und Verwaltung 
Stadt Wien mit 
unterschiedlichen 
Magistratsabteil-
ungen,  
Stadträte und 
Finanzstadträte  
Verwaltung hat Planungsarbeit 
bzw. Schnittstelle über – MA 18, 
weiters MA21, 22, 19, 28 und 46 
geben Empfehlungen ab; 
Entscheidungsgewalt auf 
politischer Ebene 
Planer  eine ganze Reihe an 
Planungsbüros 
Architekten, 
Ingenieure, 
Landschaftsplaner, etc. 
Arbeitskreise 
für 
Variantenunter-
suchungen; 
enger 
Arbeitskreis und  
erweiterter 
Arbeitskreis  
• Arbeitskreis 
Variantenuntersuchung 
1996 (4.4.1.1) 
• Arbeitskreis 
Variantenuntersuchung 
1998 (4.4.1.2) 
• ZT-Gruppe U2 (4.4.2) 
Aspekt des 
Investors 
Gebietskörperschaften 
und Betreiber 
Bund und Land; 
Wiener Linien 
Baukosten zu 50 Prozent geteilt auf 
Bund und Land 
Betrieb und Instandhaltung Wiener 
Linien 
Abb.15: Akteure und Entscheidungsträger U2-Verlängerung Stadlau/Aspern 
Die Arbeitsabwicklung erfolgte großteils über Arbeitskreise, welche eingerichtet wurden 
um die Planungsarbeiten zu steuerten. Die MA 18 hatte dabei die Federführung. 
Neben dem Magistrat der Stadtentwicklung und Stadtplanung zählen zum engen 
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Arbeitskreis die Projektanten, die den Wiener Linien und betroffenen Dienststellen des 
Magistrates (MA 21C, MA69) angehörten. Es gab neben dem engen auch noch einen 
erweiterten Arbeitskreis. Dabei wurden in den Arbeitskreis teilweise eingebunden 
beziehungsweise durch laufende Information versorgt:172 
• Magistratsabteilungen 4, 28, 29, 46 und 69 
• Das Büro der Geschäftsgruppe Planung und Zukunft 
• Das Büro der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener 
Stadtwerke 
• Der Stadtbaudirektor 
• Der Leiter der Gruppe Planung 
• Der Leiter der Gruppe Tiefbau und Verkehr 
• Die Magistratsdirektion – Stadtbaudirektion 
• Die Wiener Stadtwerke Vertriebsbetriebe 
 
Dieser erweiterte Arbeitskreis war in die Variantenuntersuchung eingebunden. Der 
erweiterte Arbeitskreis der Planungsteile 2 und 3 ist, aufgrund der noch weiteren 
Bandbreite an Betroffenen, ein noch größerer. 
4.4 Der generelle U-Bahn-Planungsprozess  
Die Federführung in der generellen U-Bahn-Planung von Neubaustrecken hat die MA 
18 – Magistrat für Stadtentwicklung und Stadtplanung. Alle betroffenen Dienststellen 
sind in Form von Arbeitskreisen in den Planungsprozess eingebunden. Die erste 
Variantenuntersuchung und die Verkehrswirksamkeitsuntersuchung wurden bereits im 
Jahr der Beschlussfassung des Wiener Verkehrskonzepts 1994, von der MA 18 
beauftragt. Im Laufe des Jahres 1995 wurde die Methodik des Bewerbungsverfahrens 
festgelegt und der Kriterienkatalog erstellt. Bereits zu dieser Zeit stand die erste 
Grobauswahl an möglichen Varianten fest.  
 
Aufgrund des „30-Milliarden-Pakets“ galt für die Stadtplanung 1996, gemeinsam mit 
den Wiener Linien als Bauherrn und späterem Betreiber im Rahmen des 
vorgegebenen Budgets mit Hilfe von Nutzen-Kosten-Überlegungen Prioritäten für den 
weiteren U-Bahn-Ausbau zu setzen und damit eine 3. Bauphase zu definieren. Für alle 
im Maßnahmenprogramm beschlossenen Linien mussten somit 
Variantenuntersuchungen durchgeführt werden. 
 
Die MA 18 ging folgendermaßen vor: 173 
• Ausarbeitung von Variantenuntersuchungen (Teil 1 der generellen Planung) für 
alle im Maßnahmenprogramm vorgeschlagenen Linienabschnitte 
• Fachliche und politische Diskussion derselben zur groben Festlegung von 
jeweils einer Trasse mit Kostenschätzung 
• Verkehrstechnische und stadtstrukturelle Bewertung der Nutzen der einzelnen 
Vorschläge 
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• Zusammenführung von Nutzen und Kosten in einem komplexen 
Bewertungsverfahren, welches Grundlage für ausführliche Diskussion bildete 
• Formulierung einer Empfehlung zur Reihung auszubauender U-Bahn-
Abschnitte und damit einer 3. Bauphase, an die gemeinderätliche 
Stadtentwicklungskommission, welche dieser Empfehlung im Dezember 1997 
zustimmte. 
 
„’Das 30-Mrd-Paket’ sieht die Untersuchung der Verlängerung der U-Bahn-Linie U1 
nach Norden und Süden sowie der U6 Richtung Stammersdorf vor. Die Realisierung 
soll in Abhängigkeit von der noch durchzuführenden Prioritätenreihung erfolgen. 
Grundlage für diese Reihung werden sowohl die verkehrstechnischen Untersuchungen 
über die zukünftige Netzentwicklung als auch das Kosten-/Wirkungsverhältnis 
bilden.“174 
 
Ganz allgemein wird in der U-Bahn-Planung schon seit längerem der dreiteilige Aufbau 
verwendet. Nach einer Reihe von Voruntersuchungen und Überlegungen politischer 
und administrativer Natur, baut sich die generelle U-Bahn-Planung aus folgenden drei 
Teilen auf: 
1. TEIL 1 Variantenuntersuchung 
2. TEIL 2 Das Generelle U-Bahn-Projekt 
3. TEIL 3 Begleit- und Folgemaßnahmen 
4.4.1 Teil 1 Variantenuntersuchung 
Die Variantenuntersuchung als Instrument der Trassenfindung, unterliegt einem 
Zielsystem, welches den gesamten Planungsablauf bestimmt. Die Trassenfindung ist 
prinzipiell sehr zielkonfliktbehaftet, da sehr viele verschiedene Akteure und 
Menschengruppen betroffen sind. Im Falle der U2-Verlängerung hat diese Phase viel 
Zeit beansprucht und von 1994 bis 1998 angedauert.175 
 
Das allgemeine Ziel des ersten Teiles ist das Aufzeigen von sinnvollen 
Trassenvarianten. Dies geschieht mit Hilfe von Variantenuntersuchungen. Im 
vorliegenden Fall der U2-Verlängerung kam es zu zwei Variantenuntersuchungen. In 
der Regel werden jene Varianten herausgefiltert, welche weiterverfolgt bzw. welche 
offen gehalten werden sollen. Bei der U2-Verlängerung Richtung Stadlau wurden in 
den Jahren 1996 und 1998 Variantenuntersuchungen durchgeführt. In der 
vorliegenden Arbeit soll der Fokus auch auf diese Planungsphase gelegt werden, da 
die Entscheidungsvorbereitung für die Trassenwahl anhand eines formalisierten 
Bewerbungsverfahrens durchgeführt wurde. Ganz allgemein kann dieses Verfahren als 
eine Art Kosten-Wirksamkeits-Analyse bezeichnet werden. Der Arbeitskreis gibt mittels 
der Ergebnisse dieses Verfahrens Empfehlungen über die optimale Trassenführung. 
Die endgültige Entscheidung wird jedoch auf politischer Ebene getroffen. Das 
Bewertungsverfahren dient somit nur als Entscheidungsvorbereitung. Erst nach der 
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Festlegung des Trassenverlaufs, kann die Planung präzisiert werden und die 
eigentliche generelle Projektplanung mit dem Teil 2 beginnen. 
 
Als Basis für die Variantenuntersuchung wurde eine Reihe von Arbeiten des Wiener 
Verkehrskonzeptes herangezogen. Darunter Analysen wie:176 
• „Längerfristige ÖV-Leitbild – U-Bahn-Netz – Wirkungsanalyse (Herry, Rosinak, 
Snizek – im Auftrag der MA 18 – April 1994) und die  
• „Erweiterung des U-Bahn-Netzes – Trassengrobstudien (ISP – Ingenieurbüro 
Schickl & Partner – im Auftrag der MA 18, Feber 1994)“  
 
Mit Hilfe einer Machbarkeitsstudie wurde die Variantengrobauswahl vorbereitet und die 
Entscheidung wurde danach im Arbeitskreis getroffen.177 Weitere Unterlagen, welche 
für die Grobauswahl verwendet wurden, findet der Leser im Kapitel 4.3.2. Die 
Variantengrobauswahl von 1995 wurde großteils aufgrund einfacher Nutzen-Kosten-
Untersuchungen durchgeführt. Meist erfolgte eine bloße Beschreibung von Vor- und 
Nachteilen der unterschiedlichen Varianten. Die Kriterien umfassten aber weiters  
Kosten, Länge, Status (weiterbearbeiten oder zurückstellen) sowohl Vor- und 
Nachteile.178 Auf Basis dieser Grobselektion wurden die Varianten der engeren Wahl 
einer weiteren Untersuchung unterzogen, welche die eigentliche 
Variantenuntersuchung darstellt. Dabei handelt es sich um eine Variantenfeinauswahl, 
welche der weiteren Planung zu Grunde liegen soll. 
4.4.1.1 Variantenuntersuchung 1996 
Im Herbst 1994 wurde von der MA 18 in Position der Federführung die erste 
Variantenuntersuchung in Auftrag gegeben, die unter ihrer Leitung einen Arbeitskreis 
bildete, in dem 6 verschiedenen Arbeitsgemeinschaften die Planungsarbeiten 
übernommen haben:179 
Verkehrs- und Bautechnik: ISP-Ingenieurbüro Schickl & Partner 
    Ingenieursbüro A. Pauser ZT GmbH 
Stadtstruktur, Stadtgestaltung, Funktion: Architekt Kucera-Moßburger-Partsch  
(KU-PA) 
      ARGE der Architekten Kuzmich-Weber 
      ARGE der Architekten Nigst-Kohlbauer 
Verkehrswirksamkeit:  ÖIR-Österreichisches Institut für Raumplanung 
 
Neben diesem engen Arbeitskreis der MA 18 und der Projektanten gibt es den 
erweiterten Arbeitskreis, zu dem auch betroffene Dienstellen des Magistrats (MA 19, 
MA 21A, B und C) sowie der Wiener Stadtwerke-Verkehrsbetrieb gehören.180 Näheres 
zu den Akteuren wird im Kapitel 4.3.3 erläutert. 
                                               
176
 MA 18 – Generelle Planung Teil 1 Zusammenfassung (1996), S. 6 
177
 Vgl. MA 18 – Generelle Planung Teil 1 (1996), S.2 
178
 Vgl. MA 18 – Generelle Planung Teil 1 Kurzfassung (1996), S. 8 
179
 Vgl. MA 18 – Generelle Planung Teil 1 Kurzfassung (1996), S. 2 
180
 MA 18 – Generelle Planung Teil 1 Kurzfassung (1996), S. 6 
62 
Das Ziel war nicht nur die Erschließung des Raumes Stadlau/Aspern mit einem 
Öffentlichen Verkehrsmittel, sondern explizit mit einem höherrangigen Verkehrsmittel, 
also einer U-Bahn. Ganz zu Beginn wurden allgemein Varianten der U2, der U3 und 
auch einer U5 untersucht.181 Die erste Variantenuntersuchung für die U2-Verlängerung 
nach Stadlau/Aspern wurde somit auch mit dem Kürzel „U235“ bezeichnet. In der 
Abb.16: kann man alle diskutierten Varianten erkennen, wobei die roten Varianten den 
Hauptvarianten entsprechen. Für den Raum Stadlau ergaben sich bei allen drei 
Trassen keine besonderen Prioritäten. Folglich wurde aufbauend auf die Wirkungen 
südlich der Donau, den Auswirkungen auf den anderen ÖV und natürlich den Kosten 
die Entscheidung getroffen. Aufgrund dieser drei Hauptkriterien schied die Variante U5 
bereits sehr rasch aus, da sie netztechnisch schlecht geeignet ist. Sie wirkt als 
Zubringer der U1, belastet diese zusätzlich und führt außerdem zu viel höheren 
Kosten. Bei den Varianten der U2 und der U3 wird die Abwägung schon schwieriger. 
Ganz allgemein waren folgende Punkte zu diskutieren: Die Erschließung des Raumes 
Stadlau wäre mit beiden Varianten durchaus gleich, auch die Linienlänge hätte das 
gleiche Ausmaß. Die U3 würde jedoch zu keiner Verbesserung der Verkehrsanbindung 
südlich der Donau führen. Weiters fällt das Problem der Liniengablung an. Die Variante 
U2 kann hingegen zu einer Verbesserung des ÖV im 2. Bezirk führen. Außerdem kann 
sie eine Entlastung der U1 rund um den Praterstern erreicht werden. Die U2 kommt im 
Vergleich zur Variante U3 zirka um 3,0 – 5,0 Mrd. Schilling teurer. Somit muss 
herausgefunden werden, ob die Erschließungsvorteile südlich der Donau die Kosten 
übertreffen.182 
 
Abb.16: Variantenübersicht – Variantengrobauswahl nach Stand 1995183 
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Das Projekt wurde zu Beginn ganz allgemein in eine 1. Betriebsstufe und eine 2. 
Betriebsstufe geteilt. Die erste endet in der Erzherzog-Karl-Stadt und die 2. stellt den 
Endausbau der Verlängerung stadtauswärts dar.184 Näheres dazu bei der 
Systemabgrenzung im Kapitel 4.3.2. 
 
Für die erste Betriebsstufe können folgende Hauptvarianten unterschieden werden:185 
Bestandsnetz bis Donauquerung, 1. Bearbeitungsstufe 
• U2A: Karlsplatz – Praterstern – Vorgartenstraße – Donaustadtbrücke 
• U2B: Karlsplatz – Praterstern – neue Donaustadtbrücke – Kaisermühlen-Süd 
• U2C: Karlsplatz – Rennweg – Schlachthausgasse – Donaustadtbrücke 
• U3: Erdberg – Donaustadtbrücke 
 
Donauquerung bis Ende 1. Betriebsstufe, somit die zweite Bearbeitungsstufe 
• 1: Donaustadtbrücke – Mühlgrund – Donauspital – Erzherzog-Karl-Stadt 
• 2: Donaustadtbrücke – Donaustadtstraße –Genochplatz – Erzherzog-Karl-Stadt 
– Zschokkegasse 
• U2B: Kaisermühlen-Süd – Große-Bucht-Straße – Donaustraße – Erzherzog-
Karl-Straße 
 
. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb.17: Variantenübersicht 1996186 
Die erste Variantenuntersuchung ergab eine Empfehlung für die Variante Karlsplatz 
über Stubentor zum Praterstern, welche der Variante U2A in der obigen Darstellung 
entspricht. Nach der Gegenüberstellung der Varianten und Analyse der Ergebnisse des 
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ersten Bewertungsverfahrens, ergibt sich also eine deutliche Präferenz für die Variante 
U2A/1. Die Entscheidung wurde sowohl aufgrund der vorhandenen 
Entwicklungsgebiete im Raum Stadlau/Aspern als auch aufgrund der hohen 
Nutzeffekte im zentralen Stadtgebiet begründet. Im Raum Stadlau wird die 
Entscheidung vor allem durch die Frage des „Zentrums Stadlau“ im Bereich des 
Genochplatzes beeinflusst. Die Vorteile der Variante U2A/1 werden nur dann in Frage 
gestellt, wenn der direkten Erschließung des im STEP 94 festgelegten „Zentrum 
Stadlau“ sehr hohe Bedeutung zugemessen wird.187 
Die später beschlossene Trassenführung vom Schottenring über die Taborstraße, war 
in den Hauptvarianten vorerst gar nicht vorhanden. Die Streckenführung dieser 
Variante entspricht der anfänglichen Führung der Variante U5 nach der Grobauswahl 
bis zum Praterstern. Die lila eingezeichnete Strecke in Abb.17: zeigt die tatsächliche 
Trassenführung stadtseitig, welche 1998 fixiert wurde. Nun ist es schon recht 
erstaunlich, dass der endgültige Trassenverlauf bezüglich der Anbindung an das 
Grundnetz, einer Variante entspricht, welche bereits in der Grobselektion 1995 
ausgeschieden wurde. 
 
Im Frühjahr 1997 kam es zum Entschluss der Prioritätenreihung. Somit war klar, dass 
der Nordosten Wiens vorgereiht wird und die U2-Verlängerung nach Stadlau/Aspern 
beschlossen wurde. Dieser Beschluss von 1997 machte es notwendig das „30 Mrd. -
Schilling-Parket“ zu revidieren, was auch 1998 gelang. Die Untersuchungen der 
Prioritätenreihung hatten nämlich eindeutig ergeben, dass neben der unbestrittenen 
Verlängerung der U1 nach Norden, der – im ursprünglichen Vertrag nicht enthaltene – 
Erschließung des östlichen 22. Bezirkes durch eine Verlängerung der U2 Priorität vor 
allen andern Vorschlägen zukommen muss. Nun waren nur mehr die Frage offen: Wie 
weit soll die U1 verlängert werden und vor allem wie soll die U2 in den 22. Bezirk 
verlaufen? Wie soll sie mit dem innerstädtischen Netz verknüpft werden? Bezüglich der 
Trassenführung in den östlichen 22. Bezirk kam es zu regelrechten Parteibildung unter 
den Fachleuten, da sich keine der beiden grundsätzlichen Möglichkeiten, Verlängerung 
vom Karlsplatz oder vom Schottenring aus, als offensichtlich überlegen aufdrängte.  
 
„Zwei Grundhaltungen standen einander gegenüber: Ein dezidiertes Bypass-Konzept 
zur Entlastung der U1 von Karlsplatz bis Praterstern und die Vorstellung durch die 
Verbindung Praterstern-Schottenring eine verbesserte Netzbalance zu erreichen.“188 
Aufgrund aufkeimender Diskussionen über mögliche Trassenvarianten zwischen der 
bestehenden U2 Strecke und dem Praterstern wurde Ende 1997/Anfang 1998 eine 
vertiefte Variantenuntersuchung über diesen Bereich durchgeführt.189 
 
Neben der vertieften Variantenuntersuchung gab es nur ein Alternativkonzept, welches 
keine U-Bahn, sonder eine so genannte „U-Bahn light“ zum Ziel hatte. Diese 
Sondervariante stellte den Planungsteil 1a dar, wurde jedoch nicht weiter verfolgt.190 
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Diese „U-Bahn light“ wäre nach den Vorbildern von Straßburg geplant worden. Laut 
Frau DI Rauscher der MA 18 ist Wien jedoch eine sehr träge und skeptische Stadt im 
Bezug auf innovative ÖV-Systeme. Wenn man nur bedenkt, wie lange es gebraucht 
hat, die U-Bahn als solche in den Köpfen der Wiener zu legitimieren, ist es leicht 
begreifbar, dass neue Ideen nur sehr schwer Zuspruch finden. Somit war die Idee 
dieser „U-Bahn light“ relativ schnell ad acta gelegt. 
4.4.1.2 Vertiefte Variantenuntersuchung 1998 
Im Herbst 1997 wurde die Variante U2A1 gewählt, um als weitere Grundlage der 
Planung zu dienen. Damit ergab sich die Notwendigkeit, einer eingehenden 
Betrachtung der Anbindung dieser Variante an das Bestandsnetz. Um diesen 
Fragenkomplex noch vor der generellen Planung (Teil 2 und 3) behandeln und eine 
politische Entscheidung herbeiführen zu können, entschloss sich die MA 18 in 
Abstimmung mit den WVB. Ergänzende Bearbeitungen zu beauftragen. Die ISP 
bekommt den Auftrag und eine Verkehrswirksamkeitsuntersuchung erfolgte durch 
Regional-consult.191 Die ISP gemeinsam mit der Regional-consult bilden so den engen 
Projektantenarbeitskreis der Variantenuntersuchung 1998. 
 
Die Aufgabe der zweiten, vertieften Variantenuntersuchung ist es, den Abschnitt 
Praterstern – Anbindung an das Bestandsnetz (U2 Karlsplatz oder Schottenring bzw. –
tor) zu untersuchen.192 Folgende Fragestellungen standen im Mittelpunkt: 193 
• „Kann die Umsteigebeziehung U2 aus Richtung Stadlau zur U4 Richtung 
Heiligenstadt verbessert werden, 
• kann die Erschließung des nördlichen 2. Bezirkes verbessert werden, 
• gibt es sinnvolle Trassen mit kurzen Bau- und Betriebslängen und 
• kann die Möglichkeit einer U2-Verlängerung nach Süden (Bahnhof Wien) offen 
gehalten werden?“ 
 
In der vertieften Variantenbearbeitung wurde auch das Sekundärnetz mit einbezogen. 
Zusätzlich wurden auch Überlegungen über Park&Ride Anlagen nördlich der Donau 
durchgeführt, wobei diese als Vorschläge zu verstehen sind.194 Außerdem werden in 
der vertieften Variantenuntersuchung auch vermehrt städtebauliche Aspekte ins Kalkül 
gezogen. 
 
In der vertieften Variantenuntersuchung kommt es zu Änderungen bezüglich der 
vorangegangenen Grobauswahl. Manche Varianten wurden adaptiert, umbenannt und 
manche sogar ausgeschiedenen oder wieder neu aufgenommen. Man sieht also sehr 
gut, dass das Planung ein ständiger, dynamischer Prozess ist, der sich regelmäßig 
ändert und rückkoppelt. 
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Abb.18: Anbindung an Grundnetz – vertiefte Variantenuntersuchung 1998195 
Die Abb.18: zeigt die diskutierten Varianten für die Anbindung an das Grundnetz. 
• Variante Taborstraße 
• Variante Schwedenplatz 
• Variante Stubentor 
• Variante Radetzkystraße 
• Variante Landstraße 
 
Die fünf Varianten der vertieften Variantenuntersuchung entsprechen nur zum Teil den 
Freihaltungen der 1. Variantenuntersuchung von 1996. Neu aufgenommen wurde die 
Alternative über den Schottenring und die Taborstraße durch den 2. Wiener 
Gemeindebezirk. Diese Variante stellt eine Mischung aus alten möglichen 
Streckenführungen der Grobselektion dar. Die Anbindung über den Schottenring 
entspräche eigentlich der ursprünglichen Variante U5 im ersten Streckenabschnitt. 
 
Empfohlen wurde nach der durchgeführten Variantenuntersuchung, welche nach dem 
gleichen Bewertungsverfahren evaluiert wurde, die Variante Stubentor. Diese 
Empfehlung soll aber nur eine Entscheidungsgrundlage für die politischen Gremien 
darstellen. Die generelle Verkehrsplanung versucht ganz allgemein, 
politikvorbereitende Konzepte zu erstellen. „Die oft immanenten Gegensätze zwischen 
Ideologie und Planungsideal sind als Diskussionsbasis für die politische Entscheidung 
und Prioritätenreihung aufzubereiten. Die im Zuge dessen gerne strapazierte „Kopf-
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Bauch-Frage“ (technische Rationalität versus politische Emotionalität) ist natürlich 
Chimäre.“196  
 
Bei der 1998 anstehenden Entscheidung der Innenstadttrassenführung der U2 waren 
sich alle Stadtpolitiker einig, die Verlängerung über die Taborstraße zum Praterstern zu 
wählen.197 Die Trassenentscheidung, welche natürlich erhebliche Einflüsse auf den 2. 
Bezirk hat, wurde demzufolge aus politischen Gründen seitens der Bezirksverwaltung, 
beeinflusst. Somit standen Stadtentwicklungs- und politische Interessen im 
Vordergrund. Wobei anzunehmen ist, dass die Erschließung der Taborstraße mittels 
der U2 sicher für den Stadtteil nicht nur positive Effekte bringen wird. Der direktere und 
schnellere Weg in die City kann für die Geschäftsstraße sicherlich als Gefahr 
angesehen werden. Trotzdem erfährt die Leopoldstadt eine enorme 
Standortaufwertung. 
4.4.2 Teil 2 Generelles U-Bahn Projekt 
Der zweite große Planungsschritt beinhaltet eine generelle Planungs- und 
Wirtschaftlichkeitsberechnung. Dieser Planungsteil baut bereits auf eine fixe Variante 
auf, welche nun auf vielen Ebenen verfeinert werden musste. Die Zweiteilung des 
Projektes findet hier seinen Fortlauf mit den zwei unterschiedlichen Teilen 2B und 2C 
mit Trennung an der Donau. Die Planungen können somit einfacher und vor allem je 
nach Stadtbereich spezifischer durchgeführt werden. 
 
Das Generelle Projekt der U2-Verlängerung konnte im Sommer 1998 ins Leben 
gerufen werden, nachdem die Trassenentscheidung endgültig vollzogen war. Nun 
folgte die Optimierungsphase, die sich mit der genauen Festlegung der Trasse und der 
Stationen beschäftigt. Im Spätsommer 1999 konnten die optimierten Trassen und 
Stationen letztendlich fixiert werden. Nach Abschluss des Generellen Projektes, (etwa 
Anfang 2000) erfolgte die Übergabe der Federführung an die Wiener Linien zur 
Realisierung des Projektes.198 
 
Mit den Planungsarbeiten zum Generellen Projekt, wurde im August 1998 nach einer 
EU-weiten Ausschreibung die Arge „ZT-Gruppe U2“ beauftragt, auch der Teil 3 die 
Begleit- und Folgemaßnahmen wurde von diesem Arbeitskreis bearbeitet. 
Zum ZT-Team zählen (mit der Federführung ISP):199 
• ISP – Ingenieursbüro Schickl & Partner 
• Ingenieurbüro A. Pauser ZT-GesmbH 
• Ingenieurbüro Eggenfellner & Partner 
• Ingenieurbüro H. Mittnik 
• AGU – Architektengruppe U-Bahn 
• KU & PA – Arch. G. Moßburger ZT-GesmbH 
• Architekturbüro D. Bernstein 
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• Ingenieurbüro Stella – Stengel 
• Ingenieurbüro Fritsch, Chiari & Partner 
• Ingenieurbüro W. Potyka 
• Ingenieurbüro G. Gilnreiner 
 
Die Projektierung umfasst allgemein Punkte wie die Öffentlichkeitsarbeit, 
städtebauliche Aspekte und vor allem die Optimierung der Strecke und der Stationen. 
Im Zusammenhand dieser Optimierungsarbeiten fließen Themen wie die Geologie, die 
Geotechnik, Grundbesitz etc. in die Untersuchungen ein.  
4.4.2.1 Öffentlichkeitsarbeit & Transparenz 
Die Öffentlichkeitsarbeit im Rahmen der U2-Verlängerung wurde den heutigen 
gesellschaftlichen Ansprüchen entsprechend, weitestgehend offen und transparent 
gestaltet. Begleitende Öffentlichkeits- und Kommunikationsarbeiten sind entscheidend 
für die Akzeptanz der Bürger. Konflikte können somit schon zu Beginn vermieden 
werden bzw. Problembereiche früh diskutiert werden. Informationen werden direkt an 
die betroffenen Gruppen übermittelt, wobei ihnen vor allem ein Mitspracherecht 
eingeräumt werden soll. Bis zu einem gewissen Grad können sie so im 
Planungsprozess aktiv mitwirken. Es wurde eine Reihe von Veranstaltungen im Zuge 
der Öffentlichkeitsarbeit durchgeführt. Es gab zum Beispiel eine Ausstellung mit dem 
Titel „Wiener U-Bahn – 3. Ausbauphase“ in der Wiener Planungswerkstatt. Es gab 
Informationstage und Werkausstattausstellungen an unterschiedlichsten Plätzen in 
Wien. Nicht nur im Teil 2 gibt es eine Menge an Kommunikationsprojekten, sondern vor 
allem auch im Teil 3, stellen sie einen zentralen Punkt dar. Bürgerinformation und –
mitwirkung in dieser Form und diesem Ausmaß bedarf auf alle Fälle die optimale 
Abstimmung zwischen planerischer Tätigkeit und Öffentlichkeitsarbeit.200 
 
In der Optimierungsphase wurden AnrainerInnen und Interessierte zum Dialog 
eingeladen. Im Spätsommer 1999 wurde die Optimierungsphase abgeschlossen, die 
die Festlegung der Trasse und der Stationen beinhaltete. Ende Juni/Anfang Juli 1999 
fanden Informationstage im 2. und 22. Bezirk statt, die – von einer 
Werkstattausstellung begleitet – den aktuell Stand der Planung zeigt. Im September 
wurden Informationstage im U3-Besucherforum angeboten, die schwerpunktmäßig den 
Umbau der bestehenden Strecken der U2 zum Inhalt hatten. Es bot sich hier die 
Gelegenheit, mit verantwortlichen PlanerInnen über das Projekt U2-Verlängerung zu 
sprechen und offene Fragen zu diskutieren. Neben diesen Informationstagen wurden 
mit den Anrainern und Interessierten regelmäßig Gespräche in Kleingruppen 
durchgeführt. Im Oktober 1999 kam es zu weitere Informationstage im 2. und 22. 
Bezirk.201 
Die gesamte Kommunikationsarbeit wurde dem Unternehmen Kienast&Kienast 
GesmbH über eine Ausschreibung zugesagt. Grundsätzlich sollte ein Strategiekonzept 
erarbeitet werden, Informationsveranstaltungen durchgeführt, externe Medienarbeit 
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gemacht und begleitende Markt- und Medienbeobachtung durchgeführt werden. 
Wichtig war weiters die Dokumentation der Planungsarbeiten.202 
 
Der Planungsprozess wurde bezüglich seiner Kommunikationsarbeit in zwei Phasen 
eingeteilt. Die Phase 1 umfasste das Generelle Projekt bis Ende 1999 bzw. Anfang 
2000. Im Zuge dessen sollte der Nutzen der U2 dargestellt werden und Informationen 
über die Trassenauswahl vermittelt werden. Die Phase 2 umfasst die 
Oberflächengestaltung, welche ab Anfang 2000 begonnen wurde. Während dieser Zeit 
steht die Bürgermitarbeit im Vordergrund.203 
 
Ein Großprojekt wie die U2-Verlängerung berührt in seiner Komplexität eine Fülle 
unterschiedlicher Menschgruppen, einerseits die Entscheidungsträger und Akteure wie 
PolitikerInnen, FachbeamteInnen der Verwaltung und andererseits auch eine Reihe 
betroffener BürgerInnen. Jede einzelne Gruppe hat unterschiedliche 
Interessensvorstellungen bezüglich des Projektes. Ganz allgemein kann gesagt 
werden, dass vor allem die zukünftigen Nutzer und die betroffenen Bürger in der 
gesamten Planung durch entsprechende Kommunikationsmaßnahmen berücksichtigt 
werden müssen. Information und Imagearbeit stellen hier wichtige Standbeine der 
gesamten Planung dar. 
 
Hier stellt sich die Frage, ob die Planungsunterlagen für die Bevölkerung auch 
einsehbar und frei zugänglich sind? Eigentlich ist der Zugang kein Problem, wenn man 
Interesse an der Offenlegung der Planungsunterlagen zeigt. Die gesamten 
Arbeitsdokumentationen liegen in der technischen Bibliothek der MA 18 auf und 
können dort jederzeit und gratis entlehnt werden. Darunter sind auch alle Protokolle 
und Arbeitsunterlagen zu den Variantenuntersuchungen und alle weiteren 
durchgeführten Untersuchungen seitens der Projektanten und der MA 18. Aber der 
freie Zugang sagt nichts über die transparente Planungsarbeit aus. Nur ein ganz 
geringer Anteil der Bevölkerung nimmt diese Möglichkeit war. Die aktive 
Öffentlichkeitsarbeit mit Bürgerinformationen und diversen Veranstaltung für die 
betroffenen Bürger begannen erst, als das Generelle Projekt und somit die Trasse 
bereits beschlossen war. Die Bürger wurden zu der bereits beschlossenen 
Trassenführung befragt. Natürlich waren noch immer eine Reihe von Entscheidungen 
bezüglich der Stationen und der Bauweise zu diskutieren, aber die Trassenführung 
selbst war während der ersten Bürgerbeteiligungen bereits festgelegt.  
 
Die Transparenz des Planungsablaufes ist wohl für den interessierten Bürger 
vorhanden, da er in alle relevanten Unterlagen Einsicht nehmen kann. Jedoch kann 
sich das, mit unter mühsam und zeitintensiv gestalten. Außerdem scheinen auch die 
Arbeitsprotokolle zum Teil Lücken aufzuweisen, wo der Planungsablauf nicht 
hundertprozentig nachvollzogen werden kann. Da sich aber bei solchen großen 
Infrastrukturprojekten eine ganze Menge hinter den Kulissen der politischen Bühne 
abspielt, erscheint es zum Teil schwierig alle Informationen zu bekommen. 
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Abschließend sei noch anzumerken, dass das Magistrat der Stadtentwicklung und 
Stadtplanung sehr viel Mühe daran gelegt hat, alle Unterlagen und Informationen bereit 
zu stellen.  
4.4.2.2 Städtebauliche Projekte 
Die Stadtplaner waren zentrale Akteure im U2-Planungsprozess. Stadtplanerische 
Ziele werden ganz allgemein im so genannten Stadtentwicklungsplan festgehalten. 
Dieser beschreibt zukunftsträchtige Entwicklungsgebiete. Im STEP 94 wurde auch der 
Bereich Stadlau/Aspern als ein zentrales Entwicklungsgebiet deklariert. Die STEP 
Inhaltspunkte werden während des gesamten Planungsprozesses kontinuierlich mit 
einbezogen. Es erscheint deshalb als sehr sinnvoll, dass ein Magistrat der 
Stadtplanung und Stadtentwicklung für die U-Bahn-Planung zuständig ist.  
Ganz allgemein werden durch die U2-Verlängerung zwei sehr unterschiedliche 
Stadtteile erschlossen. Bereits in der räumlichen Abgrenzung findet der Leser einige 
wichtige Punkte der unterschiedlichen Stadtbereiche beschrieben. 
 
Einerseits der Bereich Schottenring und die Leopoldstadt sowie andererseits die 
Randbereiche des 2. Bezirkes zwischen Prater und Donau. Ersterer bietet großteils 
Wohn- und Mischgebiete mit relativ hoher Einwohnerdichte. Der größte 
Arbeitsplatzanteil fällt auf die citynahen Gebiete und auf das Donaukanalufer. Der 
gesamte Bereich gilt als stabil und bietet kaum Entwicklungspotential. Einzelne 
Umnutzunge sind jedoch zu erwarten und somit erhofft man sich einen 
Erneuerungsimpuls für die Region. Man findet eine Reihe von Sanierungs- und 
Neubauprojekten entlang der Oberen und Unteren Donaustraße.  
 
Der Bereich Prater und Donau: hier haben wir es im Vergleich zum ersteren eher mit 
einer heterogenen Stadtstruktur zu tun. „Vom Praterstern stadtauswärts gesehen 
befindet sich nördlich der U2-Trasse das sehr dicht bebaute gründerzeitliche 
Rasterblockviertel zwischen Lassallestraße und Ausstellungsstraße (Stuwerviertel). 
Hier ist auch eine hohe Einwohnerdichte bei eher geringem Arbeitsplatzanteil 
(ausgenommen die Bürobebauungen am ehemaligen Nordbahnhofgelände) 
festzuhalten.“204 
 
Mit dem Bau der U2-Verlängerung werden bedeutende Bereiche Wiens neu gestaltet. 
Im Bereich des Großraumes Praterstern verbessert man die Zugänge zum 
Nordbahnhof. Der neue Nordbahnhof wird als ein zentrales Entwicklungsgebiet der 
Stadt Wien betrachtet. Auch der Freizeitbereich Prater und das Umfeld der 
Ausstellungsstraße, welche eine besucherfreundliche Neugestaltung des gesamten 
Messegeländes erfährt, sind zentrale Entwicklungsgebiete der Stadtplaner.205 Der 
STEP 05 sieht den gesamten Bereich Prater-Messe-Krieu-Stadion als ein zentrales 
Zielgebiet der Stadtentwicklung an. Vor allem durch die Anbindung an die U2 
verspricht man sich neue Impulse für diese Region. 
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Für den Stationsbereich Aspernstraße gibt es ein eigenes Städtebauliches Leitbild, 
sowie für den Stationsbereich Stadlau. Für nähere Informationen dazu verweist die 
Autorin auf die Homepage der Stadt Wien.206 
 
Natürlich waren die weiteren Überlegungen die U2 in Richtung Flugfeld Aspern zu 
verlängern entscheidend für die Planungen bis zur vorläufigen Endstelle Aspernstraße. 
Die Verlängerung der U2 ist mittlerweile in der 4. Ausbauphase bis zum Flugfeld 
beschlossen und definiert. Das gesamte Flugfeld soll als eine neue Stadtregion, sogar 
als eigener Stadtteil neu entstehen. Grund dafür sind die noch enormen 
Flächenreserven und die Prognosen der demographischen Entwicklung in diesem 
Raum. Bevölkerungsvorausschätzungen bis 2030 sehen vor allem nördlich der Donau 
stark wachsende Stadtbereiche. Die Abb.19: zeigt diese Entwicklung bis 2015 
aufgrund einer Prognose, welche von der MA 18 initiiert wurde. Besonders die 
Regionen nördlich der Donau zeigen hier ein sehr starkes Wachstumspotential. Man 
erkennt in der Darstellung eine Abwanderung aus der Kernstadt eher ins Umland. 
Dabei profitieren vor allem die Bezirke 21. und 22. Die Tendenz zur weiteren 
Suburbanisierung ist hier sehr schön erkennbar. 
 
 
Abb.19: Veränderung der Wohnbevölkerung Prognose 2000 - 2015207 
4.4.2.3 Strecken und Stationen optimieren 
Ein zentraler Punkt der Projektierung im 2. Teil bestand in der Trassen- und 
Streckenoptimierung. Im Zuge dessen wurden alle einzelnen Stationen auf Basis 
technisch möglicher Varianten der Ausgestaltung geprüft. Für nähere Informationen ist 
auf die Planungsunterlagen der MA 18 zurückzukommen.  
Grundstücksverhältnisse, Eigentumsverhältnisse sowie Belastungen geschätzt der 
zukünftigen Stationen wurden einbezogen. Weiters wurden Überlegungen über die 
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Zugänge, der Treppen und der Lifte unternommen. Auch hier wurden immer wieder 
Varianten gegenübergestellt. Der Arbeitskreis traf dann die Entscheidung, welche der 
möglichen Varianten umgesetzt werden soll, meist anhand einfacher 
Gegenüberstellung von Vor- und Nachteilen unter Einbezug von Kostenaspekten. 
Die neuen Stationen, welche es zum Gestalten galt sind: 
 
Schottentor-Schottenring 
Taborstraße 
Praterstern Bahnhof Wien Nord 
Messe 
Trabrennstraße 
Stadion 
Donaustadtbrücke 
Seestern 
Stadlau 
Hardegggasse  
Donauspital 
Aspernstraße 
Abb.20: Tabelle neue U2-Stationen 
Im Rahmen des Generellen Projektes wird in den konstruktiven Überlegungen nur die 
grundsätzliche Machbarkeit der Trasse geprüft, um eine Grundlage für die 
Kostenschätzung zu schaffen. Im Rahmen der weiteren Planungsschritte sind die 
Konstruktionen zu optimieren.208 
 
Außer den Strecken und Stationen gibt es noch eine Reihe anderer Aspekte für den 
Bau zu berücksichtigen. Wichtig ist es Einbauten wie Strom, Telekom, Fernwärme, 
Kanal, Wasser, Wiengas, Telekabel und die Abstimmung mit der ÖBB zu planen. 
Weiters müssen rechtliche Grundlagen betrachtet werden (z.B. Denkmalschutz). 
4.4.3 Teil 3 Begleit- und Folgemaßnahmen 
Das Generelle Projekt und somit der Teil 2, wird vollständig abgeschlossen den Wiener 
Linien übergeben. Der Teil 3 umfasst eine enorme Bandbreite an planerischen 
Aspekten und kann einige Jahre vor Inbetriebnahme nur sehr schwer auf endgültige 
Lösungen geprüft werden. Laut Erfahrungen der MA 18 können z.B. Festlegungen des 
Sekundärnetzes erst im letzten Jahr vor der endgültigen Eröffnung detailliert 
entstehen.209 
 
Die drei wichtigen Aspekte der Begleit- und Folgemaßnahmen werden hier nur kurz 
zusammengefasst, da er für das zentrale Thema der Arbeit wenig Relevanz hat. Bei 
weiterem Interesse verweist die Autorin auf die Planungsunterlagen der MA 18, welche 
für die Öffentlichkeit einsehbar sind. 
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Die stadtstrukturellen Veränderungen im Teil 3 der Generellen Planung behandelt 
vor allem Maßnahmen und Vorschläge zur Feinabstimmung der U-Bahn-Trasse mit 
den angrenzenden Arealen hinsichtlich der bestehenden oder künftig möglichen 
Nutzungen. Wichtiger Betrachtungsaspekt stellen weiters die funktionellen 
Erfordernisse an Wege- und Straßenführungen sowie die Berücksichtigung des 
künftigen Straßenbahn- und Busliniennetzes dar.210 Bezüglich des gesamten 
Verkehrssystems führt die Verlängerung der Linie U2 natürlich auch zu Anpassungen 
des Sekundärnetzes. Erfahrungsgemäß wird zwar die Ausbildung des künftigen Netzes 
des öffentlichen Verkehrs noch bis zur Inbetriebnahme diskutiert werden, trotzdem sind 
hiefür bereits im Teil 3 Vorschläge ausgearbeitet.211 Es wurde einerseits der 
Individualverkehr betrachtet, wobei das Augenmerk vor allem auf Bundes- und 
Hauptstraßen lag. Weiters in die Betrachtung flossen z.B. Park&Ride Anlagen. Einen 
zentralen Punkt stellen natürlich auch die Rad- und Fußwege dar. Ein besonders 
wichtiger Punkt ist die Oberflächengestaltung, welche bereits parallel zum Generellen 
U-Bahn-Projekt erfolgte. Seit Abschluss desselben mit der 
Wirtschaftlichkeitsbesprechung am 20.3.2000, wurden die Oberflächen vertieft 
diskutiert und endausgefertigt.212  
Es erfolgte weiters eine Kostenschätzung der Oberflächengestaltung, wobei sich 
diese in zwei Teile zerlegt. Einerseits in Oberflächenherstellung und in die 
wünschenswerten zusätzlichen Gestaltungsbereiche, welche nicht direkt über U-Bahn 
bedeckt werden.213 
Da die Umweltbetrachtung doch einen sehr wichtigen Aspekt des 3. Planungsteiles 
ausmacht, wird sie an dieser Stelle etwas ausführlicher erörtert. Der Bau einer U-Bahn, 
als Stärkung des ÖV ist ganz eindeutig eine Maßnahme für den Umweltschutz. Die 
Verbesserung der Infrastruktur hat vor allem für die in der neu erschlossenen Region 
ansässigen Bürger und Geschäftstreibende eine positive Wirkung. Aber nicht nur für 
den Menschen erfolgt eine Verbesserung durch Verlagerung des MIVs auf den ÖV, 
sondern es kann besonders auch die Umwelt profitieren. Natürlich ist der Bau einer U-
Bahn, ein erheblicher Eingriff in die Umwelt und es muss genau geprüft werden, ob die 
Umweltverträglichkeit auch gegeben ist. Diese wird in gesetzlicher Hinsicht im 
Genehmigungsverfahren nach dem Umweltverträglichkeitsprüfgesetz (UVP-G) eruiert. 
„Für die Verlängerung der U2 ist laut Anhang 1 des UVP-Gesetzes (Trassenlänge über 
10 km) eine Umweltverträglichkeitsprüfung für die Erteilung einer Konzession 
durchzuführen.“214 Aber diese Prüfung ist noch nicht für das Generelle Projekt 
gesetzlich verankert. Trotzdem müssen bereits im Vorfeld Überlegungen zur 
Umweltverträglichkeit angestellt werden, vor allem um spätere Probleme im 
Planungsprozess zu vermeiden.215 
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An dieser Stelle sollen nur kurz die wichtigsten Themengebiete, welche relevant für die 
UVP im Zuge der U2-Verlängerung waren, aufgelistet werden:216 
• Der Mensch und seine Arbeitsumgebung  
• Sach- und Kulturgüter 
• Landschaft, Ökosysteme, Biotope, Tiere und Pflanzen 
• Boden, Luft, Wasser und Klima 
 
Eigentlich sollte einer UVP bereits eine strategische UVP vorausgehen. Diese versucht 
im Vorfeld wichtige ökologische und anthropogene Verträglichkeitsaspekte zu 
betrachten. Früher war diese Art von Voruntersuchung nicht direkt gesetzlich 
vorgeschrieben und wurde deshalb nur sehr selten durchgeführt. Die strategische UVP 
wurde im Zusammenhang mit der U2 deshalb erst später gemacht, indem die 
SUPerNOW die Bezirke 21. und 22. unter die Lupe nahm, was aber erst 2003 
geschah. Die SUPerNOW kam im Zuge der weiteren Verlängerung der U2 bis zum 
Flugfeld Aspern zustande. Mittlerweile ist eine strategische UVP auch vor dem 
Generellen Projekt gesetzlich vorgeschrieben.217 Die strategische UVP, für den Norden 
und Osten Wiens wurde also vor allem im Zusammenhang mit der Erweiterung der U6 
Nord und der U2 weiter stadtauswärts Richtung Flugfeld Aspern durchgeführt. Für die 
Entscheidung der Verlängerung bis zur Erzherzog-Karl-Stadt mit der Endstelle 
Aspernstraße hatte diese strategische UVP keine Bedeutung.  
 
Vor allem im 3. Teil der Planungsarbeit, sieht das Magistrat der Stadtentwicklung und 
Stadtplanung enormes Verbesserungspotential. Die Ausführungen im Zuge der Folge- 
und Begleitmaßnahmen stellen großteils nur Vorschläge der MA 18 dar und 
unterliegen keiner Beschlussfassung. Sie sind somit nur Empfehlungen und mögliche 
stellen Handlungsalternativen für die Oberflächengestaltung dar. Da diese 
Planungsarbeit meist sehr weit entfernt von der reellen Umsetzung der 
Oberflächengestaltung geschieht, werden die hier gemachten Vorschläge nur sehr 
selten in die Realität umgesetzt. Seitens der Stadtentwicklung gibt es also Wünsche, 
diese getane Planungsarbeit des Teiles 3 auch wirklich in das Projekt zu übernehmen. 
 
Weiters ist das Bewahren der Flexibilität während des gesamten Planungsprozesses 
ein zentraler Punkt, welcher positiv hervorgehoben werden kann. Es kann sich auch 
die Ausgangssituation plötzlich verändern. Damit ist der dynamische Aspekt der 
Planung ein sehr wichtiges Charakteristikum. Man darf nie statisch planen und vor 
allem muss man immer langfristig denken. Die Zukunft kann niemand vorhersehen, 
aber die Planungsarbeiten müssen sich so gut wie möglich an Änderungen anpassen 
können.  
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5 Analyse des Bewertungsverfahrens für die 
Trassenfindung der U2 Verlängerung Stadlau/Aspern 
Die Variantenuntersuchung dient als Entscheidungsgrundlage für die Trassenfindung 
der U2-Verlängerung nach Stadlau/Aspern. Die angewandte Untersuchung stellt ein 
Bewertungsverfahren dar, welches Merkmale unterschiedlicher formalisierter 
Bewertungsverfahren enthält. Im folgenden Kapitel soll dieses Bewertungsverfahren 
methodisch erklärt werden, um die Ergebnisse im Nachhinein besser interpretieren zu 
können. 
5.1 Methodik des Bewertungsverfahren der 
Variantenuntersuchungen 
Im Zuge der Trassenfindung ergab sich eine Vielzahl möglicher 
Variantenkombinationen, welche beurteilt werden mussten. Vom Arbeitskreis der MA 
18 wurde dazu ein spezielles Bewertungsverfahren entwickelt, das nicht nur messbare 
(quantitative) Unterschiede deutlich macht, sondern auch nicht messbare (qualitative) 
Eigenschaften und Auswirkungen vergleichbar macht. Bereits bei der 
Variantenuntersuchung für den Lainzer Tunnel wurde ein ähnliches Verfahren 
angewandt. Das vorrangige Ziel eines Verfahrens ist es, eine nachvollziehbare 
Methodik anzuwenden, die es ermöglicht, unterschiedliche Betrachtungsweisen und 
Zielsetzungen und deren Auswirkungen auf die Variantenentscheidung transparent zu 
machen. Die Methodik und die Komponenten wurden im Arbeitskreis eingehend 
diskutiert, wobei sich diese Diskussionen vorrangig folgenden Themen widmen:218 
• Differenzwerte versus Absolutwerte: man einigte sich auf die 
Differenzwertbetrachtung, und zwar aus dem Grund, da Differenzen eine 
höhere Aussagekraft zu kommt als Absolutwerten. In den meisten Fällen hat es 
sich als schwierig erwiesen, einen angemessenen Bezugspunkt für absolute 
Werte festzulegen. Der Arbeitskreis ist sich allerdings bewusst, dass bei 
Differenzwerten gute bzw. schlechte Werte überproportional erscheinen 
können. 
• Gewichtung der Kriterien bzw. der Kriteriengruppen: die Ausgangsbewertung 
stellt jene Betrachtung dar, welche vom Großteil der Mitglieder des 
Arbeitskreises bestimmt wird. Zusätzlich dazu gibt es eine 
Alternativgewichtungsreihe, welche ihre Gewichtung auf die STEP-94 – 
Konformität legt und der Ausgangsbewertung gegenübergestellt wird. Hier 
handelt es sich um eine Art Sensitivitätsanalyse. 
• Ergebnisdarstellung: Wirkungs-(Nutzen)-Kostenrelation versus 
Gesamtwirkungsanalyse. Der Arbeitskreis einigt sich auf eine 
Gesamtwirkungsanalyse, mit Gewichtungsvariation zwischen Wirkungs- und 
Kostengleichwerten. 
Die Arbeitsschritte allgemein bei formalisierten Entscheidungsverfahren sehen zur 
Wiederholung folgendermaßen aus: (Vergleich 3.2.2) 
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• Zielsetzungen 
• Gewichtung 
• Wertsynthese und Entscheidungskriterien 
• Variantenreihung 
• Sensitivitätsanalyse 
 
Ganz zu Beginn eines formalisierten Bewertungsverfahrens steht die Zielformulierung. 
Diese ist bereits mit den Zielsetzungen des gesamten U2-Verlängerungskonzeptes 
geschehen. Das Zielsystem entspricht jenem des U2-Projektes, welches ausführlich in 
4.3.2 erörtert wurde. Das Bewertungsverfahren gliedert sich einerseits in eine Kosten- 
und andererseits in eine Wirkungsebene. Demnach handelt es sich um eine klassische 
Nutzen-Kosten-Untersuchung. Die Wirkungen setzen sich aus sieben 
Wirkungsgruppen zusammen. Denen gegenüber stehen zwei Kostengruppen. Die 
einzelnen Bewertungsgruppen erhalten in Summe je 100 Punkte und ergeben somit 
eine ideale Lösung. Die einzelnen Bewertungsgruppen sind auch zu einander 
gewichtet, was bedeutet, dass einzelne Gruppen höher bewertet werden als andere. In 
machen Fällen gibt es auch Unterkriterien, welche ebenfalls innerhalb der 
Bewertungsgruppe bzw. innerhalb der Einzelkriterien gewichtet sind. Die Auswahl und 
die Gewichtung der Bewertungsgruppen, der Einzelkriterien und der Unterkriterien wird 
wie bereits oben erwähnt nach ausgiebigen Diskussionen vom Arbeitskreis 
beschlossen und entspricht der Ausgangsbewertung. Die Punktverteilung erfolgt 
mittels Differenzbewertung. Die beste Variante bekommt demnach 100 Prozent und die 
schlechteste nur 0 Prozent, wobei dazwischen linear interpoliert wird. Summiert man 
die Bewertungsgruppen auf so ergibt sich die Gesamtsumme der Wirkungsbewertung. 
219
 
 
Die Ergebnisdarstellung erfolgt in Form von „Wirkungsgleichwerten“ und 
„Kostengleichwerten“, welche in Prozentwerte umgerechnet die ermittelten Punkte der 
Bewertungskriterien darstellen. Grafisch wird das Ganze einerseits mit der 
Ergebnistabelle bzw. einer Matrix aufbereitet und weiters mit Balkendiagrammen. Die 
Balkendiagramme jeweils eines für Wirkungsgleichwert und eines für 
Kostengleichwerte werden kombiniert in Form einer Gewichtungsvariation von 100 zu 0 
für Wirkungen bis 0 zu 100 für Kosten. 
 
Auf Wunsch der MA 18 wurde eine Art Sensitivitätsuntersuchung durchgeführt bei der 
Variantenauswahl, um die Bedeutung der Anbindung des Zentrums Stadlau an die U2 
besser einschätzen zu können. Es erfolgte demnach eine Analyse der Veränderung, 
wenn man das Kriterium der Übereinstimmung mit STEP-94 unterschiedlich gewichtet. 
Durch die Veränderung der Gewichtung des Kriteriums ergeben sich ganz andere 
Reihungen und Prioritäten.220  
Im Kapitel 3.1 werden Ansprüche, welche für KNU erfüllt werden sollen erörtert. 
Demnach sollen Eigenschaften wie objektiv, nachvollziehbar, manipulationssicher, 
zuverlässig, wissenschaftlich abgesichert und bürgernah erfüllt sein. Dieser Palette an 
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Anforderungen theoretischer Natur kann natürlich nur sehr schwer entsprochen 
werden. Allerdings sind gerade die Objektivität und die Nachvollziehbarkeit ganz 
zentrale Punkte warum man eine KNU durchführt. Die diskutierten 
Variantenuntersuchungen für die U2-Verlängerung sind eher als objektiv zu bewerten, 
da der Arbeitskreis und die MA 18 als objektive Planer betrachtet werden können. 
Selbstverständlich kommen subjektive Aspekte immer ins Spiel, besonders bei Arten 
wie einer NWA oder einer KWA. Dass man sich dieser Subjektivität bewusst ist, ist ein 
zentraler Punkt für die Ergebnisinterpretation. Die Nachvollziehbarkeit ist großteils 
recht gut zu bewerten, da alle wichtigen Planungsunterlagen in Form von 
Arbeitsdokumentationen frei zugänglich sind. Jedoch wurden viele Aspekte im 
Arbeitskreis beschlossen, wo die Entscheidungsfindung schwer nachvollzogen werden 
kann.  
 
Im Prinzip ist das Hauptunterscheidungskriterium der unterschiedlichen Verfahren die 
Wertsynthese, welche bei jeder Methode anders verläuft. Im Falle der 
Variantenuntersuchungen und des angewandten Bewertungsverfahrens handelt es 
sich am ehesten um eine KWA. Aber ganz allgemein kann man von Merkmalen einer 
NWA und einer KWA sprechen. NWA (3.2.4) sind vor allem im Verkehrssektor gerne 
angewandt. Ein großer Vorteil erscheint zu sein, dass auch subjektive Präferenzen in 
die Bewertung eingehen können. Das Entscheidungskriterium stellt der Nutzwert dar, 
welcher durch die Summe der einzelnen Teilwirksamkeiten gebildet wird. Skalierung ist 
hier von entscheidender Bedeutung. Meist werden einfache Punkteskalen verwendet, 
wie auch im Beispiel der U2, mit den Zielerreichungsgraden von 0 Prozent bis 100 
Prozent. Die Teilnutzmatrix erhält man durch Multiplikation der Zielerträge mit dem 
Gewichtungsfaktor. Bei der Nutzwertanalyse werden die Gesamtwirksamkeiten als 
Entscheidungskriterien herangezogen. Sie ist insgesamt sehr ähnlich wie die KWA 
aufgebaut, wobei es sich um eine Weiterentwicklung der KWA handelt. Die KWA 
(3.2.5): stellt ihre Bewertung anhand von Teilwirksamkeiten dar, wobei sich eine 
Wirksamkeits- oder Zielerreichungsmatrix ergibt. Die Gesamtwirksamkeiten bleiben der 
politischen Entscheidung überlassen. Bei der U2-Verlängerung und deren 
Bewertungsverfahren handelt es sich eigentlich um eine Kosten-Wirksamkeits-Analyse. 
Am Ende werden zwar die Gesamtwirksamkeiten betrachtet, jedoch ist es dem 
Betrachter auch möglich die Teilwirksamkeiten zu eruieren. Ganz spezifisch wird hier 
am Beispiel U2-Verlängerung das Quotienten-Verfahren der KWA angewandt. Dabei 
werden die Wirkungskriterien zu einem Kennwert vereint, was wiederum ähnlich einer 
NWA ist. Gemeinsam mit den Kosten entsteht der so genannte Kosten-Wirksamkeits-
Wert. Der wichtige Unterschied zur NWA besteht hier besonders darin, dass in der 
KWA auch die Kosten in die Untersuchung einbezogen werden. Für dieses Verfahren 
wird oft auch der Begriff Nutzwert-Kosten-Analyse gebraucht. Kosten wie 
Wirksamkeiten können bei dieser Methode nämlich auch getrennt betrachtete werden. 
Dieser Vorteil ist besonders für die Entscheidungsfindung relevant. 
 
Zur Zeit ist es gesetzlich nicht verankert, dass eine NKU im Zuge der U-Bahn-
Verlängerung bzw. des Baus durchzuführen ist. In anderen Bereichen wie der 
Bundesstraßenplanung ist das sehr wohl festgelegt. Auch in Deutschland gibt es ein 
standardisiertes Bewertungsverfahren für Projekte des Öffentlichen Verkehrs, damit 
78 
soll gewährleistet werden, dass nur solche Projekte eine Chance erhalten, die auch 
einen volkswirtschaftlichen Nutzen nachweisen können. In Österreich ist das nicht der 
Fall, trotzdem benötigt man zur objektiven Betrachtung ein formalisiertes Verfahren, 
um als Entscheidungsgrundlage zu dienen.221 
5.2 Vergleichskriterien Wirkungen und Kosten 
Das Bewertungsverfahren setzt sich aus einem Wirkungs- und einem Kostenteil 
zusammen. Nutzen- und Kostenkomponenten werden zu einem Gesamtnutzen- bzw. 
kosten aufsummiert und gegenübergestellt.  
 
Prinzipiell unterscheidet man also die zwei Bewertungsgruppen Wirkungen und 
Kosten. Die Bewertungsgruppe der Wirkungen teilt sich wiederum in 7 
Bewertungsgruppen auf:222 
• U-Bahn-Betrieb und –Technik: Hier finden sich in den Kriterienbereichen 
Anlageverhältnisse und Betrieb Einzelkriterien wie z.B. Streckenlänge, mittlere 
Krümmung, verlorene Höhe usw. einerseits, sowie u.a. Anbindung des 
Betriebsbahnhofes Erdberg, Lage der Abstellanlagen, Netzverknüpfung und 
Stationsausbildung andererseits. 
• Bautechnik: Hier gehen die verschiedenen Bauweisen und Notwendigkeiten 
zum Umbau von bestehenden Strecken ein. 
• Erschließung: Daten für die Anzahl der direkt erschlossenen Personen bei 
jeder Variante, getrennt nach Einwohnern und Arbeitsplätzen, die im 500m-
Einzugsbereich der Stationen liegen. Aufgesplittet wurde außerdem in Bestand, 
kurz- und mittelfristiges Potential sowie langfristiges Potential. 
• Nutzungen und Entwicklungspotentiale: Einzeln aufgelistet und von 
mehreren Experten unabhängig voneinander bewertet wurden hier 
Einzelkriterien in den Bereichen Auswirkungen auf bestehende Nutzungen (z.B. 
Erschließung des Stadions, Erholungsraum Alte Donau), Erschließung 
zukünftiger Entwicklungsbereiche (z.B. Messegelände, Waagner Büro Gelände) 
und Entwicklungsbeschränkungen durch die U-Bahn-Widmung (z.B. 
Messegelände, Sportanlage OMV Stadlau). 
• Stadtverträglichkeit und Umwelt: Ebenso einzeln aufgelistet und von 
mehreren Experten unabhängig voneinander bewertet wurden hier 
Einzelkriterien in den Bereichen funktionelle Beeinträchtigung durch die U-Bahn 
(z.B. Beeinträchtigung Wohnbevölkerung in Ausstellungsstraße, 
Barrierewirkung Rampe Donaustadtstraße), visuelle Störungen (z.B. extreme 
Hochlage Mühlwasser), Bereiche mit Abbruch und Umsiedlung (z.B.: 
Betriebsgebäude in Donaustadtstraße) sowie Beeinträchtigungen während der 
Bauzeit (z.B. Rennweg gesperrt, Grundwasserabsenkung in Donauraum). 
• Verkehrswirksamkeit: basierend auf einer 
Verkehrswirksamkeitsuntersuchung. Nutzungsumlegungen des ÖIR, betreffend 
der 4 Bewertungsgruppen: 
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o Nettoreisezeitvorteile 
o Gesamtreisezeit 
o Modal-Split-Wirkung 
o Fahrgastaufkommen der U-Bahn 
• Übereinstimmung mit STEP 94: Übereinstimmung der Varianten mit dem 
Stadtentwicklungsplan. Zielsetzungen des STEP 94 sollen so gut als möglich 
erfüllt werden. (Erschließung geplanter lokaler Zentren, Konflikte in Grün- und 
Erholungsgebieten) 
 
Der Kostenbereich wurde nur in zwei Bewertungsgruppen gegliedert:223 
• Investitionskosten: Errichtung der Trasse, Wagenmaterial beschaffen, 
Umbauten von bestehenden Strecken 
• Betriebskosten: jährlich pro Variante von der WVB inkl. Einsparungen 
aufgrund des Sekundärnetzes ermittelt 
 
Die Ermittlung der Kosten erfolgte auf Basis der Arbeit: „Generelle U-Bahn-Planung; 
Kosten U-Bahn-Bau; Grundlagen für Kostenschätzung“, erstellt von ISP in 
Zusammenarbeit mit Eggenfellner & Partner, Mittnik und A. Pauser ZT-Ges.m.b.H. im 
Auftrag der MA 18 im Dezember 1995. Der Wagenbau und deren Kosten wurden 
großteils durch die WVB kalkuliert und bekannt gegeben. Interessant sind vor allem die 
Einsparungen im Sekundärnetz, welche auch von der WVB geschätzt wurden.224 
Die Gewichtung der Kostenbewertung erfolgte derart, dass ihr Verhältnis einer 
Betriebsdauer von ca. 30 Jahren entspricht. 225 
 
Aufgrund der Ergänzungsuntersuchung, also der vertieften Variantenuntersuchung 
(4.4.1.2) wurden auch die Kosten neu berechnet. Wieder wurde auf die 
Kostenschätzung des ISP aufbauend kalkuliert. Um eine bessere Vergleichsbasis zu 
schaffen, wurde das Preisniveau von 1995 beibehalten. Die unterschiedlichen 
Varianten haben unterschiedlichen Einfluss auf die U1 und deren Belastungen, folglich 
gibt es zusätzliche Kosten für Wagenbedarf U1. Diese Kalkulationen werden als 
Einsparungen bzw. Mehrkosten im Netz miteinbezogen. 
 
Das Ergebnisblatt sieht folgendermaßen aus: „Die ermittelten Punkte wurden in 
Prozentwerte umgerechnet („Wirkungsgleichwerte“ und „Kostengleichwerte“) und in 2 
Balkendiagrammen dargestellt. Zwischen diesen beiden Balkendiagrammen erfolgt 
eine Zusammenführung der Wirkungs- und Kostenbewertung in Form einer 
Gewichtungsvariation von 100 zu 0 für Wirkungen und von 0 bis 100 für Kosten.226 
 
Für die zweite Bearbeitungsstufe, also für den Bereich nach der Donauquerung, wurde 
für das 7. Kriterium der „Übereinstimmung mit STEP-94“ eine Sensitivitätsanalyse 
durchgeführt. Nach Wunsch der MA 18 wurde die Auswirkung untersucht, wenn sich 
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die Gewichtung der STEP-Konformität verändert. Die Sensitivitätsanalyse wurde 
anhand drei neuer Gewichtungsreihen mit 15, 25, und 35 Prozent durchgeführt, dabei 
wird natürlich bei den anderen Kriterien die Gewichtung linear zurückgenommen. Bei 
der Verstärkung der Gewichtung wird auf alle Fälle die Forderung einer direkten U-
Bahn-Anbindung des Zentrums Stadlau im Bereich Genochplatz hoch beurteilt. Aus 
dieser Sicht würde, die sonst eher weniger attraktive Linie stadlauseitig die Variante 2 
favorisieren. Es wurde im Zuge der Sensitivitätsanalyse die Gewichtungsvariation der 
Wirkungs- und Kostengleichwerte und weiters auch des Wirkungs-/Kosten-Quotienten 
beurteilt. Um die Variantenkombination mit Variante 2 über das Zentrum Stadlau vor 
jene Variante 1 über das Donauspital zu bringen, ist je nach stadtseitige Variante, 
mindestens eine Gewichtung von 20 bis 35 Prozent der Kriteriengruppe 7 nötig. Also 
wirkt sich hier die Konformität mit STEP-94 doch erheblich auf die Bewertung aus.227 
5.3 Ergebnisse der Variantenuntersuchung 
„Am 25.02.1998 fand im Büro der GGr. Wirtschaft, Finanzen und Wiener Stadtwerke 
eine Besprechung in Anwesenheit von Fr. Stadträtin Mag. Brigitte Ederer und Hr. 
Vzbm. Dr. Bernhard Görg statt. In dieser Besprechung wurden die Ergebnisse der 
vorliegenden Variantenuntersuchung eingehend diskutiert. Auf Basis dieser 
Diskussion wurde politisch entschieden, die Variante Taborstraße weiter zu 
verfolgen. Wegen dieser Variantenentscheidung auf politischer Ebene kann das 
Projekt der nächsten Projektstufe, dem ‚Generellen Projekt’ zugeführt werden.“228 
Aufgrund dieser politischen Entscheidung, kann gesagt werden, dass das Ergebnis des 
Bewertungsverfahrens leider nicht jenem der endgültigen Entscheidung entspricht. 
 
Da es die Variantenuntersuchung 1996 und im Folgenden die vertiefte 
Variantenuntersuchung 1998 gab, werden hier beide Verfahren und deren Ergebnisse 
untersucht. Das Verfahren betrachtet nur die direkt mit dem Projekt verbundenen 
Kriterien. Längerfristige und stadtpolitische Aspekte sind im Prinzip gesondert zu 
bewerten.229 
5.3.1 Die Variantenuntersuchung 1996 
Ziel der Untersuchung war es vor allem, die Trassenführung einer künftigen U-Bahn-
Linie zur Erschließung des östlichen 22. Bezirkes in Abhängigkeit von Kosten-
/Wirkungsverhältnis so weit abzuklären, dass  
• einerseits die weitere Siedlungsentwicklung darauf ausgerichtet werden kann 
und 
• andererseits die für die Trasse notwendigen Freihaltungen bestimmt werden 
können. 
 
Die Variantenuntersuchung 1996 basierte bereits auf einer Grobselektion von 1995. 
Folgende Varianten blieben in der engeren Wahl und wurden dem 
Bewertungsverfahren unterzogen: 
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Abb.21: Variantenübersicht Variantenuntersuchung 1996 230 
 
Abb.22: Variantenuntersuchung 1996 - Ergebnistabelle 1. Betriebsstufe231  
Betrachtet man die Ergebnistabelle, Abb.22:, der ersten Variantenuntersuchung, so 
schneidet die Variante U2A/1 mit Abstand am besten im Bezug auf die 
Wirkungsgleichwerte ab. Da Varianten U2A/2, U2B/2 und U2C/2 und auch die U3 
Varianten auch in den Kostengleichwerten hinter der Variante U2A/1 sind, können 
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diese nicht aufholen. Auf der Kostenseite liegen allerdings die Varianten U3/1, U3/2, 
U2C/1 und U2C als Zwischenbetriebsstufe vor der Variante U2A/1. Damit ist je nach 
Gewichtung des Kostenanteils die Reihung der Varianten verschieden. Bei 
Betrachtung der Hauptvarianten liegt die Variante U2A/1 bis zu einer Gewichtung der 
Kostengleichwerte von 35 Prozent vor den anderen kostengünstigeren Alternativen. 
Interessant ist zu beobachten, dass alle Variantenkombinationen mit der Variante 2 
hinter jener der Variante 1 liegen. Die letzte Tabelle zeigt die Wirkungs-/Kosten-
Quotienten. Hier wird deutlich sichtbar, dass die U3/1 Variante sehr geringe 
Investitions- und Betriebskosten verursacht und somit deutlich vor der Variante U2A/! 
liegt. 232 
 
 
Abb.23: Wirkungs- und Kostengleichwerte Variantenuntersuchung 1996233 
Der Arbeitskreis kommt zur eindeutigen Empfehlung die Variante U2A/1 als 
Hauptvariante weiterzuverfolgen. Die Entscheidung wurde seitens der 
Planungsverantwortlichen vor allem deshalb begründet, da positive Impulse einerseits 
für die Entwicklungsgebiete Stadlau/Aspern und anderseits aber auch für die 
stadtseitigen Teile relativ hohe Nutzeffekte generiert werden. Andererseits waren für 
die WVB die betrieblichen Nachteile dieser Variante so groß, dass sie eher der 
Variante U2C/1 die Empfehlung gaben. Begründet wird die negative Bewertung von 
U2A/1 vor allem wegen der nicht optimalen Nutzung des Betriebsbahnhofes Erdberg 
und der höheren Betriebskosten seitens des WVB. Soll die Erschließung des Raumes 
Stadlau/Aspern sehr schnell erfolgen so kommen die Varianten U3 und die 
Zwischenbetriebsstufe U2C in Frage. Im Raum Stadlau/Aspern beruft man sich auf die 
Bedeutung des Zentrums „Stadlau“. Die U2A/1 Variante werden in diesem 
Zusammenhang nur dann in Frage gestellt, wenn der Erschließung des Zentrums 
„Stadlau“ ein hoher Stellenwert beigemessen wird. 234 
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Für Stadlau sprechen mehrere Faktoren: eine gute Verkehrsanbindung (A23, 
Erzherzog Karl-Straße, S80, Straßenbahnlinie 25), die bestehende Zentralität (die 
Stadlauer Straße ist die einzig nennenswerte Geschäftsstraße in diesem Stadtteil und 
weist eine gewachsenen Geschäftsbesatz auf) und die Flächenreserven. Im 
Zentrumsbereich lassen sich langfristig über 230.000 m² Bruttogeschoßfläche 
realisieren. Ganz allgemein hat Stadlau also eine hohe Standortgunst, genügend 
Entwicklungspotential, Anknüpfpunkte, Erinnerungen und Identität. Ob die Chancen 
genutzt werden hängt in erster Linie vom politischen Willen ab.235 Die 2. Betriebsstufe 
ist relativ schwierig genauer zu beurteilen, da sie sehr stark von städtebaulichen 
Entwicklungen in der betroffenen Region abhängt.236 
 
Die endgültigen Empfehlungen laut Planungsunterlagen der MA 18 sind somit 
folgende: 
• U2A stadtseitig freihalten 
• U2C im Bereich Knoten Handelskai freihalten 
• Varianten 1 und 2 nach der Donauquerung beide freihalten, bis 
Entwicklungspotentiale eruiert sind. 
 
Für die zweite Betriebsstufe kann gesagt werden, dass diese keine wesentlichen 
Auswirkungen auf die 1. Betriebsstufe hat und somit erst später im Rahmen einer 
Überarbeitung festgelegt werden soll. Ende 1996 werden die Varianten A und C-H als 
potenzielle Alternativen angesehen.237 
 
Am Ende der Variantenuntersuchung 1996 werden die Freihaltungen in Abb.24: 
dargestellt, als Empfehlung für die erste Betriebsstufe festgehalten. Im Zuge der 
Prioritätenreihung 1997 wurde letztendlich die Variante U2A/1 für die weitere Planung 
zugrunde gelegte Trasse gewählt. Durch diese Entscheidung kommt es schließlich zur 
Notwendigkeit diese Trasse an das Bestandsnetz anzubinden. Um diesen 
Planungsschritt vertieft zu betrachten wurde eine zweite Variantenuntersuchung 
beauftragt, die vertiefte Variantenuntersuchung 1998.238 
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Abb.24: Erforderliche Freihaltungen nach Variantenuntersuchung 1996239 
5.3.2 Vertiefte Variantenuntersuchung 1998 
Mit dieser vertieften Variantenuntersuchung wurde noch einmal die Anbindung an das 
Grundnetz näher betrachtet. Die Ergebnistabelle der Variantenuntersuchung 1998 
wurde in Form einer Bewertungsmatrix dargestellt.  
 
In den Wirkungsgleichwerten liegt die Variante Stubentor an der Spitze. Knapp 
dahinter liegt die Variante Landstraße mit 88 Prozent. Deutlich dahinter liegen die 
Varianten Radetzkystraße mit 76 Prozent und Taborstraße mit nur 68 Prozent. 
Schwedenplatz liegt relativ weit abgeschlagen mit 48 Prozent. Bei den 
Kostengleichwerten liegt die Variante Schwedenplatz trotz der höheren 
Investitionskosten wegen ihrer relativ günstigen Betriebskosten an der Spitze. Es folgt 
die Variante Stubentor mit 80 Prozent und Taborstraße mit 76 Prozent, trotz deutlich 
höherer Investitionskosten aufgrund der günstigen Betriebskosten. Die Varianten 
Radetzkystraße mit 64 Prozent und Landstraße mit 57 Prozent liegen deutlich zurück. 
Diese Ergebnisse können in der Ergebnismatrix der Abb.25: nachvollzogen werden. 
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Abb.25: Bewertungsmatrix - Vertiefte Variantenuntersuchung240 
Unterstellt man für alle Varianten eine Tieflage in der Ausstellungsstraße so sind die 
Varianten Taborstraße und Schwedenplatz gleichwertig an der Spitze. Es folgt die 
Variante Stubentor 70 Prozent mit etwas größerem Abstand. In der Kosten-Nutzen-
Betrachtung liegt die Variante Stubentor stabil in Führung. Sie wird von der Variante 
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Schwedenplatz erst dann überholt, wenn man den Kosten gegenüber den Wirkungen 
70 Prozent der möglichen 100 Prozent zuerkennt. Für alle Varianten Tieflage in der 
Ausstellungsstraße bleibt auch die Variante Stubentor an der Spitze. Es wurde auch 
eine Sensitivitätsanalyse durchgeführt. Zum Beispiel durch Änderung der 
Wirkungsgleichgewichte anhand des Kriteriums Erschließungspotential. Hier ergibt 
sich, dass eine um mehr als 50 Prozent Erhöhung auf über 30 Punkte nötig wäre, dass 
die Variante Taborstraße aufholt.241 
 
Abb.26: Wirkungs- und Kostengleichwerte vertiefte Variantenuntersuchung242 
Die Gegenüberstellung der Varianten und die Analyse des Bewertungsverfahrens 
zeigen, dass die Variante Stubentor nach den meisten Betrachtungsweisen überlegen 
ist. Es wir daher die Empfehlung für die Variante Stubentor abgegeben. Begründet wir 
diese Empfehlung folgendermaßen: Sie ist einerseits die kostengünstigste Variante 
und andererseits auch jene mit den insgesamt günstigsten Wirkungen. Vor allem ist die 
Verkehrswirksamkeit sehr gut, da die Linie U2 schon im 22. Bezirk, aber auch rechts 
der Donau die meisten Fahrgäste anzieht und somit die U1 in ihren kritischen Bereich 
entlasten kann. Nachteile der Variante sind die schlechte bis keine Erschließung 
zwischen Karlsplatz und Praterstern und die schlechte Anbindung der U2 in Richtung 
Heiligenstadt, jedoch sind diese negativen Aspekte als eher gering einzuschätzen.243 
 
Betrachtet man die Variante Taborstraße, dann ist diese nur dann zu empfehlen, wenn 
der politische Wille des 2. Bezirkes gewichtiger ist. Dabei soll erwähnt werden, dass 
die Station Taborstraße bereits sehr gut durch andere U-Bahn-Stationen erschlossen 
ist, wie z.B. U2 U4 Schottenring, Schwedenplatz U1 Nestroyplatz U1, S-Bahn. Weiters 
wird nur ein sehr geringes Potential an Einwohnern und Arbeitsplätzen erschlossen. 
Nur 11.800 neue Einwohner und Arbeitsplätze werden erschlossen. Ein Vorteil der 
Variante Taborstraße wäre aber auf alle Fälle ihre kurze Betriebslänge. Hier generieren 
sich natürlich erhebliche Betriebskosteneinsparungen. Der Vorteil relativiert sich jedoch 
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wenn man die Betriebskosten der U1 mit in die Betrachtung nimmt. Insgesamt ist diese 
Variante jedoch auch relativ schlecht bezüglich ihrer Verkehrswirksamkeit, deutlich 
höhere Investitionskosten, die baubedingten Betriebsstörungen der U2 und der U4 
sowie Sperrung der Maria Theresia Straße.244 
 
Neben den oben erwähnten Nachteilen, ist die Variante Taborstraße außerdem die 
einzige, welche jedenfalls eine Tieflage in der Ausstellungsstraße benötigt. Hingegen 
alle anderen können beide, Hoch- oder Tieflage als Optionen offen lassen. Die übrigen 
Varianten, die Radetzkystraße, die Landstraße und der Schwedenplatz sollen nicht 
weiter verfolgt werden.245 
 
Trotz der Empfehlungen des Arbeitskreises aufgrund der Ergebnisse des 
Bewertungsverfahrens, wurde die Variante Taborstraße von den politischen Gremien 
bevorzugt. Dahinter steckt eine gezielte Aufwertung des 2. Wiener Gemeindebezirks. 
Die MA18 besteht ausdrücklich darauf, diese Variante nicht als die optimale zu 
empfehlende Trassenführung zu bewerten. Trotzdem sei die Trassenführung durch die 
Leopoldstadt sicherlich ein wichtiger stadtentwicklungsorientierter Aspekt für die 
Region mit den neuen Stationen. Ob die Erschließung jedoch nur positive Impulse mit 
sich bringt wurde bereits in der Arbeit betont. 
5.4 Die Rolle von NKU im Planungsprozess 
Bewertungsverfahren stehen an zentraler Stelle im Planungsprozess. Nach der 
Definition von Zielen und der Problemanalyse dienen sie im Rahmen der 
Maßnahmenuntersuchung zur Vorbereitung der Abwägung zwischen Planfällen, 
Maßnahmen oder Varianten. Das Ergebnis soll jedoch nur eine Empfehlung darstellen 
und keinesfalls als endgültige Entscheidung angesehen werden. Entscheidungshilfen 
sind besonders bei großen Projekten, wie Infrastrukturprojekten sinnvolle 
Analysemethoden. Jedoch soll das Handwerk auch richtig gelernt sein. Die komplexen 
Schemata von Bewertungsverfahren bergen eine Unzahl von Fehlerquellen und Risken 
für die Analyse selbst und auch für die Ergebnisinterpretation.  
 
Besonders beim Erstellen des Zielsystems können bereits eine Reihe Fehler 
geschehen. Einerseits können Strategien und Ziele verwechselt werden und 
andererseits die Ziele nicht eindeutig festgelegt werden. Oft werden ganz allgemeine 
Ziele als Basis herangezogen, welche nicht für das Erstellen eines Zielsystems des 
Bewertungsverfahrens geeignet sind. Bei der Gewichtung der Bewertungskriterien 
kommt meist, sofern es sich um eine NWA oder eine KWA handelt der Aspekt der 
Subjektivität hinzu. Hier können die Planer ganz gezielt und bewusst die Ergebnisse 
beeinflussen. Genau an diesem Punkt steht auch die Gefahr der Manipulation der 
Ergebnisinterpretation. Problematisch ist auf alle Fälle die Tatsache, dass eine 
Akteursgruppe entscheidet, die mit dem Bewertungsverfahren selbst nichts zu tun hat. 
Aus diesem Grund erscheint es sehr wichtig, dass die Abstimmung zwischen 
politischen Wünschen und den Vorstellungen der Planer und Investoren 
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übereinstimmen. Außerdem sollte den politischen Entscheidungsträgern die Wichtigkeit 
wissenschaftlich fundierter Entscheidungshilfen vor Augen geführt werden. Natürlich 
muss das Bewertungsverfahren transparent, nachvollziehbar und objektiv gestaltet 
sein. Vor allem die Aufbereitung der Ergebnisse als Grundlage für die politischen 
Entscheidungsfindung erscheint hier ein zentraler Punkt zu sein.  
 
Der Bau und Betrieb einer U-Bahn ist im Schnitt zirka 10-mal so teuer als wie eine 
vergleichbare Straßenbahnlinie.246 Das Problem der relativ geringen Verkehrsmengen 
am Stadtrand kann sogar dazu führen, dass selbst Straßenbahnen nicht gerechtfertigt 
scheinen. Wie konnte nun eine NKU den Bedarf der U2-Verlängerung in den Raum 
Stadlau/Aspern legitimieren? Im Prinzip war die Erweiterung des U-Bahn-Netzes 
bereits mit dem Beschluss 1994 festgelegt. Es war also nicht die Frage den Ausbau 
der U2 zu rechtfertigen, sondern es ging rein um die Frage wie die U2 in den 
Nordosten Wiens verlaufen soll. Anhand einer Reihe von Variantenuntersuchungen 
konnten allerdings jene Varianten herausgefiltert werden, welche gewisse 
Nutzenvorteile unter möglichst geringen Kosten generieren. Alleine für die 
Prioritätenreihung war die Durchführung der Variantenuntersuchung als NKU von 
grundlegender Bedeutung. Dieses Verfahren sollte vorrangig jene Varianten gut 
bewerten, welche die vordefinierten stadtplanerischen und verkehrspolitischen Ziele 
erfüllt. Die durchgeführten NKU haben nicht wirklich zur Legitimation des geplanten 
Projektes beigetragen, sondern eher jene Variante als gut bewertet, welche für die 
Zielerfüllung notwendig waren. Die Ergebnisse einer NKU sollen jedoch stets kritische 
beobachtet werden und auf keinen Fall als einzige richtige Entscheidung angesehen 
werden. 
Dienen Entscheidungshilfen/verfahren wirklich der Auswahl von Alternativen, der 
Legitimierung von Vorentscheidungen, der Kommunikation von Wirkungsmustern oder 
sind sie doch nur nutzlose Artefakte? Im Endeffekt wird zu Beginn politisch 
beschlossen etwas zu tun und nach langer Planungsarbeit, wird politisch beschlossen 
was getan wird. Natürlich fließen die Variantenuntersuchungen in die 
Entschlussfassung der politischen Gremien bis zu einen gewissen Grad mit ein, aber 
letztendlich leider nur marginal. Trotzdem ist es wichtig Kosten-Nutzen-Überlegungen 
zu machen um eine gewisse Basis zu schaffen.  
 
Die Frage ist sicherlich nicht ob formalisierte Entscheidungshilfen angewandt werden 
sollen, sondern eher wie sie richtig angewandt werden können. Bereits bei der 
Zielfestlegung können erhebliche Probleme entstehen, welche sich durch den 
gesamten Planungsprozess durchziehen. 
 
Ein nicht zu vergessender Vorteil der Entscheidungshilfen liegt aber auf alle Fälle 
darin, dass die Planer zielorientierter Denken und Handeln als früher. Es zählen nicht 
nur die rein verkehrswissenschaftlichen Aspekte sondern auch Raum und Umwelt 
werden miteinbezogen.247 
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6 Conclusio 
Das bisher vom öffentlichen Verkehr angeblich unterversorgte Gebiet rund um Stadlau 
und Aspern soll mit einer Verlängerung der Linie U2 hochrangig an das Stadtzentrum 
Wiens angebunden werden. Das war die Ausgangssituation bereits 1994. Nach einer 
langen Zeit der Planungsarbeiten konnte letztendlich 1998 der Streckenverlauf fixiert 
werden. Da es eine Vielzahl unterschiedlicher Nutznießer und Akteure im 
Zusammenhang mit der U2-Verlängerung gab, hat sich die Trassenfindung letztendlich 
gar nicht so einfach gestaltet. Die Entscheidungsvorbereitung stützte sich auf eine 
ganze Reihe von Analysen und Erhebungen. Ein Infrastrukturprojekt wie es der 
Ausbau einer U-Bahn ist, stellt einen sehr komplexen Planungsprozess dar. Der 
Stadtverkehrsplanungsprozess als solcher kann in drei Hauptschritte eingeteilt werden. 
Erstens die Problemanalyse, zweitens die Maßnahmenuntersuchung und drittens 
Abwägung und Entscheidung. Um die Transparenz zu bewahren und die 
Entscheidungsfindung zu erleichtern bedient man sich einer Reihe von 
Entscheidungshilfen im Laufe des Planungsprozesses. Formalisierte 
Bewertungsverfahren wie etwa die Nutzwertanalyse oder die Kosten-
Wirksamkeitsanalyse bieten hier eine gute wissenschaftliche Basis um komplexe 
Entscheidungen aufzubereiten. Die Verlängerung der U2 nach Stadlau/Aspern erfolgte 
unter der Federführung der MA 18. Das Magistrat der Stadtplanung und 
Stadtentwicklung baut die Generelle U-Bahn-Planung auf drei zentralen Schritten auf. 
Von diesen drei Teilen des Generellen U-Bahn-Planungsprozesses kann die 
Variantenuntersuchung als die grundlegende Planungsphase bezeichnet werden, in 
der die Trassenfindung stattfindet. Die Variantenuntersuchung basiert auf einem selbst 
entwickelten Bewertungsverfahren, welches einer Art Kosten-Wirksamkeits-Analyse 
entspricht und sich somit einer traditionellen Nutzen-Kosten-Untersuchung bedient. 
Dieses Bewertungsverfahren zeigt, dass in der Realität, auch wenn keine gesetzliche 
Grundlage vorhanden ist, formalisierte Entscheidungshilfen herangezogen werden. 
Ohne dem Abwägen von Kosten und Nutzen können Entscheidungen über solche 
Infrastrukturprojekte wie die U2-Verlängerung nicht getroffen werden. Bereits 
Recktenwald beschreibt 1971, dass ein entscheidender Vorteil von NKU das „Denken 
in Alternativen anregt“248 vor allem für die politischen Gremien. Zentrales Ziel ist die 
Entscheidungsaufbereitung für eine rationale Entscheidung, welche auch 
nachvollziehbar und logisch ist. 
 
Die Empfehlung des Arbeitskreises 1998 war die Linienführung über das Stubentor. 
Diese Variante schnitt nach dem Bewertungsverfahren als einerseits sehr 
kostengünstig und erzielte andererseits auch auf der Nutzenseite gute Ergebnisse. 
Besonders was die Verkehrswirksamkeit betrifft, war die Variante Stubentor den 
anderen Varianten überlegen. Vor allem weil diese Streckenführung zu einer recht 
guten Entlastung der U1 führt und auch im restlichen Verlauf viele Fahrgäste anzieht. 
Andererseits hat die Variante Stubentor das große Manko keine Erschließungsfunktion 
zwischen Karlsplatz und Prater zu generieren. Auch wenn diese Streckenführung von 
den Experten empfohlen wurde, untermauert durch die Ergebnisse des 
Bewertungsverfahrens, waren stadtentwicklungspolitische Ziele und Ambitionen der 
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Stadtpolitiker den 2. Bezirk aufzuwerten insgesamt gewichtiger. Die Region um die 
Taborstraße führt nun nicht zu einer enormen Erschließung neuer Arbeitsplätze oder 
Einwohnern, aber führt trotzdem zu einer guten Aufwertung dieses Stadtteils. Vor allem 
für Grundstücksbesitzer und Immobilienbesitzer erscheint diese Entscheidung Gold 
wert zu sein. Außerdem ist in den Köpfen der Wiener die U-Bahn mittlerweile ein sehr 
zentraler Teil der Stadt und wird sicherlich von den meisten Anrainern als Bereicherung 
empfunden. Ein großer Vorteil dieser Linienführung besteht in den relativ geringen 
Betriebskosten aufgrund der kurzen Betriebslänge. Aber dafür sind die 
Investitionskosten sehr hoch und die Verkehrswirksamkeit ist ebenfalls nicht mit jener 
der Variante Stubentor zu vergleichen. Insgesamt kann die politische Entscheidung für 
die U2-Verlängerung über den Schottenring und die Taborstraße zum Praterstern nicht 
als generell schlecht bezeichnet werden. Aus stadtentwicklungsorientierter Sicht wurde 
sicherlich ein guter Kompromiss gefunden, jedoch ist es trotzdem erstaunlich, dass die 
Variante über den Schottenring, bereits 1995 als ursprüngliche Variante U5, 
zurückgestellt wurde. Die U5 wäre zwar etwas anders verlaufen, aber die Idee war vom 
Schottenring aus die Verlängerung durchzuführen. Stadtentwicklungsziele des 2. 
Bezirkes hätten auch bereits zu dieser Zeit in die Planungen einbezogen werden 
können. Aber das ist genau das Spannende am Planungsprozess, dass man nie weiß, 
was einem der nächste Tag bringt. Die Flexibilität besonders bei langfristigen 
Infrastrukturprojekten ist von zentraler Bedeutung für gute Planungsarbeit.  
 
Das Bewertungsverfahren hat vor allem versucht die Diskussion um die 
Trassenfindung zu versachlichen und transparent zu gestalten. Es diente weiters um 
ein allgemeines Verständnis der Zusammenhänge herbeizuführen.249 Laut 
Planungsunterlagen der MA 18 kann das Bewertungsverfahren als sehr erfolgreich 
beurteilt werden, indem es plausible Ergebnisse liefert. Die Ergebnisse des Verfahrens 
haben zwar als Entscheidungsgrundlage gedient, wurden aber nicht als endgültige 
Entscheidungspräferenz herangezogen. Genau das entspricht eigentlich auch dem 
Wesen von Bewertungsverfahren. Sie stellen zwar eine Entscheidungsvorbereitung 
dar, aber sollen nicht die optimale Variante als einzige Richtige darstellen. Je nach 
Präferenzen der Entscheidungsträger können die unterschiedlichen Wirkungs- und 
Kostenkomponenten auch anders gewichtet werden.  
 
Eine andere Frage ist, ob die Region nach dem Praterstern wirklich ein hochrangiges 
Öffentliches Verkehrsmittel benötigt, oder ob die bereits vorhandenen Bus- und 
Straßenbahnsysteme nicht gereicht hätten die Gegend zu bedienen. Auf alle Fälle 
kommt es einer guten Impulswirkung gleich. Jedoch wird gesehen werden, ob auch 
wirklich die Bevölkerung dementsprechend wächst bzw. ob die Region als 
Wirtschaftsstandort aufgewertet wird. Ob nun die Verlängerung noch weiter in die 
Peripherie wirklich sinnvoll ist sei besonders kritisch zu beleuchten. Die Notwendigkeit 
der U2-Verlängerung ist schon bis zur Aspernstraße fraglich, die Weiterverlängerung 
bis zum Flugfeld erfordert eine Bau- und Siedlungstätigkeit in diesem Bereich, welche 
sich momentan noch nicht abzeichnet. Es scheint als hätte man aus den Erfahrungen 
der „Geister-U-Bahn“ nach Siebenhirten noch nicht gelernt. 
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ABSTRACT 
The extension of the U2 to Stadlau/Aspern is defined by the third phase of construction 
of Vienna’s underground railway network. It was planned in regard to the urban 
development in the 22nd district of Vienna. The whole planning process is examined 
and facts, decisions, strategies and acting persons are explained. The planning steps 
and build-up decisions have been based on the programme of measures, forming part 
of Vienna’s Traffic Concept. This was integrated in the Urban Development Plan which 
was adopted by Vienna’s Municipal Council in 1994. The Municipal Department 18 is 
engaged in making the plans for the underground. Everybody is aware of the 
importance of the underground system by ensuring mobility. But how does the planning 
process work and specially, how does the decision making process of the optimised 
location line of the U2 work? The complex urban planning process can be handled 
easier by using means of cost-benefit-ratios. Together with the Republic of Austria, the 
City Vienna finances the construction of the underground network. Each of the two 
parts contributes 50 percent for building costs. The extension of the U2 line will be via 
the Prater, the area of the football stadium and the Donaustadt Bridge into the 22nd 
district, to Aspernstraße. The location of the line was not agreed on rapidly. There were 
lots of conflicts concerning decision-making, especially for the connection with the 
existing lines. The Municipal Department produced, together with other experts in 
urban transport planning and architects, a kind of cost-benefit study in order to serve as 
a base for political decision. The main aim was a profound examination of possible 
variants that arrive an exact estimate of cost-benefit-ratio. In any case, the cost-benefit 
ratio of an underground system is influenced essentially by an urban development in a 
compact manner (residing and working) in the areas getting developed. The focus lays 
on the elaboration of examination of variants (which is represented by the first part of 
the general planning) for all the segments of lines suggested. A combination of benefit 
and cost in the form of a rather complex effect-analysis served subsequently as the 
basis for thorough discussions concerning the decision for location of the new U2 line. 
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